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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Dr. Frubstorfer: Hoher Bundes- ridJ.te geben, sodann wird die Debatte über 
rat! ICh e r ö f f n e die 292. Sitzung des die zusammengezogenen Punkte unter einem 
Bundesrates. abgeführt. Die Abstimmung erfolgt wie immer 

Das amtlidte Pro t 0 k 0 11 der 291. Sitzung in solChen Fällen getrennt. 
des Bundesrates vom 13. Juli 1910 ist aufge- Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
legen, unbeanstandet geblieben und gilt daher erhoben? - Es ist dies nidJ.t der Fall. Der 
als genehmigt. Vorschlag ist somit angenommen, und wir 

werden in diesem Sinne vorgehen. 
E n t s c h u I d i g t haben sidJ. die Bundes­

räte GÖscb.elbauer, Helene TsChitsChko und 
Pabst. 

IdJ. begrüße die im Hause ersChienenen 
Herren Bundesminister Dr. KirChsdJ.läger, 
Gratz, Dr. Androsdl und Staatssekretär Doktor 
Veselsky. (Beifall bei der SPO.) 

Es ist mir der Vorsdllag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 6 bis 13 der heutigen 
Tagesordnung unter einem abzuführen. 

Es sind dies GesetzesbesdJ.lüsse des 
Nationalrates vom 9. Juli 1910, betreffend 

1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1910, 

2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1910, 

20. Gehaltsgesetz-N ovelle, 

11. Vertragsbedienstetengesetz~Novelle, 

6. Novelle zum LaDUG. 1962, 
eine Novelle zum Landesvertragslehrerge­

setz 1966, 
eine Novelle zum Land- und forstwirt­

sdJ.aftlichen Landeslehrer-Dienstredltsüberlei­
tungsgesetz und 

eine Novelle zum Land- und forstwirt­
sdlaftlidJ.en Landesvertragslehrergesetz. 

1. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 9. Juli 19'10, betreUend ein Bundesgesetz 
über die Erridltuog eines Bundesministeriums 
für Wissensdlaft und Forsdlung und über die 
Neuordnung des Wirkungsbereidles einiger 

Bundesministerien (39'1 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen in die Tagesord­
nung ein und gelangen zum 1. Punkt: ErriCh­
tung eines Bundesministeriums für Wissen­
schaft und Forschung und Neuordnung des 
Wirkungsbereiches einiger Bundes~nisterien. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Reichl. ICh bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Reidll: Hoher Bundesrat! 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates sieht die ErridJ.tung eines Bundes­
ministeriums für WissensChaft und Forschung 
vor und dazu einige Verlagerungen in anderen 
Ministerien. 

Selbstverständlich wurden im Zuge der Dis­
kussion von der Regierungsvorlage (16 der 
Beilagen) bis zur Beschlußfassung im Ver­
fassungsaussChuß des Nationalrates versdJ.ie­
dene Änderungen vorgenommen .. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, In den fünf Abschnitten ist im wesentIidlen 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be- folgendes enthalten: Das Bundesministerium 
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Dr. Reidll 
für Unterricht erhält 
"Bundesministerium für 
Kunst". 

die Bezeidmung 
Unterricht und 

Das Bundesministerium für Verkehr und 
verstaatlichte Unternehmungen erhält die Be­
zeichnung "Bundesministerium für Verkehr". 

Was das neu zu errichtende Bundesmini­
sterium für Wissenschaft und Forschung be­
trifft, wird ihm folgender Aufgabenkreis zuge­
wiesen: die Koordination der Forschungsvor­
haben des Bundes, die Koordination der 
Planung des Einsatzes von Bundesmitteln; es 
übernimmt die Angelegenheiten der wissen­
schaftlichen und künstlerischen Hochschulen 
sowie anderer wissenschaftlicher Anstalten 
und Forschungseinrichtungen. 

Zu seinem Wirkungsbereich gehören Mu­
seen und Bibliotheken, die Angelegenheiten 
der Akademie der Wissenschaften, die studen­
tische Interessenvertretung, das wissenschaft­
liche Dokumentationswesen, die Angelegen­
heiten der wissenschaftlichen Stiftungen und 
Fonds und jene der wissenschaftlichen Samm­
lungen und Einrichtungen. Alle diese Ange­
legenheiten gehörten bisher zum Wirkungs­
bereich des Bundesministeriums für Unter­
richt. 

Dem neu zu errichtenden Ministerium 
werden auch jene Angelegenheiten über­
tragen, die bisher auf Grund des Forschungs­
förderungsgesetzes vom Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie besorgt 
wurden. Ansonsten werden die Bestimmungen 
des Forschungsförderungsgesetzes nicht 
berührt. Ein Vertretungs- und Mitspracherecht 
der bisher mit diesen Fragen betrauten Mini­
sterien ist vorgesehen und im Gesetzes­
beschluß des Nationalrates enthalten. Vor 
allem betrifft das die Lehrpläne, Studienord­
nungen und Forschungsfonds. 

Dem Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten werden die Sachgebiete der 
kulturellen Auslandsbeziehungen und der 
UNESCO und sonstiger zwischenstaatlicher 
Kulturorganisationen zugeordnet. Ihm fallen 
auch die Vorbereitungen von Staatsverträgen 
auf dem Gebiete der Erziehung, der Kunst 
und des Sports zu. 

Die österreichischen Kulturinstitute im Aus­
land fallen in den Wirkungsbereich des Bun­
desministeriums für Unterricht und Kunst. 

Das Bundeskanzleramt übernimmt aus dem 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr und verstaatlichte Betriebe die Auf­
gaben auf Grund des OIG-Gesetzes, die Auf­
gaben des Bergbauförderungsgesetzes und 
und die der Wirlschaftskommission. 

Die Uberführung von Personalständen von 
den bisherigen Ministerien in das neu zu 
errichtende Ministerium für Wissenschaft und 
Forschung wird im Abschnitt V geregelt. 
Ebenso sind hier jene Ministerien angeführt, 
die mit der Vollziehung betraut werden. 

Der Aussc:huß für Verfassungs- und Rec:hts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1910 in 
Verhandlung genommen und mit Stimmen­
mehrheit beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten den An t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz über die Errichtung eines Bundesmini­
steriums für Wissensc:haft und Forsc:hung und 
über die Neuordnung des Wirkungsbereiches 
einiger Bundesministerien, wird kein Ein-' 
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke für den Bericht. 

Zum Wort hat sich der Herr Bundesrat 
Dr. Schambeck gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Scbambeck (OVP): Herr Vor­
sitzender! Meine sehr verehrten Mitglieder 
der Bundesregierungl Hoher Bundesrat! Meine 
Damen und Herren! Bereits bei der Behand­
lung des Entwurfes eines Bundesgesetzes über 
die Errichtung eines Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung und die Neu­
ordnung des Wirkungsbereiches einiger Bun­
desministerien hat die Osterreichische Volks­
partei schon im Nationalrat ihre ablehnende 
Haltung zu diesem Kompetenzänderungsgesetz 
zum Ausdruck gebracht. Unsere Meinung über 
dieses Vorhaben hat sich auch im Bundesrat 
nicht geändert, weshalb unsere Fraktion auch 
in diesem Hohen Hause gegen die Annahme 
dieses Gesetzes stimmen wird. 

Der Grund für diese Ablehnung liegt nicht 
in einer Kompetenzänderung an und für sich, 
wissen wir doch, Hoher Bundesrat, daß der 
Verfassungsgesetzgeber des Jahres 1920 im 
Bundes-Verfassungsgesetz die Organisation 
der Bundesministerien nicht vorherbestimmen 
wollte und im Hinblick auf die jeweils 
entsprechende und zu beachtende Entwicklung 
auch nicht vorhersehen konnte. 

In dem dafür in Frage kommenden Ar­
tikel 11 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes 1920 werden nicht nur nicht die Zahl, 
sondern auch nicht der Wirkungsbereich und 
die Einrichtung der einzelnen Bundesmini­
sterien bestimmt, das wird vielmehr dem ein .. 
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Dr. Sdlambedt 
famen Gesetzgeber überlassen. Ein derartiges 
einheitliches Bundesgesetz ist bisher nicht er­
lassen worden; in· fortschreitender Rechts­
entwiddung werden vielmehr die gesetzlichen 
Organisationsbestimmungen dem jeweiligen 
Stand der Entwicklung und den Bedürfnissen 
angepaßt. 

Wenn die Osterreichisdte Volkspartei ihre 
Ablehnung diesem Kompetenzänderungsge­
setz gegenüber zum Ausdruck. bringt, dann 
sind die Gründe hiefür mehrfadt. Zunächst 
sind wir der Meinung, daß ein derartiges 
Gesetz in entsprechender Weise vorbereitet 
werden muß, um einen sadtgerechten Fort­
sdtritt zu gewährleisten. Das war aber bei 
diesem Gesetz nadt unserer Meinung nicht 
der Fall. 

In überrasdlender Weise wurde am Ende 
der gescheiterten Koalitionsverhandlungen der 
Wunsch nadt einem Bundesministerium für 
Forsdlung ausgedrückt und nadl der Regie­
rungsbildung der Versuch unternommen, mehr 
oder weniger im Alleingang der Minderheits­
regierung ein soldles Bundesministerium für 
Forschung zu schaffen. Der Weg zu dem uns 
heute vorliegenden Gesetz mit der vor­
liegenden Bezeidtnung für das neu gesdtaffene 
Ressort war so verschlungen und hat audl 
oftmalige Namensänderungen als Zeichen 
ständiger Meinungsänderung mit sidt ge­
bracht, daß dies einst einen dankbaren Stoff 
für Dissertationen und Habilitationen abgeben 
wird. 

Hoher Bundesrat! Wir sind wohl der Mei­
nung, daß der Wunsdt nach Kompetenz­
änderung auch für ein Minderheitskabinett 
verständlidl ist, denn auch ein Minderheits­
kabinett hat sich, wenn auch in einem par­
lamentarismen Hindernislauf, um die Aus­
führung seines Regierungsprogramms zu be­
mühen. Wir meinen aber, daß ein solches 
Minderheitskabinett nidtt die ausreichende 
Basis für den so folgensdtweren Sdtritt einer 
Teilung des Unterrichtsressorts ist. 

Als es Ihnen, meine Damen und Herren 
von der SPO-Fraktion des Hohen Hauses, ge­
lungen war, im Nationalrat auch die Frei­
heitliche Partei Osterreichs für Ihr Vorhaben 
zu mobilisieren, hatten Sie angesidlts der 
Ihnen im Bundesrat zur Verfügung stehenden 
Mehrheit auch die Garantie, nom vor den 
Ferien dieses Bundesgesetz besc:hließen zu las­
sen, und damit auch die Möglichkeit, ein Bun­
desministerium für Wissensdlaft und For­
schung zu erridtten. Diese Tatsadle hindert 
uns von der OsterreichiSchen Volkspartei 
heute aber nicht, nochmals und ausdrücklidl 
auf die formellen und materiellen Bedenken 
gegenüber diesem Gesetz hinzuweisen. 

Zunädlst sei hervorgehoben, daß mit einer 
außergewöhnlichen, für einen Juristen gerade­
zu beängstigenden Eile der Entwurf einge" 
bracht wurde. Eine Regierung, die sich, wie 
es bei Ihrem Optimismus der Fall ist, eine 
lange Lebensdauer vornimmt, hätte dies 
meiner Ansicht nach nicht notwendig gehabt. 
Sie könnten es ohne weiteres verkIaften, daß 
der Entwurf zu einem so widltigen und folgen­
schweren Gesetz mit einer entspredtenden 
Begutachtungsfrist zur Stellungnahme ver­
sendet wird. Das war aber nicht der Fall. 
Die Erläuternden Bemerkungen sprechen sogar 
selbst davon, daß die den damit befaßt.en 
Stellen eingeräumte Begutachtungsfrist - idl 
zitiere die Erläuternden Bemerkungen - eine 
verhältnismäßig sehr kurze Frist war. Sie war 
sogar so kurz, daß nicht einmal alle, die sidler 
dafür gewesen wären, ein soldles Ministerium 
zu errichten, weil etwa diese Landesregierung 
von einer SPO-Mehrheit geführt wird, wie 
etwa die Kärntner Landesregierung, die Mög­
lichkeit hatten, ihre sichere Zustimmung (tb­
zugeben. Denn in den Erläuternden Bemer­
kungen steht nur die sichere Zustimmung der 
Burgenländischen und der .Wiener Landes­
regierung. 

Interessant ist es auch, daß eine konkrete 
positive Aufnahme durch jene Stellen, die 
primär durch dieses Gesetz berührt werden, 
weil sie eben auf lehrender oder lernender 
Seite auf Hodtschulboden tätig sind, nämlidJ 
die Osterreidlische Hodlsdtülersdtaft und die 
Rektorenkonferenz, in den Erläuternden Be­
merkungen, die sehr objektiv gefaßt sind, 
überhaupt nicht angeführt wird. Eine positive 
Stellungnahme in diesem Sinne gibt es ja 
überhaupt nicht, außer eine positive Bejahung, 
daß mehr für die Forsdtung erforderlidl ist, 
wovon wir auch überzeugt sind. Es wird nur 
darauf hingewiesen, daß die Stellungnahme 
des Wiener Rektorates positiv gewertet 
werden kann. Das ist allerdings zuwenig. Man 
hätte ein so wichtiges Vorhaben mit allen 
damit befaßten Stellen in Ruhe besprechen 
sollen. Sie haben aber, meine Damen und 
Herren von der SPO, den Weg ins Provi­
sorisdte und Experimentelle vorgezogen. 

Ich spreche, Hoher Bundesrat, vom Provi· 
sorischen und Experimentellen heute auch des· 
halb, weil dies anscheinend ein neues Kenn· 
'Zeichen des politischen Stils der letzten Zeit 
in Osterreich ist. 

Wir haben vor kurzem in diesem Hohen 
Haus die Verabschiedung der halbjährigen 
Verlängerung des Marktordnungsgesetzes· 
und anderer Wirtschaftsgesetze erlebt, eine 
Verlängerung auf ein· halbes Jahr. Welches 
Maß an Rechtsunsicherheit durch mangelnde 
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Dr. Sdlambeck 
Vorhersehbarkeit und Berechenbarkeit 
- was bedauerlich ist - hier geg~ben 
ist, soll registriert werden. Ich werde auch 
dieses Problem aus rechtspolitischer Sicht in 
einem halben J abr näher behandeln. 

Dieselbe mangelnde Vorhersehbarkeit und 
Berechenbarkeit, das Verlieren ins Proviso­
rische . und Experimentelle trifft uns - lesen 
Sie nur die heutigen Zeitungen - auch bei 
diesem Kompetenzänderungsgesetz; auch als 
Rechtslehrer möchte ich darauf besonders hin­
weisen. 

"Umfangreiche Kompetenzänderung steht 
uns für den Herbst bevor'" - Sie lesen es 
heute in den Zeitungen. Der gestrige Minister­
rat hat sich Gedanken um ein umfang­
reiches Kompetenzänderungsgesetz gemacht. 
Wenn die Zeitungen hier richtig berichten, 
hat der Herr Bundeskanzler die Regierungs­
mitglieder aufgefordert, sich über die Ferien 
Gedanken zu machen, was selbstverständlich 
auch eine Verpflichtung für die Opposition 
ist. Treffend schrieb Ronald Barazon in den 
"Salzburger Nachrichten", einer unabhängigen 

so wichtige verstaatlichte Industrie ver­
schoben. 1946 bis 1949 war das Bundesmini~ 
sterium für Vermögenssicherung und Wirt­
schaftsplanung zuständig, von 1949 bis 1956 
das Bundesministerium für Verkehr und ver .. 
staatlichte Industrie, von 1956 bis 1959 die 
Bundesregierung, von 1959 bis 1966 das Bun .. 
deskanzleramt, und zwar eine eigene Sektion, 
von 1966 bis 1969 das Bundesministerium für 
Verkehr und verstaatlichte Industrie, und ab 
nun, meine sehr Verehrten, ist wieder das 
Bundeskanzleramt zuständig. 

Auch diese Kompetenzverschiebungen und 
die verschiedenen Rechtsformen der Verwal­
tung der verstaatlichten Industrie in den 
letzten beiden Jahrzehnten bieten ein dan­
kenswertes Exerzierfeld für das allgemeine 
Verwaltungsrecht . und auch für Themen von 
Dissertationen und Habilitationen. Der Preis, 
den die verstaatlichte Industrie und die Wirt· 
schaft für diese Kompetenzverscbiebungen zu 
zahlen hat, ist meiner Ansicht nach ziemlich 
hoch. Ich glaube, man sollte hier den Weg 
zu einer dauerhaften Lösung finden. 

Zeitung, vom 8. Juli: "Fortsetzung folgt im Besonders bemerkenswert sind im vorlie· 
Herbst." Und Hubert Feichtlbauer überschrieb genden Gesetzesbeschluß die Versdliebungen, 
die Glosse über das vorliegende Gesetz, sein die sich für das Unterrichtsressort ergeben. 
Vorhaben und seine Durchführung in Aktion Die brauchbare Einheit der Zuständigkeit auf 
und Motivation richtig bewertend, als "Pre- dem Gebiet der kulturellen Auslandsbezie· 
stigegesetz". hungen, die ihr ehemaliger Leiter, der gegen· 

Meine Damen und Herren! In einer Zeit des wärtige Abgeordnete zum Nationalrat Doktor 
Bemühens um Verwaltungsvereinfachung, in Karasek, als eine seit 1966 bestehende Einheit, 
der sogar der deutsche Bundeskanzler Willy als eine Einheit der Gesetzes-, der Kredit- und 
Brandt in Bonn eine Verminderung der Mini- der Personalkompetenz im Nationalrat be· 
sterienzahl einführte, soll in Wien eine Ver- zeichnet hat, wird zerschlagen. Teile kommen 
größerung beschlossen werden. Sprechen die in das Bundesministerium für Auswärtige An· 
die Gründe dafür? Ich möchte nicht ober- gelegenheiten, Teile verbleiben im Bundes· 
fläc:hlich sein und bloß sagen, daß für ein ministerium für Unterricht. Die Einheit, Hoher 
bereits als Bundesminister ernanntes Regie- Bundesrat, geht verloren! 
rungsmitglied ein Ressort gefunden werden Die Erläuternden Bemerkungen weisen 
mußte; denn dazu ist die Wissenschaft und richtig auf die Wiederherstellung des Kon­
ForsdlUng ein zu wichtiges Problem und die zeptes hin, das dem Bundesgesetz über die 
gegenwärtig damit befaßte Frau Bundes- Errichtung des Bundesministeriums für Aus­
minister Dr. Firnberg eine zu ernst zu neh- wärtige Angelegenheiten 1959 zugrunde lag. 
mende und achtenswerte Politikerpersönlich- Hoher Bundesrat! Ob diese zeitliche Rück­
keit. wendung auch mit einem sachlichen Fort-

Ich möchte mich, meine Damen und Herren, schritt verbunden wird werden können, 
nun mit den materiellen Gründen unserer möchte ich im Hinblick auf das, was bis 1966 
Bedenken, mit dem Inhalt des Kompetenz- und nach 1966 auf dem Gebiete der Auslands· 
änderungsgesetzes auseinandersetzen. Lassen kulturarbeit an Leistungen erbracht werden 
Sie mich dabei gleich mit den kleineren, aber konnte, bezweifeln. 

nicht weniger wichtigen Kompetenzverschie- Geradezu überraschend und einschneidend 
bungen beginnen. 

ist die Teilung des Unterrichtsressorts in ein 
Einer langandauernden, allerdings, meine Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Damen und Herren, weder vom Politischen und in eines für Wissenschaft und Forschung, 
noch vom Remtlichen her positiv zu. bewer· überraschend deswegen, weil die SPO ebenso· 
tenden Tradition entsprec:hend wird nach jeder wenig wie die Minderheitsregierung selbst ein 
Wahl die Kompetenz für die für Osterreic:h. eigenes Forschungsprogramm vorgelegt hat. 
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Ich bin im Zuge meiner Vorbereitung auf die 

heutige Tagesordnung vorgestern selbst in die 
in der Löwelstraße befindliche sehr gute BuCh­
handlung gegangen und habe Ihr Bildungs­
konzept verlangt. Ich versuchte dort, den 
Forschungsteil nachzulesen. Ich habe dann 
ausdrücklich gebeten: Bitte mir auch das For­
sdtungsprogramm zu verkaufen. - Das 
freundliche Fräulein mußte mir auf wieder­
holtes Befragen zweimal sagen: Das gibt es 
nicht. (Heiterkeit. - Bundesrat B ü r k 1 e: 

programm darauf hingewiesen, welche Bedeu­
tung die Hochschule und die wissenschaftliche 
Forschung für das gesamte Bildungswesen 
haben. Sie haben zum Beispiel auch darauf 
hingewiesen, daß die Pädagogischen Akade­
mien, einzelnen ausländischen Vorbildern fol­
gend, Anstalten der Hochschulen und Uni­
versitäten werden sollen. Hier haben Sie aller­
dings die Pädagogischen Akademien nicht dem 
Hochschul- und Forschungsministerium, son­
dern dem Unterrichtsministerium zugeordnet. 

Nicht zu glauben!) Ich will als Optimist sagen: 
Das gibt es no c h nicht. (Neuerliche Heiter-
~eit.l . 

Ich weiß, daß hier Kompetenzverflechtungen 
hergestellt worden sind. Man bemüht sich, 
das Einvernehmen, herzustellen. Allerdings 

Meine sehr Verehrten! Ein solches For- wird dieses Einvernehmen zuwenig sein,. 
sdlUngsprogramm hätte allerdings ein solches 
Vorhaben der SPO, ein Forschungsministerium 
zu schaffen, vermuten und rechtfertigen lassen. 

Die Anerkennung der NotwendIgkeit der 
Forschung, Hoher Bundesrat, meine Damen 
und Herren von der SPO-Fraktion, teilen wir 
mit Ihnen. Eine verbesserte Forschung führt 
zu tedmischem Fortschritt, dieser zu Wirt­
smaftswachstum und zu sozialer Simerheit. 
Wir wollen doch in Osterreich gemeinsam 
erreichen, daß wir für inländische Patente aus 
dem Ausland mehr bekommen, als wir für 
ausländische Lizenzen im Inland dem Ausland 
zahlen müssen. 

Die OVP hat sich daher erfolgreich in den 
von ihr zu vertretenden Budgets um eine ver­
mehrte Forschungsförderung bemüht und hat 
die Initiative zu dem auch von Ihnen mit­
gestimmten Forschungsförderungsgesetz er­
griffen. Wir sind aber, Hoher Bundesrat, der 
Meinung, daß ein neues Bundesministerium 
a Hein, nämlich die Organisation als Selbst­
zweck, zuwenig ist! Was notwendig wäre -
lassen Sie mich das unterstreichen .....;., wäre 
ein Forsdmngsfinanzierungskonzept gewesen. 
Das haben ,Sie aber mit dem vorliegenden 
Gesetzesbesdlluß und . Ihrem politischen 
'Vollen auch ani Ende der Koalitionsverhand­
lungen nicht vorgelegt. 

Es ist auch notwendig, darauf hinzuweisen, 
welche Folgen sich aus dieser Teilung des 
Unterrichts ressorts ergeben. Erstens möchte 
ich bemerken, daß wir - was ja hinlänglich 
bekannt ist, aber doch zuwenig beachtet wird, 
d.enn sonst würden wir UIis mit diesem Gesetz 
nicht so auseinanderzusetzen haben - in 
einer Zeit einer umfassenden Reform des Bil­
dungswesens leben, in der eine Trennung der 
~chulen von den Hochschulen verheerende 
Folgen mit sich bringen kann. 

Dabei möchte ich betonen, daß sich die SPO 
selbst widerspricht, denn (zur SPO gewendet) 
Sie haben in Ihrem lesenswerten Bildungs-

Es sei auch darauf hingewiesen, welche 
Komplikationen sich dadurch ergeben, daß 
die Schulreformkommission von einer anderen 
Person mit Ministerverantwortlichkeit zu 
führen ist als die parlamentarische Hoch­
schulreformkommission, während bisher durch 
eine Person in einem Ressort doch eine 
bessere Abstimmung möglich war. 

In diesem Zusammenhang erlauben Sie mir 
folgende kulturpolitische Feststellung zu 
treffen: Wir dürfen die Schulreform nicht ge­
trennt von der HodlsChulreformsehen. leb 
glaube, hier könnten wir einer Meinung sein, 
wenn ausgedrückt wird ... (Bundesrat Doktor 
S kot ton: Kaum!) Ich glaube kaum, Herr 
Bundesrat Dr. Skotton, daß Sie auf Dauer in 
der parlamentarischen· Hochscbulreformkom­
mission sagen können, daß die Vorfragen -
lassen Sie mich das feststellen - der Schule 
der 10- bis 14jährigen, die Langform der AHS, 
die neue Sinngebung ,der Mittelschulreifeprü. 
fung keine Vorfragen für die gesamte Hoch4 

schulreform sind. (Bundesrat Dr. S k 0 tt 0 n: 
Soviel Koordination können Sie uns schon 
2utrauenl) 

Meine sehr Verehrten I Ich glaube, hier wird 
die fehlende· Vereinheitlichung zu Kompli­
kationen, die . man siCh. ersparen könnte, 
führen. Es wird Komplikationen auch deshalb 
geben, weil auf Grund der BezeiChnung "For­
sdlUngsministerium" angenommen, werden 
kann, daß alle ForsdlUng zusammengefaßt 
wurde, was aber nidlt der Fall ist. Es ist· mit 
anderen Bundesministerien zwar eine Koor­
dination, aber keine Forschungskonzentration 
vorgesehen. Ich möchte betonen, daß nidlt 
einmal alle Forschungsangelegenheiten des 
Unterrichtsministeriums dem Forschungsmini­
sterium abgetreten wurden, denn die For­
schungs- und Versuchsanstalten bleiben ihrer 
Nähe zum übrigen Schulwesen wegen beim 
Unterridltsministerium, was neuerlich zeigt, 
daß siCh die ForsChung in dieser Weise von 
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dem übrigen Bildungswesen nidlt getrennt or­
ganisieren läßt. Der Zusammenhang mit dem 
gesamten· Bildungswesen ist eben zu stark. 

In diesem Zusammenhang verstehe ich auch 
die mir ridltig ersdleinende Feststellung des 
Herrn Bundeskanzlers Dr.· Bruno Kreisky in 
seiner Regierungserklärung - ich zitiere 
wörtlich -: "Die Bildungspolitik bedarf daher 
eines in allen Teilen aufeinander abge­
stimmten Bildungswesens, das von der vor­
sdlulisdlen Erziehung bis zur Erwadlsenen­
bildung reicht." 

Dieser Feststellung des Herrn Bundeskanz­
lers Dr. Kreisky in seiner Regierungs­
erklärung - eine Feststellung, die zu unter­
streichen ist - wurde mit dieser Zellteilung 
eines lebendigen Organismus des Kulturge­
schehens in zwei Ressorts nicht entsprochen, 
sondern es wurde ihr widersprochen. 

In gleicher Weise wurde in einer nicht der 
Natur der Sache entsprechenden Weise die 
Kunstangelegenheit erfaßt. Denkmalschutz 
und Museen werden nicht dem neuen Bundes­
ministerium für Unterricht und Kunst, sondern 
dem Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung zugeteilt, obgleich sie mehr zur 
Kunst als zur Wissenschaft gehören. 

Ober die Regelung der Kunsthochschulen 
kann man diskutieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Welche weiteren ungelösten Probleme man 
sich hätte ersparen können, wird sich noch 
in Zukunft zeigen. Diese Zukunft werden wir 
aber alle, ob Angehörige der Regierungspartei 
oder Angehörige der Opposition, zu bewäl­
tigen und mitzuvertreten haben. 

Darum schiene es mir sehr wichtig und 
anläßlich der Behandlung eines Gesetzes, das 
zur Bildung eines Ministeriums für Wissen­
schaft und Forschung führen soll, auch pas­
send, heute hier im Bundesrat, der 1958 ver­
dienstvoll die Initiative zur Schaffung der 
parlamentarischen Hochschulreformkommis­
sion ergriffen hat, anzuregen, daß wir an­
läßlich der Aussprache über den zu erwar­
tenden Bericht der parlamentarischen Hoch­
schulreformkommission vielleicht eine Grund­
satzdebatte über Situation und Reformmög­
lichkeiten der Hochschulen abführen. Es ist be­
dauerlich, daß bei einer so umfangreichen 
Tagesordnung hier niCht die Möglichkeit einer 
so notwendigen Grundsatzdebatte über die 
Hochschulreform besteht, obwohl die Offent­
lichkeit dies wirklich erWarten würde. Denn 
das Parlament hat mit die Aufgabe zu er­
füllen, zu einem vermehrten Bildungsbewußt­
sein in der Offentlichkeit und zu einer ver­
besserten Bildungsverantwortung des ein­
zelnen beizutragen. 

Hoher Bundesrat! D~u sind OrganisaÜons­
fragen nicht Selbstzweck, son4ern Mittel zum 
Zweck. Darum lassen Sie mkb schon heute 
dieser küDltigen Aussprache über die Hoch­
schulreform die Bemerkung als Prolegomena 
vorausschicken, daß ich die Schul- und Hoch­
schulreformziele nicht als getrennte Aufgaben, 
sondern als aufeinander abzustimmende Ziele 
ansehe. 

Ich bin der Meinung, daß diese Reform 
nicht mit Gewaltakten eines abgekürzten Be­
gutachtungsverfahrens, das Ergebnisse im 
Experimentellen und Provisorischen bringt, 
durchgeführt werden kann, sondern daß viel­
mehr auf Grund von Konzepten, die. vorher­
sehbar, berechenbar und studierbar sind, vor­
gegangen werden soll. Man soll jenen Weg 
gehen, den Minister Dr. Mock angekündigt 
und zu dem auch Minister Gratz seine Zu­
stimmung gezeigt hat, nämlich daß man das, 
was man durchführen will, zunächst versuchen 
soll. 

Außerdem möchte ich darauf hinweisen, daß 
es dringend erforderlich ist, daß sich die Schul"; 
und Hochschulrefonn nicht in Form eines 
ideologischen und weltanschaulkhen Schützen­
grabenkampfes abspielt, sondern vielmehr im 
Einvernehmen mit allen Beteiligten ein Weg 
gefunden wird. Dazu wäre es dringend er­
forderlich, daß in der Hocbschulreformkom­
mission - ich weiß, daß ich dieses Ersuchen 
an Abwesende richte - alle Beteiligten mit­
arbeiten und wissen, daß der Ton die Musik 
macht. (Bundesrat Dr. S kot ton: Wirken Sie 
auf Ihre Kollegen ein, Herr Professor!) Wir sol­
len hier gemeinsam auf die verschiedenen Sei­
ten einwirken, daß auch jene menschlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden, wonach 
die Professoren nicht als pragmatisierte 
Sprechbeamte beurteilt werden, die nach einem 
gehaltenen Monolog auf einen zu leistenden 
Applaus warten, und die Studenten nicht als 
immatrikulierte und inskribierte Revolutio­
näre, sondern vielmehr als Beteiligte an 
einem Geschehen gewertet werden, die in 
einer der heutigen Zeit angepaßten Weise eine 
Schicksals .. , Lehr-, Forschungs- und Lern­
gemeinschaft darstellen. 

Aus diesem Grunde möchte ich Ihre Auf­
merksamkeit bejahend auf die Forderung des 
Klagenfurter Studententages hinlenken, wobei 
ich mein Bedauern ausdrücken will, daß kein 
Mitglied der Bundesregierung der Einladung 
der Osterreichischen Hochschülerschaft, nach 
Klagenfurt zu kommen, nachgekommen ist. 
Die Osterreichische Hochschülerschaft fordert 
ein Studentenvertretungsgesetz, das auf 
Instituts-, Fakultäts- oder Fach-, Hochschul­
und Bundesebene die gesetzliche Voraus-

687 
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setzung dafür bietet, daß in Osterreich eine 
weniger hierarchische, sondern mehr partner­
schaftliChe Ordnung - das darf ich audt als 
Ordinarius sagen - an unseren Hohen 
Schulen einzieht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Ich möchte audt dem Wunsche Ausdruck 
geben, daß ein solches Gesetz noch vor den 
bevorstehenden österreithischen Hochschüler· 
smaftswahlen hier verabschiedet wird, damit 
die Studenten wissen, daß das, was sie wählen 
sollen, Sinn und Zweck hat und lebensnah ist. 

In diesem Sinne glaube ich, daß uns über 
alle Organisationsfragen hinweg große Auf­
gaben bevorstehen, die nicht allein für das 
Bildungsgeschehen, sondern überhaupt für das 
öffentliche Leben und zum Nutzen der Freiheit 
des einzelnen überhaupt wichtig sind und zu 
denen die wirtschaftlichen, sozialen und kul­
turellen Voraussetzungen geboten werden 
sollen. 

Hoher Bundesrat I Diese Bemerkungen habe 
ich mir überleitend auf die auf uns im Herbst 
wartenden Aufgaben der Bildungsreform ge­
stattet. Ich habe mir gerade Ihnen gegenüber, 
Frau Bundesminister Dr. Firnberg, diese Be­
merkungen erlaubt, weil bei aller an dem 
vorliegenden Gesetzentwurf geübten Kritik an 
der Teilung des uns sehr nahestehenden 
Ministeriums am Minoritenplatz bemerkt sei, 
daß gerade Sie auf Grund Ihrer anzuerken­
nenden Bildung und Lebensarbeit den Beweis 
geliefert haben, daß Sie selbst bereit waren, 
in schlemten Zeiten im Dienste der Wissen­
schaft und Forschung tätig zu sein. Sie 
besitzen daher die persönliche Glaubwürdig­
keit für jene Redlichkeit des Wollens, das 
in, der Wissenschafts- und Forschungspolitik 
erforderlich ist. Ich persönlich bin allerdings 
der Meinung, daß Ihnen mit diesem Gesetz 
kein guter Dienst für dieses Wollen geleistet 
wird. (Anhaltender Beifall bei der öVP.) 

Vorsitzender: Zu Wort hat sich der Herr 
Staatssekretär Veselsky gemeldet. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Sehr geehrter Herr Vorsitzenderl 
Hoher Bundesrat I Der Herr Abgeordnete 
Professor Dr. Schambeck hat gesagt, daß mit 
diesem Kompetenzgesetz keine Gewaltakte 
gesetzt werden sollten. Ich darf hier vielleicht 
etwas in Erinnerung rufen, was Dr. Withalm 
in diesem Zusammenhang gesagt hat. Er be­
stätigte nämlich der Regierung, daß sie Macht 
bisher nicht mißbraucht habe, und zwar in 
keinem einizgen Fall mißbraucht habe. 

Der Herr Abgeordnete Professor Dr. Scham­
beck qualifizierte diesen Entwurf als Weg ins 

Provisorische und Experimentelle. Dazu darf 
ieh folgendes informierend mitteilen: Diese 
Bundesregierung hat sich verpflichtet, das 
große Kompetenzgesetz auszuarbeiten und so 
bald als möglich den gesetzgebenden Körper­
schaften zuzuleiten. Damit hat diese Bundes­
regierung erstmals eine so weitgehende Ver­
pflichtung auf sich· genommen, eine dauerhafte 
und grundlegende Lösung zu finden. Bezüglidl 
der Ausführungen meines Vorredners kann 
ich nur das Gegenteil erkennen. Ich würde 
Sie, Herr Professor Dr. Schambeck, bitten, die 
Dinge so zu verstehen, wie wir sie von der 
Arbeitsteilung und von der Einteilung unserer 
Aufgaben her aufgefaßt haben: daß wir diese 
kleinere Regelung brauchen, um überhaupt 
die Regierungsarbeit rational aufteilen zu 
können, und daß darüber hinaus alles unter­
nommen werden soll, um dauerhafte und lang­
fristige Rekonstruktionen einzuleiten. 

Nun hat Herr Professor Dr. Schambeck. audl 
im Interesse der Verwaltungsvereinfachung 
bedauert, daß es nach diesem Entwurf mehr 
Ministerien geben wird. Dazu darf ich infor­
mierend feststellen, daß es nicht mehr Minister 
geben wird als zuletzt. Es ist nämlich so, 
daß die Funktion des Vizekanzlers nunmehr 
in Personalunion durch Herrn Sozialminister 
Häuser ausgeübt wird; somit gibt es trotz 
Errichtung eines zusätzlichen Ministeriums 
keinen einzigen Minister mehr. Ja ganz im 
Gegenteil, die Zahl der Regierungsmitglieder 
ist von 16 auf 15 reduziert worden. Wir 
glauben daher, daß das vielleimt auch als 
ein Beitrag zur Vereinfamung, zumindest zur 
Verbilligung angesehen werden kann. . 

Wenn gesagt wurde, daß eine dauerhafte 
Lösung für die verstaatlimte Industrie not­
wendig wäre, so darf iCh hier völlig zustim­
men. Im glaube auch, daß wir eine ruhige 
Entwicklung in diesem Bereich ganz beson­
ders nötig haben. Aber im darf hier fest­
halten, daß bei den Rekonstruktionen und 
Kompetenzänderungen der Vergangenheit nie­
mals so wenig verändert wurde wie jetzt. 
Jetzt ist es doch so, daß nur die Ausübung 
der Eigentümerrechte an der OIG-AG. vom 
Bundesministerium für Verkehr an das 
Bundeskanzleramt übertragen wird. Das ist 
alles. 

Wenn wir jetzt dennoch von Rekonstruk­
tionsmaßnahmen in der Offentlichkeit hören, 
so ist das darauf zurückzuführen, daß die 
OIG-Ges. m. b. H. auf Grund der OIG-Gesetz­
Novelle in eine AG. umgewandelt wurde: 
also in eine Aktiengesellschaft. Aber das ist 
nicht Ausfluß dieses Kompetenzgesetzent­
wurfes, sondern Ausfluß der letzten OIG­
Gesetz-Novelle. 
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Idl darf wiederholen, daß es anläßlidl eines 

Regierungswechsels in betreff verstaatlichte 
Industrie in der Vergangenenheit niemals eine 
so geringe Veränderung gegeben hat wie 
jetzt. Damit will diese Regierung zum Aus­
dru<k bringen, daß sie an einer kontinuier­
lichen Entwi<klung auf diesem Sektor ganz 
besonders interessiert ist und nur so viel 
zu ändern wünscht, als unbedingt notwendig 
ist. 

Wenn Sie nach der Räson fragen, die 
dahintersteht, dann darf idl vielleicht folgen­
des andeuten: Fragen der verstaatlichten 
Industrie sind hochpolitischer Natur. Es han­
delt sich dabei nicht nur um Wirtschafts­
politik, sondern auch um Fragen der großen 
Politik. Es ist nur allzu verständlich, daß 
diese Arbeiten, die sehr schwierig zu lösen 
sind und die sehr viel Koordination mit den 
Ländern, mit den Interessenvertretungen und 
mit den Parteien erfordern, auch von jenem 
Politiker geleistet werden, der dazu vielleicht 
das stärkste Standing in der Regierung, in 
der Politik überhaupt hat. Ich danke Ihnen 
schön. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich weiter 
gemeldet Herr Bundesrat Dr. Skotton. Ich er­
teile es ihm. 

Bundesrat Dr. Skotton (SPO): Hoher Bundes­
rat! Meine Damen und Herren I Ich lese auf 
Seite 40 der Broschüre "Erfolg für Osterreich" 
die bezeichnenden Sätze: 

"WünsChenswert ist insbesondere die Klar­
stellung der zuweilen unklaren und schwer 
feststellbaren Kompetenzen der Bundesmini­
sterien durch eine übersichtliche bundegesetz­
liche Regelung. Besonders vordringlich wird 
die baldige KlarsteIlung zweifelhafter und 
strittiger Zuständigkeiten der Bundesministe-
rien zu sein haben." . 

Das ist eine Broschüre, die "Erfolg für Oster­
reich - Durchführung der Regierungserklä­
rung aus dem Jahre 1966" heißt. Die Soziali­
sten werden freilich eine solche Broschüre 
nicht herausgeben, weil ja, wie Sie wissen, 
die sozialistische Regierung die bisher von der 
OVP für Regierungspropaganda verwendeten 
Gelder für die ForsChung gewidmet hat. 
(Ironische Heiterkeit bei der OVP.) 

Wenn man aber diese Sätze liest, meine 
Damen und Herren, so kommt einem folgen­
des vor: Wenn die sozialistische Regierung 
jetzt darangeht, eine Kompetenzbereinigung 
durChzuführen, dann werden Bedenken ange­
meldet, die nicht stichhaltig sind Und die 
darin gipfeln, daß davon gesprochen wird, 
daß Angelegenheiten mit einer für Juristen 
beängstigenden· Eile durChgeführt werden. 
Darüber kann man sich nur wundern. An-

sdleinend können Juristen, zumindest wenn 
sie Universitätsprofessoren sind, Angelegen­
heiten nur sehr dilatorisch behandeln. ' 

Meine Damen und Herren I Ich möchte im 
Namen der sozialistischen Fraktion die Sdlaf­
fung eines eigenen Ministeriums für Wissen­
schaft und Forschung begrüßen. Idl möchte 
hier als Vertreter der größten Akademiker­
organisation Osterreichs meiner Freude dar­
über Ausdruck geben, daß damit einer Resolu­
tion des Bundes Sozialistiscber Akademiker 
entsprochen wird. Wir haben auf unserer 
letzten Jahreshauptversammlung an alle 
Intellektuellen Osterreichs appelliert, sich der 
Forderung nadl Schaffung eines solChen Mini­
steriums anzuschließen. 

Wir treten deshalb so nachhaltig dafür ein, 
weil Wissenschaft und Forschung in einer 
modernen Gesellschaft einen so bedeutenden 
Platz einnehmen, daß es notwendig zu sein 
scheint, mit den Problemen der Förderung, 
der Weiterführung und der Koordination ein 
selbständiges Ministerium zu befassen. 

Durch die Schaffung eines eigenen Kompe­
tenzbereiches für Wissenschaft und Forschung 
wird dokumentiert, welche Bedeutung eine 
Regierung dem echten Vorrang sowohl der 
Bildung als auch der Wissenschaft und der 
Forschung beimißt. Durch die Errichtung eines 
eigenen Ministeriums für Wissenschaft und 
Forschung werden bessere Voraussetzungen 
geschaffen, die die freie Entwicklung von 
Wissenschaft und Forschung fördern. 

Meine Damen und Herrenl Die ganze Zwie­
spältigkeit der OVP-Kulturpolitik äußert sich 
in der Einstellung dieser Partei zur Schaffung 
eines solchen Ministeriums. Hier wird meiner 
Meinung nach nicht sachlich argumentiert. 
Hier wird in sehr fragwürdiger Weise von 
einer Lex Firnberg gesprochen, aber niemand 
von der OVP hat sich bisher mit dem Argu­
ment auseinandergesetzt, daß es in der 
heutigen Zeit einem Minister unmöglich ist, 
ein so großes Gebiet ridltig zu betreuen, wie 
es das bisherige Unterrichtsministerium um­
faßte. Das haben sämtliche OVP-Unterrichts­
minister von 1945 bis 1970 bewiesen, zuletzt 
Piffl, der am Widerstand seiner eigenen Partei 
scheiterte. 

Und schließlich auch Mo<k, dem es, Herr 
Professor Schambe<k, zum Beispiel entgangen 
ist, daß der Bericht der parlamentarischen 
Hochschulkommission, den Sie erwähnt haben, 
ordnungsgemäß dem Bundesrat hätte zuge­
leitet werden müssen. Es steht zwar auf 
diesem Bericht: "Bericht des Bundesministe­
riums für Unterricht an den Bundesrat über 
die bisherige Tätigkeit der Hochschulreform­
kommission" . Nur ist dieser Bericht beim 
Bundesrat nicht eing~langt. Die einzelnen 
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Bundesräte haben ihn zugesa:Q.dt bekommen. 
Das hat aber rechtlich gar keine anderen 
Folgen, als wenn ein Privatbrief des damali­
gen Unterrichts ministers Dr. MoCk an einzelne 
Bundesräte gegangen wäre. 

Wir hätten diesen Bericht, Herr Professor 
SchambeCk, schon lange diskutieren können, 
wenn uns der damalige Herr Unterrichts­
minister Dr. Mock diesen Bericht ordnungs­
gemäß übermitteit hätte. Ich frage mich: Kann 
ein österreichischer Minister so unwissend 
sein, daß er nicht weiß, wie ein solcher Bericht 
ordnungsgemäß zu übermitteln ist, oder ist 
ihm das jnfolge der Größe des Ressorts viel­
leidlt entgangen? (Bundesrat B ü r k I e: 
Wollen Sie also dem Minister die Schuld für 
die postalische Fehlleistung geben? - Zwi­
schenruf des Bundesrates Dr. H e ger.) 

Herr Dr.· Hegerl Wir haben im Bundesrat 
beschlossen, daß binnen Jahresfrist ein Bericht 
des Unterridltsministeriums an den Bundesrat 
zu erstellen ist. Diesem Beschluß sind die 
Herren Minister Mode und Piffl nicht nach­
gekommen. Dieser Bericht ist nicht im Bundes­
rat eingelangt. Sie haben diesen Bericht als 
Mitglied des Bundesrates privat bekommen, 
aber er kann nicht auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, solange er nicht ordnungs­
gemäß eingelangt ist. Das ist ein feiner 
Unterschied. Entweder wußte das der Herr 
Minister nicht, oder es ist ein politischer 
Trick. Es wäre sehr bedauerlich, wenn Regie­
rungsmitglieder mit derartigen politischen 
Tricks arbeiten. (Bundesrat B ü r k 1 e: Das ist 
eine bösartige Unterstellung, sonst gar nichts!) 
Herr Bürklel Denken Sie lieber an Bludenz, 
bevor Sie etwas unterstellen. (Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren I Wenn die OVP 
heute so gegen die Errichtung eines Mini­
steriums für Wissenschaft und Forschung ist, 
dann erinnern sich die Damen und Herren 
der OVP anscheinend nicht daran, daß bereits 
im Jahre 1964 die 2. Internationale parlamen­
tarisch-wissenschaftliche Konferenz in Wien 
mit Zustimmung der OVP-Delegierten fol­
gende Empfehlung gegeben hat. Ich zitiere 
wörtlich: 

"In jedem Land soll es einen Minister 
geben, der mit der Förderung und Koordina­
tion der Wissenschaftspolitik mit all ihren 
Aspekten beauftragt ist." 

Diese Empfehlung entspringt der Erkennt­
nis, daß die traditionellen Ministerien einer 
wirksamen Wissenschaftspolitik nicht mehr 
gewachsen sein können. So die Internationale 
parlamentarisch-wissensdlaftliche Konferenz 
im Jahre 1964. 

Die sozialistische Regierung will nun diese 
auf internationaler Basis gegebene Empfeh­
lung verwirklichen, wozu die OVP-Allein-

regierung in vier Jahren nicht in der Lage war. 
Auch wenn. Sie jetzt "Unterste.Dung" sagen, 
scheint es mir doch einem Neidkomplex zu 
entspringen, daß man sich jetzt gegen eine 
Maßnahme der Sozialisten wendet, weil wir in 
der Lage sind und bereit waren, einer Emp­
fehlung dieser parlamentarisch-wissenschaft­
lidlen Konferenz zu· entsprechen. 

Mit der Gründung eines Ministeriums für 
Wissenschaft und Forschung steht Osterreich 
keineswegs allein da. Viele Staaten haben 
diese Empfehlung dieser parlamentarisch­
wissenschaftlidlen Konferenz bereits realisiert, 
darunter viele Industriestaaten, aber auch 
viele Entwicklungsländer. 

Die gesamte Problematik eines Wissen­
schaftsministeriums umriß schon im Jahre 
1964 der britische Wissenschaftsminister Lord 
Hailsham so zutreffend, daß ich ihn hier 
zitieren möchte. Er sagte: "Gebraucht wird 
nicht ein einziger wissenschaftlicher Planungs­
stab, der Teil einer einzigen Wissensdlafts­
behörde ist und über die Vorrangstellung des 
Synchrotrons oder der Zusdlüsse für die 
medizinisdle Forschung befindet, sondern eine 
ganze Reihe von Planungs stäben ... , die die 
wissenschaftliche Forsdlung in den Teilgebie­
ten leiten ... Gleichzeitig muß es natürlich eine 
Institution geben, die sich der allgemeinen 
Aufsichtsfunktion annimmt, indem sie Lücken 
oder Zeichen· ungleicher Gewichtsverteilung 
nachspürt und die Teile in das allgemeine 
wirtschaftliche, kulturelle und soziale Gefüge 
der Gesamtgesellschaft eingliedert." 

Das war 1964 in England, und dieses Land 
kann für uns punkto Forschungsförderung 
wohl als ein vorbildliches Land gelten. Wir 
sind gegenüber diesem hodlindustrialisierten 
Land bereits viele, viele Jahre in Verzug. 

In anderen Ländern, meine Damen und 
Herren, werden für Forschung und techno­
logische Entwicklung 1,5 bis 3 Prozent vom 
Bruttonationalprodukt aufgewendet. In Oster­
reich sind es derzeit bestenfalls 0,6 Prozent, 
wie aus einer Studie des Arbeiterkammer­
tages hervorgeht. Und selbst dieser Prozent­
satz von 0,6 Prozent erscheint überhöht, weil 
dabei generell 30 Prozent der Gesamtausgaben 
für die Hochschulen und für die wissenschaft;. 
lidlen Anstalten als forschungswirksam ange­
nommen wurden. (Bundesrat B ü r k 1 e: Herr 
Dr. Skottonl Sind bei den 1,5 bis 3 Prozent 
bei den anderen schon die Kosten für die 
Forschung für den Krieg, tür Waffentechnik 
und so weiter dabei?) Nein, nicht für Ver­
teidigungsforschungl (Bundesrat B ü r k 1 e: 
Das glauben Sie!) Sie können das im OECD­
Bericht nachlesen. Ich werde so frei sein und 
mir erlauben, Ihnen diesen zu übersenden, 
Herr Bürkle. 
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Die frühere OVP-Regierung versuchte, ihr 

Versagen auf diesem Gebiet, auf dem Gebiet 
der Forschungsförderung und der Wissen­
smaftspolitik, immer wieder mit dem Schlag­
wort vom Vorrang für Bildung und Forsmung 
zu vertusmen. Aber nom ist allen von uns 
der Notsdlrei der beiden Forschungsfonds in 
Erinnerung. Dieser Notschrei hatte nicht 
zuletzt seine Ursache darin, daß es bisher 
kein Forschungskonzept gab und bis heute 
noch nicht gibt. Denn je beschränkter die 
Mittel sind, umsomehr müssen die Ziele der 
Forschung und Entwicklung in besonderem 
Maß auf die wirtschaftlichen und sozialen 
Erfordernisse abgestimmt sein. Das ist keine 
sozialistische Erfindung, zu diesem Ergebnis 
kommt die UNESCO-Veröffentlichung mit dem 
Titel "Current trends for scientific research". 

In Osterreich werden die Mittel im Ver­
gleich zu anderen Staaten immer bescheiden 
sein, selbst wenn wir denselben Prozentsatz 
des Bruttonationalprodukts wie andere 
Staaten für die Forschung aufbringen. Um 
also diese beschränkten Mittel für tJsterreich 
optimal einsetzen zu können, bedarf es einer 
koordinierenden Stelle, eben des Ministeriums 
für Wissenschaft und Forschung. Dieses Mini­
sterium sollte sich bestimmter Aufgaben be­
sonders annehmen, die von der OECD fol­
gendermaßen formuliert· wurden ich 
zitiere -: 

1. Erarbeitung von Forschungs- und Ent­
wicklungsprioritäten der Nation beziehungs­
weise Erteilung von Ratschlägen darüber. 

2. Empfehlungen zum Umfang und zur Ver­
teilung des Teiles des Staatsbudgets, der auf 
Forschung und Entwicklung entfällt, inklusive 
des Anteiles, der ab initio der Förderung der 
Grundlagenforschung gewidmet werden soll. 

3. Koordinierung wissenschaftlicher Pläne 
und Richtlinien verschiedener· Regierungs­
stellen und Beratung einzelner Ministerien. 

4. Konsultation der anderen Ministerien be­
treffend eine Heranziehung wissenschaft­
licher Einrichtungen für die Erarbeitung einer 
Wissenschafts- und Forschungspolitik. . 

5. Empfehlung von Maßnahmen zur Erridl­
tung oder Stärkung von Forschungseinrich­
tUIigen und Stimulierung gesteigerter For­
schungs- und Entwicklungs aktivitäten im 
nichtstaatlichen Bereich der Gesellschaft. 

6. Informations-, Beratungs- und ähnliche 
Dienste auf Ersuchen irgendeines Sektors der 
Gesellschaft, der mit Forsdlungs- und Ent­
widdungsaktivitäten befaßt ist. 

1. Initiierung und Ordnung von wissen­
schaftlichen und Entwiddungsprogrammen 
nationalen Ausmaßes. 

8. Koordinierung der nationalEm Beteiligung 
an internationalen wissenschaftlichen Aktivi­
täten. 

Es liegt klar auf der Hand, meine Damen 
und Herren, daß solche Aufgaben nicht durch 
ein Ministerium gelöst werden können, das 
den bisherigen traditionellen Verwaltungsaufw 

bau hat. Hier müssen ganz neue Wege erarbei­
tet und erprobt werden. Das ist die große 
Schwierigkeit dieses neuen Ministeriums und 
gleichzeitig seine große Chance, die darin 
liegt zu versuchen, auf unbürokratischem Weg 
durch Heranziehung außerministerieller In­
stanzen und Persönlichkeiten diese Aufgaben 
zu bewältigen. Wirtschaft, Hochschulen und 
Forschungsinstitute, Praktiker und Gelehrte 
müssen hier durch das Ministerium zu einer 
fruchtbaren Zusammenarbeit gebracht werden. 

Und dieses Experiment zu wagen, diese 
neuen Wege zu gehen, dazu ist die sozialisti­
sche Regierung, dazu ist Frau Minister Firn­
berg bereit. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, daß 
der Aufgabenbereich dieses Ministeriums 
keineswegs klein ist. Dazu kommt aber noch 
die Verwaltung und Reorganisation unseres 
gesamten Hochschulwesens. Daß an unseren 
hohen Schulen nicht alles zum besten steht, 
ist allgemein bekannt. Tatsache ist, daß die 
Hochschulen bisher nicht in der Lage waren, 
von selbst den Leistungsabfall gegenüber dem 
internationalen Niveau sowohl im Forschungs­
wie auch im Lehrbetrieb zu beheben. (Bundes­
rat DI. Sc h am be c k: Bitte, das ist falsch I) 
Eine der Ursachen dafür liegt in einer 
gewissen Inzucht bei Prüfungen, Berufungen 
und Habilitationen. (Bundesrat Dr. S c h a m­
be c k: Bille, das Jst eine Verunglimpfung 
der östeIIeichischen Hochschuleni) Herr Pro­
fessor Sdlambeck.1 Das ist keine Erfindung 
der Sozialisten. Ich verweise nämlich in 
diesem Zusammenhang auf die Schrift "An­
regungen zur Reform der .. wi~senschaft!ichen 
Hochschulen in tJsterreich . DIese Schnft er­
schien 1964 unter der Patronanz des Unter­
richtsministeriums und wurde herausgegeben 
von Manfred Leeb und Werner Vogt. Die 
beiden gehören der CV -Verbi~dung Aust:ia 
seit 1958 an, sie werden Ihnen Ja wahrschelI~­
lich keine Unbekannten sein. (Weitere ZW1-

schenruJe des Bundesrates Dr. S eh a m­
be c k.) Herr Professor Schambeck, ich zitie~e 
aus diesem Werk Ihrer CV-Freunde. SIe 
schreiben wörtlich: 

Durch die starke Stellung des Lehrkanzel­
inhabers gerät ... die fundamentale Freiheit 
der Lehre bei den ihm untergebenen Dozenten 
und Assistenten in Gefahr, wo der Lehr­
kanzelinhaber auf den Aufbau einer ihm er­
gebenen Schule bedacht ist. All dies. muß 
auf weite Sidlt mit einem Verlust des Wlssen-
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schaftlichen Ranges der Hochschulen verknüpft 
sein; Anzeichen für eine Entwicklung in dieser 
Richtung sind nicht zu leugnen." 

Ich zitiere nur aus einer Veröffentlichung 
Ihrer Freunde, Herr Professor Schambeck. 
(Bundesrat Dr. Sc ha m b eck: Herr Doktor 
Skotton! Fahren Sie nach Amerika und hören 
Sie sich an, welches Ansehen dort österrei­
chische Wissenschafter haben! - Bundesrat 
E1eonora H i 1 t 1: Immer das eigene Nest 
beschmutzen!) Herr Professor Schambeckl Ich 
möchte nur feststellen, daß diese Zustände 
sehr, sehr ernst sind. (Bundesrat Dr. S eh a m­
b eck: Die Berufungen der österreichischen 
Wissenschafter ins Ausland sind ein Gegen­
beweis dafür!) Ich brauche nur mein eigenes 
Fachgebiet heranzuziehen. In der Philosophie 
gibt es keine Lehrkanzel in Wien, die mit 
einem Vertreter des Neopositivismus besetzt 
ist, und doch hat dieser sogenannte "Wiener 
Kreis" in der Zwischenkriegszeit Weltgeltung 
erlangt. Namen wie Schlick, Carnap, Neurath, 
Wittgenstein bezeugen dies. Und daß heute 
diese philosophische Richtung im anglo­
amerikanischen Raum sehr verbreitet ist, wird 
ja allgemein bekannt sein. Schließlich hat 
dieser Wiener Kreis, wie Sie wissen, die 
Logistik entwickelt, die heute zur Grundlage 
des modernen Denkens, zur Grundlage der 
Computersprache geworden ist. Aber die 
österreichischen Hochschulen leisten es sich, 
ohne einen bedeutenden Vertreter dieser 
philosophischen Richtung auszukommen. Und 
da soll man nicht von Einseitigkeit sprechen? 

Ähnlich liegt es auf dem Gebiet der 
Psychologie. Osterreichische Professoren 
haben bis heute eine Berufung eines Ver­
treters der psychoanalytischen Richtung oder 
der Individualpsychologie auf einen Lehrstuhl 
zu verhindern gewußt; dies obwohl die Namen 
Sigmund Freud und Alfred Adler Weltgeltung 
haben. Ich frage: Wie steht es da um die 
Freiheit der Lehre, um die Offenheit für die 
Vielfalt der Lehrmeinungen, wie sie im Hoch­
schul-Studiengesetz deklariert wurden? (Bun­
desrat Dr. Sc ha m be c k: Herr Bundesrat 
Dr. Skotton! Es ist schon damals gesagt 
worden, daß man nicht für jede Lehrmeinung 
eine eigene Lehrkanzel schaffen kann!) Wie 
steht es da, Herr Professor, um den inter­
nationalen Rang der österreichischen Hoch­
schulen, die seit Jahrzehnten hinter der inter­
nationalen Entwicklung zurück sind? 

Diese Beispiele ließen sich auf anderen 
wissenschaftlichen Gebieten beliebig fort­
setzen. 

Aber nicht nur auf dem Sektor der For­
schung, der sich natürlich auch auf die Lehre 
auswirkt, ist ein solcher Verlust, ein solches 
Manko zu konstatieren. Auch in der Lehre 
selbst treten an unseren Hochschulen eine 

Unmenge von Mißständen auf, die zu berech­
tigten Klagen . der Studenten geführt haben. 
Ich will hier nur einen Gesichtspunkt, nämlich 
die Organisation des Lehrbetriebes, heraus­
greifen, weil man hier· meiner Meinung nach 
unwiderleglich argumentieren kann. 

Der Gesetzgeber hat für jedes Studium eine 
gewisse Studiendauer vorgeschrieben. Diese 
gesetzlich festgelegte Studiendauer wird aber 
im Durchschnitt an den österreichischen Hoch­
schulen beträchtlich überschritten. Das hat der 
OECD-Bericht, der von internationalen Exper­
ten ausgearbeitet wurde, eindeutig festge­
stellt, und zwar bei den einzelnen Studien­
richtungen folgendermaßen. - Ich nenne 
zuerst die damals gültige Studiendauer in 
Semestern und dann die tatsächliche durch­
schnittliche Studiendauer, und zwar besonders 
bei jenen Fächern, wo es sehr kraß ist. 

In den Naturwissenschaften war damals 
eine Studiendauer von 8 Semestern vorge­
schrieben. Die tatsächliche durchschnittliche 
Studiendauer liegt zwischen 10 und 19 Seme­
stern, und zwar in Physik zwischen 11 und 
13 Semestern, in Chemie zwischen 14 und 
19. Semestern, wobei bemerkenswert ist, daß 
man in Graz durchschnittlich 14 Semester 
braucht, in Wien allerdings durchschnittlich 
19 Semester. Bei Diplomdolmetschern, wo eine 
Studiendauer von 1 Semestern vorgeschrieben 
ist, braucht man durchschnittlich 11 Semester, 
und im Lehramt je nach Fach zwischen 9 und 
13 Semester. 

Diese Erhebungen des OECD-Berichts, 
meine Damen und Herren, stimmen allerdings 
mit dem Hochschulbericht 1969 des Unter­
richtsministeriums nicht ganz überein. Aller­
dings ergeben sich auch dort enorme Abwei­
chungen von der gesetzlich vorgeschriebenen 
Studiendauer. 

Rechnet man aber noch die Ausfallsquoten 
bei den Studenten dazu, also die Studenten, 
die ihr Studium nicht beenden, so ergibt 
das ein alarmierendes Bild. Laut "Informa­
tionsdienst für Bildungspolitik und Forschung" 
vom 26. Juni 1910 ergeben sich folgende Aus­
fallsquoten: bei den Rechtswissenschaftern 
61 Prozent - eine Ausfallsquote von 61 Pro­
zentl -; bei den Diplomkaufleuten bei den 
Männern 58 Prozent, bei den Frauen 61 Pro­
zent; bei den Pharmazeuten 41 Prozent; bei 
den Technikern eine Ausfallquote von 55 Pro­
zent; an der Montanistischen Hochschule eine 
Ausfallsquote von 33 Prozent; an der Hoch­
schule für Bodenkultur eine Ausfallsquote von 
nur 18 Prozent; bei den Medizinern eine Aus­
falls quote von nur 23 Prozent; bei den Lehr­
amtskandidaten - meine Damen und Herren, 
das ist das Alarmierende I - eine Ausfalls­
quote von 77 Prozent I Das heißt also, von 
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100 Studierenden des Lehramtes für Mittel-· lesen, und idl glaube, sie benötigen auCh 
sdlulen werden nur 23 Studenten fertigl keinen Kommentar. 

Nun ist nicht anzunehmen, meine Damen 
und Herren, daß die Studenten an der HoCh­
schule tür Bodenkultur und jene der Medizin 
mit Ausfallsquoten von 18 Prozent und von 
23 prozent um. so viel intelligenter und 
fleißiger sind als die Juristen und die Lehr­
amtskandidaten mit Ausfallsquoten von 
61 Prozent und von 77 Prozent. Diese Aus­
fallsquoten und dieser Vergleich der Aus­
fallsquoten deuten eindeutig auf das Versagen 
der Organisation des Lehrbetriebes bei diesen 
StudienriChtungen hin. 

Besonders schmerzlich, meine Damen und 
Herren, ist aber die hohe Ausfallsquote im 
Lehramtsstudium im Hinbli<k auf den enormen 
Bedarf an Lehrern für die allgemeinbildenden 
und berufsbildenden höheren Schulen. 

Bedenkt man aber außerdem noch, daß ein 
Student den österreidlischen Steuerzahler pro 
Jahr 33.000 S kostet, dann kann man sich 
leidlt ausredlnen, welche enormen Fehl­
investitionen durch die mangelnde Studien­
organisation - sei es durdl die starke Uber­
schreitung der gesetzlichen Studiendauer oder 
durch die enorm hohe Ausfallsquote - hier 
vorgenommen werden müssen. 

Meine Damen und Herrenl Diese Zustände 
wurden von der OVP-Regierung in den letzten 
vier Jahren nicht behoben - diese Zustände 
hätten in den letzten Jahren leidlt behoben 
werden können -, und das, obwohl auch 
der OVP-Regierung der bereits zitierte OECD­
Bericht, der den zusätzlichen Bedarf an 
Akademikern geschätzt hat, bekannt gewesen 
sein mußte und audl bekannt war. Verglichen 
mit dem Jahr 1961, also dem Jahr der letzten 
Volkszählung, ergibt sich naCh diesem OECD­
Bericht ein Mehrbedarf für 1980 von 
51.800 Akademikern, davon allein von 
16.500 Diplomingenieuren, 7000 Natur­
wissenschaftlern, 7300 MiUelsChullehrern und 
so weiter; aber kein Mehrbedarf, Herr Pro­
fessor Schambe<k, bei Juristen, der ergibt sich 
nach dem OECD-Bericht nicht. 

Und wozu müssen nach diesem zitierten 
OECD-Bericht alle diese Anstrengungen auf 
dem Hodlschulsektor gemadlt werden, alle 
Anstrengungen, mehr Akademiker auszubil­
den? - Dieser OECD-Bericht stellt dazu fest: 
damit Osterreidl im Jahr 1980 dieselbe Wirt­
schafts struktur erreiChen kann, wie sie die 
Sdlweiz im Jahr 1959 bereits hatte. Meine 
Damen und Herren I Das ist eine Feststellung 
eines von international anerkannten Experten 
ausgearbeiteten Berichtes. Ich enthalte mich 
jeden Kommentars zu diesem "Erfolg" einer 
25jährigen OVP-Kulturpolitik. Die von mir 
angeführten Fakten sind jederzeit nadlzu-

Aber die OVP ist nadl wie vor der Auf­
fassung, daß ein eigenes Ministerium für 
Wissenschaft und Forschung, das sich der 
Lösung dieser Probleme annehmen soll, über­
flüssig ist. Wir hingegen sind der Auffassung, 
daß auf dieses Ministerium große Aufgaben 
warten, die nur im Rahmen eines eigenen 
Ministeriums für Wissenschaft und Forschung 
bewältigt werden können. 

Meine Damen und Herrenl Die sozialistische 
Fraktion des Bundesrates begrüßt es ganz 
besonders, daß gerade Frau Minister Doktor 
Fimberg mit der Führung dieses Ressorts 
betraut worden ist. Sie war im Nationalrat 
durch mehrere Jahre die Sprecherin der SPt) 
in diesen Fragen, war Mitglied des· Akade­
mischen Rates und ist daher mit den Auf­
gaben, die ihrem Ressort gestellt sind, 
bestens vertraut. (Bundesrat Dr. H e ger: 
Sagte Professor Schambeckl) Wir wissen, daß 
Frau Minister Firnberg nicht nur alle Vor­
aussetzungen dafür mitbringt, sondern daß sie 
auch in der Lage ist, neue Wege zu gehen, 
neue Wege, die für die Bewältigung dieser 
schwierigen Aufgaben notwendig sind. 

Die sozialistisdle Fraktion des Bundesrates 
wünscht Frau Minister Dr. Firnberg für ihre 
Tätigkeit im Q.euen Ressort viel Glü<k und 
viel Erfolg, denn wir wissen, daß ihr Erfolg 
ein Erfolg für unsere Republik Usterreich sein 
wird. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Hause 
erschienenen Herrn Bundeskanzler Doktor 
Kreisky. (Beifall bei der SPO.) 

Zum Wort hat sich weiter Herr Bundesrat 
Hofmann-Wellenhof gemeldet. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesrat Hofmann-Wellenhof (OVP): Herr 
Vorsitzender! Hohes Hausl Herr Vorsitzender, 
Sie haben in Ihren Begrüßungsworten in der 
vorgestrigen Sitzung betont, daß dem Bundes­
rat eigentlich die Bedeutung einer Länder­
kammer zukomme. Wenn man nun die Er­
läuternden Bemerkungen zu dem in Debatte 
stehenden Gesetzesbeschluß durchliest, findet 
man, daß sich eine Reihe von Landesregierun­
gen dagegen ausgesprochen haben. Wenn wir 
also wirklich eine Länderkammer wären, wäre 
es logisch, daß die Einstellung der uns ent­
sendenden Länder hier einen entspredlenden 
Niederschlag finden müßte. (Bundesrat 
S c h w e d a: Das wäre auch beim Einkom­
mensteuergesetz sehr schön!) Das gilt natür­
lich beiderseits. 

Aber das ist nicht der Fall, und darum, 
glaube ich, wäre es aufrichtiger. wir sagten 
in der derzeitigen Konstellation: Wir sind 
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keine Länderkammer. sondern wir sind 
genauso parteigebunden wie das andere Haus. 
Von dieser Seite her ist keine Aufwertung 
zu erhoffen. 

Nun zum gegenständlichen Gesetzes­
besdlluß. Herr Professor Dr. Sdlambedt hat 
bereits betont. daß sich sdlon beim Namen 
dieses Gesetzes __ gewisse Schwierigkeiten er­
geben, und ich darf das als Laie ergänzen. 
Einmal heißt das Ministerium Bundesmini­
sterium für Wissensdlaft, Forsdlung und 
Kunst. dann heißt das andere Ministerium für 
Unterricht und Kunst, dann heißt es wieder 
Ministerium für Wissenschaft und Forschung. 
In der Gegenäußerung der steiermärkischen 
Landesregierung heißt es Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur. Und in der "Neuen 
Zeit" von gestern finde ich eine Vorbespre­
chung unserer heutigen - dieser - Sitzung. 
Unter der Uberschrift "Neues Ministerium be­
reits startbereit" wird sogar in Form einer 
APA-Meldung geschrieben: "Das Bundesgesetz 
über die Errichtung eines Ministeriums für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst wird noch 
in dieser Woche den Bundesrat passieren und 
nach der Verlautbarung im Bundesgesetzblatt 
in Kürze in Kraft treten." 

und der Wissenschaft wird heute Gesetz~ -
Ich kann einer solchen Formulierung wirklicb 
nicht die sprichwörtliche Transparenz zuer­
kennen. 

Nun ganz kurz zu dem. was - früher Herr 
Dr. Skotton gesagt hat: Studiendauer, Aus­
fallsquoten. Diese sind doch von einer ganzen 
Reihe von Komponenten abhängig; die Aus­
falls quoten nicht zuletzt von der günstigen 
wirtschaftlidlen Lage, die es den Studenten 
ermöglidlt, schon sehr früh einen Verdienst 
zu bekommen. Sie redlnen sich dann mög­
licherweise einen besseren Verdienst aus. als 
wenn sie das Studium vollendeten, und wan­
dern ab. (Bundesrat W a J J y: Weil es zu 
lange dauertI) Die lange Dauer kann man 
wohl mit der Uberfüllung der Hochsdlulen 
erklären und auch damit, daß die meisten 
Studenten gegenwärtig sdlon im Verdienst 
sind und nicht nur als Werkstudenten tätig 
sind. 

Bodenkultur und Medizin, das ist ja bei­
nahe selbstverständlidl. Bodenkultur studiert 
doch nur eine verhältnismäßig kleine Aus­
wahl, die schwer die Möglidlkeit hat, aus 
dem Studium in irgendeinen anderen Beruf 
überzuwedlseln. Bei der Medizin ist es selbst-

Dann heißt es allerdings sofort weiter: verständlich, daß von vornherein eine gewisse 
"Die Kompetenzen des neugesdlaffenen Mini- Berufung dazu gehört. wenn man dieses 
steriums für Wissenschaft und Forschung Studium durdlhaltenwill. 
umfassen Aufgaben ... " 

Drei Zeilen später ist also der Frau Minister 
schon wieder die Kunst genommen, die ihr 
offenbar in der APA-Meldung sogar zuer­
kannt worden ist. (Zwischenruf des Bundes­
rates W a 11 y.) Ich führe das nur als Bei­
spiel an. Das ist doch eine offizielle Bericht­
erstattung. Die müßte doch bei einem so ent­
scheidenden Gesetz etwas genauer sein. Es 
ist eine APA-Meldung. und es ist merk­
würdig, wenn man nicht einmal dieser 
Glauben schenken darf. (Bundesrat B e d n a r: 
Das hat doch ein iournalist geschrieben! -
Ruf bei der SPO:Schreiben Sie der APA!) 

Ich bitte, mich zu korrigieren. Ich glaube. 
es heißt Ministerium für Wissenschaft und 
ForschUng. Dem Unterridltsministerium ge~ 
hören also die Hodlschulen nicht mehr an. 
Wir haben ein Unterrichtsministerium ohne 
Hochsdlulen,_ wir haben aber ein Wissen­
schaftsministerium mit Ktinsthodlschulen ohne 
Kunst. Ich glaube, das ist jetzt richtig formu­
liert, und darauf kann man sich -verlassen. 

Wenn man das beiseite. läßt, wozu idl gerne 
bereit bin, und etwa in die Nationalrats­
debatte zurück.blendet. so finde idl von einem 
Ihrer Kollegen dort folgenden Satz: Nun, mit 
diesem Gesetz ist ein Weg zur Verwirklichung 
der Forschung und der Wissensmaft gegeben. 
Ein Weg zur Verwirklichung der Forsdlung 

Das Lehramt. Idl weiß, daß gegenwärtig an 
der Grazer Universität etwa 600 Studentinnen 
und Studenten Geschichte studieren. Die 
Normalquote ist zirka 60 bis 100. Wohin 
wollen diese 600? Man muß also annehmen, 
daß es in vielen Fällen eine Art Verlegen­
heitsstudium ist, das den jungen Leuten da­
durch ermöglidlt wird, daß sie in Verhält­
nissen aufwachsen. wo sie nicht sofort in den 
Verdienst kommen müssen. Audl hier spiegelt 
sich die gesamte wirtschaftliche Situation .in 
nicht angenehmer Weise, wider. 

Herr Dr. Skotton meint, das ließe sich alles 
leicht beheben. Ich glaube aber nicht, daß 
sidl das leicht beheben läßt. Man mutet Frau 
Minister Dr. Firnberg viel zuviel zu. Das 
sind doch gesellsdlaftliche Ersdleinungen, die 
weit über Osterreich hinausgehen. Wenn der 
Vergleich zwisd:J,en der Schweiz und Oster­
reich hier angestellt wurde. so müßten doch 
audl die OECD-Experten oder andere inter­
nationale Fachmänner wissen. daß die Schweiz 
eben keinen ersten und keinen zweiten Welt­
krieg und kaum Erschütterungen mitmadlte 
und daher diese Vergleidlsbasis für unser 
Vaterland nicht ganz fair ist. 

Auch bei den angeblich - ich kann das 
nicht beurteilen - mangelnden wirklichen 
Kapazitäten spielt doch die Gesdlichte hinein. 
Denken Sie doch an den ungeheuren Aderlaß, 
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der im Jahre 1938 gerade der Wissenschaft 
besonders hier in Wien zugefügt wurde, und 
daß Wien, solange es auch von den Russen 
mitbesetzt war, doch für einen Wissenschaftler 
aus der weiten Welt nicht den geringsten 
Anlaß bot, sich hier niederzulassen. 

Ich möchte aber naCh dieser kurzen Ab­
schweifung auf die Worte Dr. Skottons zu 
meinem eigentlichen Thema kommen. ICh 
glaube, wir sollen den neuen Ministern - in 
diesem speziellen Fall Frau Dr. Fimberg und 
Herr Minister Gratz - nicht nur, weil sie 
bei uns im Bundesrat saßen, etwas gewähren, 
was man als VertrauensvorsChuß bezeichnet. 
Aber der Vertrauensvorschuß darf niCht, Frau 
Minister, zu einer Hypothek ausarten, und 
das gesChah - iCh weiß nicht, ob bewußt 
oder unbewußt - bei der Nationalrats­
debatte. Minister Gratz wurde von einem 
Ihrer Kollegen mit der Mitteilung apostro­
phiert: Es ist erfreulich, daß Minister Gratz 
für die Kunst ein Herz hat. Es wird ihm 
siCher gelingen, der Kunst in unserer Gesell­
schaft einen neuen Stellenwert zu geben. 

Es ist ohne jede Ironie, aber da mutet man 
dom einem Menschen, der ein Amt neu über­
nimmt, viel zuviel zu. Der Stellenwert der 
Kunst' hängt doCh niCht von einem Minister 
und nicht von uns hier in Osterreich ab. Der 
Stellenwert der Kunst ist doch international 
eine gesamte gesellschaftliche Erscheinung. Er 
hängt von der gesellschaftliChen Struktur 
vielleiCht ab, aber vor allem hängt er von 
der Kunst selbst ab. Wenn die Kunst, vor 
allem die zeitgenössisChe Kunst, momentan 
vielleiCht niCht den Stellenwert besitzt, den 
sie in einem geistig hoChstehenden Land be­
sitzen sollte, so kann das doch auCh darin 
liegen, daß eben die Äußerungen der zeit­
genössischen Kunst nicht sehr leicht für eine 
große Masse eingängig sind. Man kann das 
doCh niCht einem Minister, der neu ein Amt 
übernimmt, gewissermaßen als Hypothek auf­
erlegen. 

Aber härter noch verfuhr man gegen Sie, 
Frau Dr. Firnberg, indem der Herr Abgeord­
nete Zeillinger sagte: Osterreich hat die Kraft, 
im europäischen Raum auf dem Gebiet der 
Kultur wieder eine führende Rolle einzuneh­
men. - Das Gebiet der Kultur ist ein völlig 
unfaßbarer, wie man sagt, ein Gummibegriff. 

Er fährt dann fort: Wie diese Chance wahr­
genommen wird, liegt nun an der Frau 
Minister Dr. Firnberg. Nützt sie diese Chance, 
wird sie die Unterstützung der Freiheitlichen 
haben. - Wieder ohne jede Ironie, verehrte 
gnädige Frau: Was verlangt man da von 
Ihnen - auCh mit der Unterstützung der 
Freiheitlichen, die ja schon ihrer Masse nach 
nicht so vehement sein wird? Ich kann mir 
nicht vorstellen, wie man die ganze Kultur 

in Osterreich wieder zu einer führenden Rolle 
im europäischen Raum zurückführen kann, 
wobei der Redner ja gar nicht präzisierte, 
wann eigentlich Osterreich diese führende 
Rolle innegehabt hat. Es kommt mir so vor, 
als ob man ein Sportministerium geschaffen 
. .. (Bundesrat S c h w e d a: Sie sind nicht 
in der Lage, den Herrn Abgeordneten Zeillin­
ger zu interpretiereni) Bitte schön. Ich glaube 
aber, daß es doch notwendig ist. daß wir uns 
hier ... Ich weiß schon •. daß es nicht ganz 
fair ist, über eine Debatte zu sprechen, wobei 
diejenigen, die diese Debatte führten, hier 
nicht erwidern können. Im. meine aber doch, 
daß es recht nutzbringend ist, wenn man sich 
in das Protokoll dieser Mammutsitzung ver­
tieft und dann feststellt - ich werde gleich 
darauf zu sprechen kommen -, daß dabei 
einige Gesichtspunkte nicht berührt wurden 
und daß man diese Gesichtspunkte dann hier 
im Bundesrat sich vorzubringen bemüht. Was 
soll man denn hier tun 'I Im habe es smon 
eingangs angedeutet: Sie werden dafür stim­
men, wir werden dagegen stimmen· - das 
ist -ja kein Geheimnis, das weiß man von 
vornherein. 

Aber erlauben Sie mir und gestatten Sie 
mir, daß ich etwas aus diesem ganz engen 
Rahmen herauszugreifen mich bemühe. Ich 
betone es noch einmal: Es ist das ohne jede 
Ironie geschehen, aber mit Äußerungen wie: 
"Eine führende Rolle auf dem Gebiet der 
Kultur, die nun die Frau Dr. Fimberg im 
europäischen Raum für Osterreich vielleicht 
wird bewirken können", wertet man eine 
solme neue Institl,ltion doch nur von vorn­
herein ab; vielleicht sogar mit Absicht, ich 
weiß es nicht. Und die andere Formulierung, 
bezogen auf den Herrn Minister Gratz - Sie 
werden mir zugeben: Der Stellenwert der 
Kunst in unserer Gesellschaft ... (Bundesrat 
S c h w e d a: Herr Kollegel Das so zu sehen, 
ist Ihnen vorbehalten!) Mein Gott, ich weiß 
nicht, ob ich ein gar so schlechter Mensm 
bin, weil Sie mir das so anlasten. Sie miß­
verstehen mich! Aber bitte schön: Im kann 
nur noch einmal betonen, daß es ohne Ironie 
gesmieht. Nehmen Sie es als Ironie, im kann 
nur das sagen, was ich hier selbst glaube, 
und das bringe ich vor. 

Aber Sie haben mich unterbrochen. (Bundes­
rat Sc h w e d a: Entschuldigen Siel) Ich habe 
gesagt, daß mir das so vorkommt, als insti­
tuierte man ein neues Sportministerium und 
sagt dann: So, jetzt haben wir einen Sport­
minister, und übermorgen werden wir wieder 
ein Wunderteam besitzenl Das ist dom unfair. 
Wir werden es nämlich nicht besitzen. Der 
Minister kann sim nur bemühen, daß manmes 
zum Besseren gewendet wird. Aber derartige 
Hypotheken - idl wiederhole es noch ein-
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mal- jemandem von vornherein aufzuer· 
legen, kann im nimt als fair empfinden. 

Aber nun komme im dom zum eigentlichen 
Thema: Die ganze Debatte über Fortschritte 
und Forschung hat ergeben, daß das Technisch­
naturwissenschaftlidle - das ist beim gesam­
ten Gesellschaftsbild auch der Fall - bei 
weitem überwog. Dr. Tull sagte: Bei uns 
liegt das Smwergewicht der Forschung bei der 
technischen Industrie. - Das ist wohl eine 
große Flüchtigkeit in den Erläuternden Be­
merkungen. Da heißt es nämlich: "Da aber 
insbesondere die Hochschulen, wie schon ihr 
Name ,Universität' zum Ausdruck bringt, vor­
nehmlich Stätten der Forschung sind, ... " 
Aber gerade die Hochschulen, die nicht den 
Namen "Universität" tragen, nämlich die 
technismen Hochschulen, sind in diesem Sinne 
in erster Linie Stätten der Forschung. Das 
hätte man doch etwas sorgfältiger formulieren 
müssen. 

Aber nun hat sich smon längst die Erschei­
nung ergeben, daß nimt so sehr eine ein­
geengte Spezial ausbildung wichtig ist, son­
dern daß immer wieder, auch wenn das smon 
längst überholt scheint, eine gewisse humani­
stische Grund- oder Allgemeinausbildung aum 
befähigt - die amerikanisme Industrie stellt 
das sogar fest -, später dann Spezialaufgaben 
aum technischer Natur besser zu meistem. 

Hier haben zwei Redner - Dr. Mock und 
Czernetz - diesem Gedankengang am An­
fang der Debatte und an deren Ende Aus­
druck verliehen. 

Dr. Mock sagte: Von der Entwicklung der 
Geisteswissenschaften wird es abhängen, ob 
der Mensch Subjekt der Gesellschaftsentwick­
lung bleibt oder zum Objekt der technischen 
Entwicklung wird. 

Czernetz sagte: Wir stehen in einer Zeit 
gewaltiger wissenschaftlicher und techno­
logischer Umwälzungen, und Staatsführung 
und Politik werden versuchen müssen, nicht 
nur mitzugehen, sondern diesen Prozeß im 
Interesse der Menschen zu regulieren. 

Im glaube, das sollte man unterstreichen. 
Aber wir sollten nicht zum Objekt werden, 
und der Prozeß wäre im Interesse der Mensch­
heit zu regulieren. 

Es ist aber in dieser Debatte davon sonst 
nichts zu bemerken gewesen. Es wurden 
Begriffe wie "Fortschritt" , "Forschung" und 
"Wachstumsrate" ohne jede Sorgfalt ge­
braucht. Ich darf Ihnen hier zwei Autoren 
zitieren. Ein amerikanismer Soziologe sagte 
kürzlich: 

"Der Mensm. der Technik lebt in der 
gefährlichen Illusion, er könne immer größere 
Industriegesellsdlaften aufbauen, ohne die 

ehernen Gesetze der Natur besonders zu 
berücksimtigen. Er hat sich dem unbegrenzten 
Wamstum auf einem begrenzten Planeten ver­
schrieben." . 

Und der berühmte österreichisme Architekt, 
den wir auch im Zuge der historischen Ereig­
nisse verlieren mußten, Rimard Neutra - er 
ist am 16. April 1970 im 78. Lebensjahr ge­
storben -, sagte - im möchte ganz beson­
deren Nachdruck auf diese seine Aussage 
legen-: 

"Die Menschheit hat Not mit der biologisch 
beratenen Meisterung dessen, was wir so 
lange hoffnungsvollst ,technischen Fortschritt' 
zu nennen pflegten. Das technisch Mögliche 
ist in vielen Fällen nicht das psychologisch 
Ertragbare oder mit unserer Natur Verträg­
liche." 

Neutra weist also nach, daß wir gewisser­
maßen auf zwei Ebenen leben: auf einer 
realen, gegenwärtigen, und auf einer irrealen, 
utopischen, zukünftigen. Aber nun erweist 
sich dieses merkwürdige Paradoxon: Gerade 
das scheinbar Reale, das Gegenwärtige ist 
eigentlich das Irreale, und die Utopie ist schon 
beinahe Wirklichkeit. Wenn im das erläutern 
darf: Wir wissen es genau, daß unsere 
Umweltbedingungen wie Luft, Wasser, die 
Ruhe - diese durch den Lärm - bedroht sind, 
daß der Hunger menschheitsweit vor der Türe 
steht - aber das gilt nom als eine utopisme 
Irrealität für die Zukunft. Die sogenannte 
reale Gegenwart ist die, daß man es dom 
immer wieder irgendwie als Erfolg ansieht, 
wenn - um nur ein Beispiel zu nennen -
die Autozulassungen von Jahr zu Jahr steigen, 
also eine jener Quellen, die das mitverur­
sachen, was geradezu zu einer gewissen 
Absurdität des Daseins führt, insbesondere in 
den Großstädten. Sie wissen: Es wird heute 
nicht gezögert, meinetwegen auf dem Lande 
eine Allee mit 200jährigen Bäumen zu fällen, 
nur damit dann dort die Autos statt mit 
60 Stundenkilometern mit 120 Stundenkilo­
metern fahren können. Wenn man annimmt, 
daß die Allee einen Kilometer lang ist, so 
ist das ein Zeitgewinn von 30 Sekunden. Ich. 
lade Sie ein, einmal über die Frage nachzu­
denken, von wem denn der Mensch diese 
30 Sekunden gewinnt. - Vom Tod für sein 
Leben, oder wofür? - Das sind lauter offene 
Fragen, die aber doch einer Antwort be­
dürften. 

Einer der Redner sagte: Die Forschungs­
politik - das paßt hier sehr gut - in Rim­
tung wamstumsorientierte Industrie ist umzu­
strukturieren. - Das ist auch nicht gerade be­
sonders transparent. Vielleicht kann im das als 
ein Beispiel dafür nehmen: Eine besonders 
wachstums orientierte Industrie ist heutzutage 
die ganze Kunststoffindustrie. Das ist also 
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die Realität. Die angebliche Irrealität ist die, 
daß wir wissen: Alle diese Kunststoffe ver­
rotten nicht, sie sind also gewissermaßen 
unvernichtbar. Wir wissen es heute schon, 
daß in naher Zukunft ein bedeutender Anteil 
unserer Arbeitskraft zur Deckung der Kosten 
der Vernichtung des von uns Weggeworfenen 
herangezogen werden muß. Luft, Wasser, 
Landschaft und Ruhe gilt es also zu bewahren. 
Nicht zuletzt stehen wir ja mitten in einem 
Naturschutzjahr. Sehen Sie - fassen Sie es 
nicht politisch auf; es ist nicht so gemeint -: 
Gerade diese Feststellung, daß es das zu 
bewahren gibt, und zwar als Aufgabe für 
die Zukunft, legt uns nahe, daß man sehr 
vorsichtig mit derartigen Termini wie kon­
servativ oder progressiv operieren soll. Da 
ist das Bewahren, das Verteidigen unserer 
primitivsten Lebensgrundlagen, das Konser­
vieren, in Wirklichkeit das Fortschrittliche, 
und ein vermeintlicher Fortschritt, dem wir 
nachlaufen, oft denn doch nicht das Pro­
gressistische. 

Es ergibt sich da für uns - Zeillinger 
nannte es eine große Chance für Frau Doktor 
Firnberg - nicht nur eine Chance, sondern 
auch eine Aufgabe und eine Verpflichtung. 
Und nun noch etwas, was ich, glaube ich, auch 
zugunsten der gnädigen Frau sagen muß: Die 
reine technologische Forschung ist ja letzten 
Endes ohne entsprechende Machtposition aus­
sichtslos. Es ist keine erfreuliche Feststellung, 
aber man muß sie offenen Auges tun. Noch 
immer ist "der Krieg der Vater aller Dinge", 
mit Heraklit, und nicht die immerwährende 
Neutralität. 

Es steht heute in den Zeitungen, daß 
morgen, glaube ich, das silberne Jubiläum des 
Atombombenabwurfes über Hiroshima ist. 
Keine Rakete flöge im Weltraum, keine Raum­
fahrt existierte, keine Mondlandung, keinen 
Nachrichtensatelliten, keine Atom- und Was­
serstoffbomben gäbe es ohne militärischen 
Impuls! Alles das dient irgendwie den Macht­
positionen und dem Krieg, und es ist viel­
leicht - wie es im Jargon des Osterrei­
chischen Rundfunks heißt - eine sehr "klein­
karierte" Ansicht, wenn man meint, die 
Menschheit wäre vermutlich beruhigter, wenn 
es denn doch nicht diese technische Möglich­
keit gäbe, die ganze Welt im Handumdrehen 
gewissermaßen auszuradieren. 

Wir sprechen immer von der technologischen 
Lücke. Servan-Schreiber nennt sie in seinem 
Buch "Amerikanische Herausforderung". Ich 
bin nicht ganz auf dem laufenden, aber ich 
glaube, er hat sie selbst jetzt schon wieder 
als einigermaßen überholt bezeichnet. Ich 
meine aber, daß wir dieser amerikanischen 
Herausforderung denn doch noch immer auch 
eine europäische Herausforderung entgegen-

zusetzen hätten, nämlidi die Pflege der 
Humanitas. Das Gleichgewicht des Schreckens 
müßte durch das Gleichgewicht des Glaubens 
nach Möglichkeit wieder ausgeglichen werden: 
Gleichgewicht des Glaubens im tiefsten Sinne. 
(Zwischenruf des Bundesrates Dr. S kot ton.) 
Ich weiß nicht, ob es sehr beruhigend ist, 
wenn man liest, daß der Westen - die 
Zahlen sind reine Phantasie - heutzutage 
etwa imstande wäre, 200mal die ganz Erde 
zu vernichten, der Osten aber erst 150mal. 
In meinem Laiensinn kommt mir vor: einmal 
ist jeweils genug. (Heiterkeit.) Der Uberschuß 
von 199 oder 149 ist dann eigentlich ziemliCh 
gegenstandslos. 

Aber nun lassen Sie mich ganz zum Schluß 
noch eine ganz kurze Bemerkung unmittelbar 
an unsere verehrte Frau Minister richten. Es 
wurde, früher von Ihnen, Dr. Skotton, sehr 
richtig gesagt, daß ein Ministerium ein öster­
reichisches Ministerium ist; man darf nicht 
von vornherein etwa in einer gewissen 
Schadenvorfreude - das muß es ja offenbar 
auch geben - darauf spekulieren, daß diese 
Sache schiefgeht. Wir müssen immer nur 
hoffen, daß große staatliche Einrichtungen, wie 
sie nun einmal ein Ministerium darstellt, in 
Osterreich schließlidl dem gesamten Lande 
zum Nutzen gereichen. Es ist also keine 
Hypothek, sondern ein ganz normaler Ver­
trauensvorschuß, den wir der Frau Minister 
geben. (Bundesrat DI. S kot ton: Das ist 
eigentlich ein Argument, daß Sie dafür stim­
men!) Das habe ich schon gesagt. Das ist uns 
nicht gegeben. Wir sind vollkommen gebun­
den. Wir sind keine eigene Länderkammer. 
Meine sehr verehrten lieben Kollegen! Uber­
morgen gäbe es schon die Möglichkeit, wo 
ich Sie so apostrophiere. Es ist, glaube idl, 
schon ein Fortschritt, . wenn wir uns in dieser 
Richtung nichts vormachen, sondern sagen: So 
ist es, und wir sind angetreten, wie das Gesetz 
es befahl - um die Thermopylen etwas 
dramatisch zu zitieren. (Heiterkeit.) . 

Aber nun nochmals, verehrte- gnädige 
Frau - und auch das wieder ohne Ironie -: 
Ich habe vor ein paar Tagen in der "Wochen­
presse" mit viel Vergnügen Ihr Interview. 
gelesen, und auf der ganzen Seite war noch 
so ein Kasten. Das nannte man· früher - iCh 
bitte: kein Mißverständnis! - auch literarisch 
einen "Steckbrief" i jetzt nennt man es 
"Psychogramm". Ich weiß nicht, wann diese 
PsychogrammeIn aufgekommen sind. Aber es 
heißt Psychogramm. In diesem Psychogramm 
erfährt man - ich glaube, es stammt aus der 
"Fledermaus": Es ist nun mal so Sitte! -
die Lieblingsspeise und den lieblingsdramati­
ker von der gnädigen Frau: Spargel und 
Goethe. Beidesspricht für einen gepflegten 
Geschmack. Wir erfahren auch, daß die gnä-, 
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dige Frau, natürlidl nkht im Sinne eines be­
stimmenden Moments, aber doch in einem 
Winkel ihres Herzens, dem Aberglauben hul­
digt. (Heiterkeit.) Sie haben gesagt: Sie glau­
ben oder aberglauben an Rauchfangkehrer und 
an vierblättrigen Klee. Ich habe gestern 
daheim in Graz persönlich einen vierblättrigen 
Klee für Sie gesucht und gefunden. Idl darf 
in Ihnen überreichen. (Beifall bei OVP und 
SPO.) Allerdings, gnädige Frau: Rauchfang­
kehrer bin ich keiner, aber ich glaube, ein 
farbechter Schwarzer ... (Allgemeine Heiter­
keit und Beifall bei der OVP.) Ich bin beson­
ders glücklich, daß mir in der allerletzten 
Phase meiner Rede sogar eine Verständigung 
mit Ihnen, -Herr Dr. Skotton, geglückt ist. 
(Neuerliche Heiterkeit.) Ich wollte sagen: 
Nehmen Sie stellvertretend für den Rauch­
fangkehrer einen immerhin leidlich farbechten 
Schwarzen I (Abermalige Heiterkeit und Beifall 
bei der OVP. - Der Redner überreicht unter 
neuerlichem Beifall Frau Bundesminister Dok­
tor H ertha Firnberg das Kleeblatt.) 

Vorsitzender: Weiter hat sich zum Wort 
gemeldet die Frau Bundesrat Dr. Demuth. Ich 
erteile es ihr. 

Bundesrat Dr. Anna Demuth (SPO): Herr 
Vorsitzender I Frau Minister I Herr Ministerl 
Herr Staatssekretär I Meine Damen und 
Herren! Hohes Haus I Nach dem mit so viel 
Charme geschlossenen Diskussionsbeitrag 
meines Vorredners habe ich es ein bißchen 
schwer, wieder in die Realität unserer Gesetze 
zurückzukehren. Ich möchte damit beginnen, 
daß ich feststelle, daß ich leider nicht so inten­
siv wie mein Vorredner Sprachfehler in der 
Diskussion oder Druckfehler in den Zeitungen 
gesucht habe, aber ich habe mir trotzdem die 
Diskussionsreden im Nationalrat zum Teil 
angehört, zum Teil habe ich sie gelesen. 

Eine bemerkenswerte Feststellung hat der 
frühere Unterrichtsminister Dr. Mock gemacht, 
indem er sagte, daß die OVP ja nicht für alle 
Zeiten gegen ein Ministerium für Wissen­
schaft und Forschung sein wird. Ich möchte 
daraus schließen, daß es vielleicht einigen 
Herren der OVP-Fraktion so ergangen ist wie 
jetzt Ihnen, Herr Bundesrat Hofmann-Wellen­
hof, daß Sie mit einem Iadlenden und einem 
weinenden Auge doch Ihre Klubdisziplin ge­
halten haben und innerlich nicht ganz so 
negativ zu den Vorschlägen unserer Bundes­
regierung gestanden sind, wie Sie in der Ab­
stimmung und in den Diskussionen da und 
dort tun mußten. 

Wenn Ihr Parteiobmann Withalm am glei­
men Tag, als um elf Uhr vormittag das Kom­
petenzgesetz mit Mehrheit, mit einer demo­
kratischen Form der Mehrheit im Parlament 
beschlossen wurde, am Nadlmittag feststellte, 
daß eine Minderheitsregierung im Parlament 

widernatürlich und paradox ersdleine und daß 
dies eine Gefahr für die Demokratie auf wei­
tere Sicht sei, so muß idl sagen, daß das eine 
sehr undemokratische Feststellung ist, denn 
die Berechtigung der Ansdluldigung von 
widematürlidl oder von einer Gefahr für die 
Demokratie kann nie weniger gegeben sein 
als zu den Zeiten einer Minderheitsregierung, 
die sich für ihre Gesetze die Mehrheit im 
Nationalrat in langen Diskussionen, in ein­
gehenden Diskussionen auch unter Inkauf­
nahme verschiedener Ausklammerungen oder 
auch unter dem Eingehen von Kompromissen 
suchen und finden muß. (Zustimmung und Bei­
fall bei der SPO.) 

Der Herr Unterrichtsminister hat voriges 
Jahr einen Bildungsbericht in Form einer Bro­
schüre herausgebracht, in dem im Kapitel "Die 
Suche nach dem Neuen: Forschung" ausge­
führt wird: "Da die Verfassung keine Zustän­
digkeit für die Forsdlung kennt, verteilen sich 
Forschungsaufgaben über alle Ministerien, 
aber audl Industrie und Gewerbe, Interessen­
vertretungen und private Institute betreiben 
Forschung. Deswegen zeichnet auch die ganze 
Bundesregierung für den Forschungsbericht 
an den Nationalrat verantwortlidl und sind 
alle Bereiche der Forschung hier zusammen­
gefaßt." 

Dies ist eine Feststellung, die in meinen 
Augen und nach meiner Meinung einen be­
dauernden Unterton hat, denn wenn die Kom­
petenzen der Forschung auf die ganze Bundes­
regierung verteilt blieben, so kann diese Kom­
petenz für die Forschung nicht so effektiv 
sein, wie wenn sie in einer Hand vereint 
ist. Dies waren sicherlich die Uberlegungen, 
die unsere Regierungsmitglieder veranlaßt 
haben, ein Bundesministerium für Forschung 
und Wissenschaft vorzuschlagen und die Kom­
petenzteilung des Monsterministeriums Unter­
richtsministerium mit dem. Kompetenzgesetz 
vorzunehmen. 

Wenn vom Herrn Professor Dr. Schambeck 
kritisiert wurde, daß die Bundesregierung 
wieder Kompetenzänderungen vorgenommen 
hat, so darf idl ihn darauf hinweisen, daß 
in der Nationalratsdebatte auch dazu Stellung 
genommen wurde und daß der jetzigen Regie­
rung ebenso zugestanden wurde, Kompetenz­
änderungen vorzunehmen, wie das jede vor­
hergehende Regierung gemacht hat. Die Arbeit 
muß die Regierung tun. In welcher Aufteilung 
der Ressorts, das muß auch ihr überlassen 
bleiben, und ich bin überzeugt, daß die Ent­
scheidungen über die Verteilung der Ressorts 
in einer echten Uberlegung und nach der 
Notwendigkeit und nach der Effektivität ent­
standen sind. 

Ich muß Sie aber auch daran erinnern, daß 
diese Möglichkeit einer Kompetenzänderung 
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von der OVP an und für sidl. vor allem natür­
lich im Jahre 1966 befürwortet wurde. Damals 
hat nämlich Ihr OVP-Abgeordneter im Natio­
nalrat folgendes gesagt: Nun ist ja ein Kom­
petenzgesetz nach einer Nationalratswahl nicht 
unbedingt eine Novität, sondern wir haben 
praktisch naCh jeder Nationalratswahl ein 
Kompetenzgesetz gehabt, und es wurde jeweils 
eine Neuordnung der Wirkungsbereiche der 
einzelnen Bundesministerien besChlossen. 

Zum Kompetenzbereidl des Bundesministe­
riums für Unterricht und Kunst und darüber 
hinaus für das neu zu errichtende Ministerium 
für Forschung und Wissenschaft möchte ich 
auch noch einmal feststellen und betonen, daß 
es ungeheuer notwendig ist, daß in einem 
so kleinen Land wie asterreich für Forschung 
und Wissenschaft eine kompetente Stelle vor­
handen ist, eine Hand, die die Fäden lenkt, 
die die verschiedenen Stiftungen und Fonds 
zusammenbringt und die die bescheidenen 
Mittel, die uns zur Verfügung stehen, effektiv 
auch einsetzen wird helfen. 

Unsere Frau Minister hat - auch das hat 
man ihr zum Vorwurf gemacht - sicherlich 
nicht freiwillig, sondern der Not gehorchend 
ihre Tätigkeit bereits begonnen. Vom ersten 
Tag, da festgestanden ist, daß wir ein Mini­
sterium installieren, sind die betreffenden 
Delegationen bei der Frau Minister aus und 
ein gegangen. Wenn dies seitens der OVP 
kritisiert wird, so kann ich nur sagen, daß 
das in unseren Augen ein Positivum ist, denn 
Arbeit haben wir uns nie leicht gemaCht, und 
die Frau Minister Dr. Firnberg gehört zu jenen 
Frauen und Mitgliedern des Nationalrates, die 
ihre Arbeit immer ganz besonders ernst ge­
nommen haben. Sie hat diesen Dingen vor­
gegriffen, und sie hat bereits Verhandlungen 
gepflogen, ihren Wirkungsbereich bezogen und 
ihre Aufgaben begonnen. 

Daß unsere Wirtschaft und unsere ForsChung 
eng zusammenarbeiten sollen, ist auch von 
Ihnen, der OVP, nie abgeleugnet worden; daß 
wir hier mehr Koordinierung brauchen, um 
eine bessere Industrialisierung, um mehr Fort­
sChritt und bessere Lebensbedingungen für 
unsere Menschen zu erreiChen, ist auCh von 
Ihrer Seite unbestritten. 

Wir haben von Dekan Professor Dr. Kolb 
und von Professor FriedriCh Cap in einer 
Presse aussendung bestätigt bekommen, wie 
schwer es unsere Wissenschaft in Osterreidl 
hat. Der Herr Bundeskanzler hat schon im 
Parlament betont, daß unsere Wissenschaftler 
ins Ausland zieheI)., daß wir nidlt imstande 
sind, sie zu halten, dabei oft niCht nur wegen 
der größeren Gehälter in Deutschland oder 
Amerika, sondern einfaCh wegen der Be­
dingungen an den Instituten. An unseren Insti­
tuten haben wir nidlt die modernsten wissen-

schaftlichen Einrichtungen. Es ist zum Beispiel 
niCht möglich, daß in Osterreich ein Student 
Laserphysik studiert oder Algebrawissen­
schaft für die Computerbetreuung inskribiert, 
weil dafür einfach keine Voraussetzungen ge­
geben sind. Professor Cap hat nachgewiesen, 
daß unseren Instituten kein Geld zur Verfü­
gung steht, um die wissenschaftlichen Werke 
des Auslands zu bestellen, um Unterlagen 
zu haben, um sich die Forschung zu erleichtern. 
So hat Professor Cap voriges Jahr bei einem 
Kongreß erfahren müssen, daß in einer 
wissenschaftlichen Disziplin fast die Hälfte 
seiner Arbeit umsonst war, weil diese For­
sChungen bereits in einem Bericht festgelegt 
waren und von anderen Wissenschaftlern er­
arbeitet worden waren., 

Die OECD-Berichte über Osterreich und die 
Anforderungen, die unser Land an Wissen­
schaftler und Forscher wird stellen müssen, 
sind schon zitiert worden. Ich möchte ebenso 
auf die Konferenz der europäischen Unter­
richtsminister im Jahre 1963 hinweisen, die 
ebenfalls die Forderung nach einem Wissen­
schaftsministerium der Länder erstellt hat, 
ebenso wie die zweite Interparlamentarische 
wissenschaftliche Konferenz im Jahre 1964, die 
zu dem gleichen Schluß gekommen ist, daß 
wir in Osterreich und daß die kleineren 
Länder ebenso berechtigt sind und anstreben 
müssen, ein Ministerium für diese Disziplin 
zu errichten, um die Fragen besser zu koordi­
nieren. 

Wir haben keine Angst, daß der Herr Unter­
richtsminister und die Frau Minister Dr. Firn­
berg bei den Kompetenzteilungen Schwierig­
keiten hätten. Noch arbeiten sie unter einem 
Dach, und sie arbeiten in der gleichen Richtung 
und auf der gleichen Grundlage ihrer Pro­
gramme. Sie werden die Wege finden, um all 
diese Fragen zu lösen. Vielleicht ist es dann 
möglich, daß dieses Osterreich einmal einen 
etwas höheren Platz in der Reihe der west­
lichen Industrieländer einnimmt als bisher, 
wenn wir die Forschung und WissensChaft 
weiter forcieren, ihr helfend unter die Arme 
greifen und versuchen, ihr mehr Mittel zu 
geben. 

Die rasante Entwicklung der Gegenwart, die 
uns mehr oder minder überrollt, wird anhalten, 
eher ansteigen, wird nicht abnehmen. Herr 
Minister Mock hat festgestellt, daß der Satz, 
daß sich die Zukunft ändert, nie so gegolten 
hat wie heute, weil die Zukunft von der 
Technik mehr oder minder gejagt wird, weil 
sich heute Entwicklungen in Kürze überholt 
zeigen~ Wir sind im Zeitalter der Uranspal­
tung, der Atombomben und der Laserstrahlen 
und bereits bei der Manipulation mit dem 
Erbgut. Es wird, sehr geehrter Herr Bundesrat 
Hofmann-Wellenhof, eine Aufgabe der Poli-
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tiker sein, diese technische Entwicklung, die 
ebenso zum Verderben wie zum Guten der 
Menschheit führen könnte, zu lenken, zu leiten 
und zu beherrschen. Dies wird eine politische 
Frage sein, denn wir müssen versuchen, aus 
dem Stand der Wissenschaft und aus den 
Möglichkeiten der wissenschaftlichen Erkennt­
nisse und Forschungen das Beste für die Men­
schen zu suchen und zu schöpfen. 

Wir haben nicht umsonst ein Humanpro­
gramm erstellt, in dem wir auf alle Schäden 
hinweisen, die die Menschen und die Lebe­
wesen insgesamt bedrohen, die unsere Fauna 
und Flora beeinflussen können. Unsere Sache 
wird es sein, diese Ziele zu verwirklichen. 
Wir knüpfen die Hoffnung daran, daß dieses 
neue Ministerium auch in dieser Richtung 
seine Aufgaben erfüllen wird und vor allem, 
daß man dieses Ministerium seine Aufgaben 
erfüllen lassen wird. 

Wenn Herr Professor Schambeck. gemeint 
hat, daß der Frau Minister Firnberg mit diesem 
Gesetz kein besonderer Dienst erwiesen 
wurde, so muß ich dem widersprechen. Nicht 
der Frau Minister Firnberg persönlich wollten 
wir einen besonderen Dienst erweisen, wir 
wollten mit diesem Gesetz für die österreichi­
sche Bevölkerung etwas Gutes tun, der öster­
reichischen Bevölkerung, der Jugend und ihrer 
Zukunft einen Dienst erweisen. Und in diesen 
Dienst wird sich unsere Frau Minister sicher 
selbstlos stellen. 

In diesem Sinne befürworten wir Sozialisten 
dieses Gesetz, wünschen der Frau Minister 
vollen Erfolg in ihrer Tätigkeit und hoffen, 
daß auch die OVP ihren Standpunkt einmal 
ändert; nicht heute, weil sie in der Opposition 
ist und sie daher dagegen ist, obwohl sie im 
Grunde genommen eigentlich diesen Vor­
schlägen zustimmen müßte, da diese ja Oster­
reich zugute kommen und nicht einer Partei. 
(Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich noch Herr 
Bundesrat Bürkle gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Biirkle (OVP): Herr Vorsitzender I 
Hohes Hausl Ich habe nicht die Absicht gehabt, 
miCh zu Wort zu melden, aber Frau Doktor 
Demuth hat einige Dinge gesagt, die man 
einfach nicht ganz unwidersprochen lassen 
darf. Liebe Frau Doktor! Wenn Sie sagen, 
es gäbe in Osterreich kein Ministerium, das 
auf dem Gebiet der Forschung Kompetenzen 
habe, so stimmt das, weil die Bundesverfas':" 
sung über das, was Forschung ist, überhaupt 
nichts aussagt. Daraus wäre rein verfassungs­
rechtlich abzuleiten, daß die Kompetenz für 
die Betreuung der Forschung den Ländern ob­
liege. - Ich glaube, das wäre nicht richtig, 
wenn wir so agieren würden, ich gebe das 
offen zu. Forschung ist ein Gebiet, das viel 

zu umfassend ist, als daß sich etwa jedes 
einzelne Bundesland mit Forschung beschäfti­
gen könnte, wobei auch die Länder seit langer 
Zeit Forschungsförderung betreiben, nicht etwa 
Forschungspolitik. 

Aber das ist nicht das entscheidende. Das 
entscheidende Ungute an der Geschichte ist 
nach meiner Meinung, daß man nicht die rich­
tige Konsequenz aus dem dargestellten Sach­
verhalt gezogen hat. Man hat nämlich gemeint, 
es bestehe keine klare Kompetenzabgrenzung, 
also müsse man ein Ministerium schaffen. 
Typisch für dieses Land? Nein, typisch für 
Ihre Partei, daß man immer dann, wenn etwas 
nicht in Ordnung ist und man glaubt, es 
in Ordnung bringen zu müssen, nach einem 
Amt, nach einem Apparat schreit und meint, 
nur ein Apparat müsse her, ein Amt, dann 
werde das alles großartig geregelt werden. 
(Bundesrat P 0 r ge s: Das glauben Sie ja 
selber nicht!) Selbstverständlich glaube ich 
das, sonst hätte ich das nicht gesagt, lieber 
Herr Kollege Porges. 

Aber es hätte eine andere Möglichkeit ge­
geben, anstalt gleich ein neues Ministerium 
zu schaffen, nämlich die, vom Artikel 78 Abs. 2 
der Bundesverfassung, der immerhin schon 
seit dem Jahr 1920 in dieser österreichischen 
Bundesverfassung steht, Gebrauch zu machen, 
nämlich dem Minister einen Staatssekretär 
zuzuteilen. Man hätte dann nicht in den Fehler 
verfallen müssen, der heute hier schon aufge­
zeigt wurde, daß wir einen Minister für Kunst 
haben, dem die Kunsthochschulen niCht unter­
stehen, daß man also verwirrt hat, anstatt 
transparent zu machen. Man hat ja gar nicht 
transparent gemacht, sondern nur innerpartei­
liche Vorgänge verschleiert. 

Und noch etwas ist zu sagen, Frau Doktor 
Demuth. Wenn immer geagt wird, wir seien 
weit hinten am Karren, wenn man die euro­
päischen oder die Weltgrößen mit uns ver­
gleicht, so ist dem entgegenzuhalten: ein 
kleines Land hat nun einmal nicht dieselben 
Möglichkeiten wie ein großes Land, Forschung 
zu betreiben. Wir hätten daher die Meinung, 
daß es vorläufig noch nicht notwendig gewe­
sen wäre, zur Förderung der österreichisdten 
Forschung ein Forschungsministerium zu 
schaffen (Zwischenrule bei der SPO), daß 
also mit der Zuteilung eines Gehilfen, eines 
Staatssekretärs vollauf Genüge getan gewesen 
wäre, dem bestimmte Agenden aus dem Be­
reich des UnterriChtsministeriums zugeteilt 
worden wären, wobei die eine oberste Hand, 
nämlich die des Ministers, noCh immer der 
Koordinierungsfaktor hätte sein können. 

Aber ich darf noCh einmal sagen: Hier ging 
es nicht um SaChlichkeit, sondern um eine 
Prestigeangelegenheit in der SPO. (Zwischen­
rule bei der SPO.) Die an Lebenserfahrung 
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etwas ältere Frau Dr. Firnberg konnte nicht 
dem jungen Minister Gratz unterstellt werden. 
Daher muß jetzt ein eigenes Ministerium ge­
macht werden. (Widerspruch und ironische 
Heiterkeit bei der SPO.) Aber selbstverständ­
lich, so liegen doch die Dinge, geben Sie es 
doch zu! (Bundesrat Po r ge s: Das glauben Sie 
doch selber nicht!) Das ist doch die reine 
Wahrheitl Es tut euch doch weh, wenn man 
euch die Wahrheit sagt. Das war immer schon 
so! (Bundesrat Po r g e s: Was reden Sie 
noch? Sie haben ja keine Autorität mehr!) 

Etwas, was die Frau Dr. Demuth hier gesagt 
hat, muß vielleicht auCh. noCh. ins richtige Licht 
gestellt werden. Es wird immer darüber ge­
klagt, wir wären das Land, das infolge man­
gelnder Mittel für die Forschung und für die 
wissenschaftliche Betätigung gezwungen sei, 
Wissenschaftler zu exportieren. Fürs erste 
würde ich die Frage stellen, ob es wirklich 
ein Unglück für ein Land ist, etwa Wissen­
schaftler zu exportieren. Ich denke an die 
kleine Schweiz, die kleiner ist als Osterreich; 
die ist sehr stolz darauf, an ausländischen 
Hochschulen Vertreter ihres Landes zu sehen, 
die dort Lehrkanzeln innehaben. Die zweite 
Frage wäre die, Frau Doktor, einmal eine 
statistische Aufstellung zu machen, wie viele 
österreichische Wissenschaftler in den. letzten 
Jahren an ausländische Hochschulen gegan­
gen sind, weil sie hier nicht lehren konnten, 
und wie viele ausländische Hochschullehrer 
in Osterreich seßhaft geworden sind und an 
Hochschulen Lehraufträge bekommen haben. 
Das wäre eine interessante Prüfung, um die 
ich den Herrn Unterrichtsminister geradezu 
bitte - hier muß man fragen, welcher zustän­
dig ist, das ist jetzt unklar -: Wieviel Wissen­
schaftler sind in den letzten fünf Jahren ins 
Ausland gegangen, und wie viele sind aus dem 
Ausland nach Osterreich an österreichische 
Ho<hschulen berufen worden und haben hier 
Lehraufträge bekommen, in Linz, in Graz, in 
Wien und an allen übrigen Hochschulen zu­
sammengenommen? 

Wir sind nicht im Prinzip dagegen - um 
zum Schluß zu kommen -, daß hier etwa 
für die Forschung koordinierend gearbeitet 
wird, wir sind nur dagegen, daß man aus dem 
Glauben heraus, es müsse nur ein Amt ge­
schaffen werden und dann sei alles im Lot, 
ein eigenes Ministerium schafft. Hier wird 
nicht Transparenz geübt in der Politik, sondern 
Verschleierung. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich die Frau 
Minister Dr. Fimberg gemeldet. Ich erteile es 
ihr. 

verfolgt, in dem Haus, dem ich selber lange 
Jahre angehört habe. Gestatten Sie mir, einige 
grundlegende Bemerkungen zu mamen. 

Wir stimmen alle überein, daß Wissenschaft 
und Forschung heute bestimmende Faktoren 
für die gesamte Entwicklung eines Landes 
sind. Wer zurückbleibt auf dem Gebiet der 
Wissenschaft, auf dem Gebiet der Forschung, 
der bleibt zurück auf allen übrigen Lebensbe­
reichen, auf dem Gebiet der Wirtschaft, auf 
dem Gebiet der Sozialpolitik und der Kultur. 
Wir müssen in den letzten Jahren mit Be­
ängstigung feststellen, daß der Gap zwischen 
den entwickelten Ländern und Osterreich von 
Jahr zu Jahr größer wird. Es ist unbestreitbar, 
daß Osterreich am Ende der Skala der ent­
wickelten Länder steht, was den Einsatz von 
Mitteln für Wissenschaft und Forschung be­
trifft, ganz gleichgültig, welchen Indikator wir 
anpeilen, ob den Prozentsatz der Forschungs­
mittel am Bruttonationalprodukt oder die Pro­
Kopf-Ausgaben für Wissenschaft und For­
schung. Wo immer wir hinblicken, müssen 
wir feststellen, daß wir zurückgeblieben sind. 
Daran ändert auch nichts, daß in den letzten 
Jahren gewisse anerkennenswerte Bestrebun­
gen und Bemühungen stattgefunden haben, 
die Lage zu verbessern. 

Wir sind der Auffassung, daß die Ursache 
darin liegt, daß jene gesellschaftspolitischen 
Kräfte, die die Interessen von Wissenschaft 
und Forschung vertreten, nicht jenen Natb.­
druck haben und haben können, den sie brau­
chen, um sich auch im Budget durchzusetzen. 
Es fehlt der Adressat in der Regierung. Man 
kann von einem Unterrichtsminister, der so 
viele, so pressante, so wichtige Probleme zu 
lösen hat, nicht erwarten, daß er mit der 
notwendigen Energie und mit dem notwendi­
gen Nachdruck. die Belange der Forschung 
und der Wissenschaft auch bei den Budget­
verhandlungen vertritt. 

Wir haben aber auch noch ein zweites 
Handikap, HoherBundesrat, auf das hinzu­
weisen ich nicht ermangeln möchte: die Zer­
splitterung unserer ohnehin sehr geringen 
Forschungsmittel ist erheblich. Es fehlt die 
Transparenz des Einsatzes der Mittel, aber 
auch die Transparenz unserer Forschungsinsti­
tutionen und Forschungsvorhaben. Wir wissen 
gar niCht, wer, wo, was eigentliCh in Osterreich 
forscht. Wir können eine Reihe von kost­
spieligen Doppelgleisigkeiten feststellen und 
eine Reihe von Forschungslück.en, die rasdl 
geschlossen werden könnten, wenn die not­
wendige Koordinierung unserer Forschung 
vorliegen würde. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg: Hoher Es war daher immer unsere Auffassung, 
Bundesratl Ich habe mit großer Aufmerksam- daß die Koordinierung von einer Stelle aus 
keit diese niveauvolle Debatte im Bundesrat eine der allerwichtigsten Aufgaben des neu 
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zu schaffenden' Ministeriums sein muß und 
sein wird. Ich möchte hier vor dem Hohen 
Haus betonen, daß es sich um eine Koordi­
nierung handelt und handeln muß, bei der 
die Freiheit der Forschung und der Wissen­
schaft voll gewahrt bleibt, aber die Effizienz 
der eingesetzten Mittel und des eingesetzten 
Personals erhöht wird. Ich darf noch einmal 
betonen, daß diese Koordinierungsaufgabe 
vielleicht die wichtigste Aufgabe des neutm 
Ministeriums sein wird. 

Aus diesem Grunde, Hoher Bundesrat, war 
es unabdingbar notwendig, auch die Hoch­
schulen in die Kompetenz des neuen Mini­
steriums zu übertragen. Die Hochschulen sind 
heute vielleicht die wichtigsten Forschungs­
stätten, Wissenschafts stätten überhaupt, die 
wir in Osterreich zurzeit haben; denn unsere 
Grundlagenforschung vollzieht sich ja über­
wiegend im Bereich der Hochschulen. Es war 
aus diesem Grunde auch notwendig, die beiden 
Forschungsförderungsfonds zu einigen, um die 
Koordinierungsaufgabe leichter lösen zu kön­
nen. 

Ich möchte noch auf ein großes Problem 
eingehen, das der Herr Bundesrat Bürkle ange­
deutet hat. Mit großer Sorge verfolgen wir in 
Osterreich die Abwanderung unserer jungen 
Wissenschafter, das Brain-drain, das in Oster­
reich viel größer ist als in aUen anderen 
europäischen Ländern. Wir stehen immer 
wieder vor der Abwanderung unserer besten 
jungen Leute, und es ist uns allen klar - da 
war eigentlich immer Ubereinstimmung 
zwischen allen Fraktionen des Hohen Hau­
ses -, daß Mittel und Wege gefunden werden 
müssen, um die Abwanderung, diese erzwun­
gene Abwanderung unserer jungen Wissen­
schafter, zu stoppen. 

Wir sind daher der Meinung, daß es not­
wendig ist, mehr Forschungsstätten für junge 
Wissensmafter in Osterreim zu etablieren, 
mehr Forschungschancen zu geben und auf 
der anderen Seite doch auch österreichischen 
Wissenschaftern, die heute im Ausland sein 
müssen, die Möglichkeit zu geben, ihre Fähig­
keiten, ihr Können,. ihr Wissen in den Dienst 
der Heimat zu stellen. Es sind sehr viele 
und prominente Wissenschafter, die eine Rück­
kehr nach Osterreich wünschen würden, die 
es wünschen, hier in Osterreich ihr Wissen, 
ihr Können, ihre Gaben einzusetzen. Wir 
glauben also, daß das eine ganz große Auf­
gabe des neuen Ministeriums sein wird. 

Ich darf noch einmal kurz betonen, daß 
es sich bei der Kompetenzverteilung zwischen 
den beiden Ministerien um kein Zerreißen 
eines Bildungssystems handelt. Ich bitte zu 
überlegen, Hohes Haus: die Entwicklung der 
Organisationsformen vollzieht sich doch heute 

allgemein so - das werden diesoziologism. 
Geschulten sofort bestätigen -, daß sie in 
kleine und überschaubare Qrganisationsein­
heiten gegliedert werden, die dann wieder 
durch gemeinsame Kompetenzen zu einer 
neuen Einheit verkettet werden. 

Wir hoffen sehr - im. darf das aum für 
meinen Ministerkollegen Gratz sagen -, daß 
wir für diesen speziellen Fall die richtige 
und zeitgemäße Lösung in diesem Gesetz ge­
funden haben. 

Ich darf auch nom eine letzte Frage, die 
angezogen wurde, aufgreifen: die Frage, 
warum die Museen, der Denkmalsmutz und 
die Bibliotheken im Wissenschaftsministerium 
sind. Wir haben uns hier der -Auffassung 
angeschlossen, die sehr stark im Inland und 
im Ausland vertreten wird, daß mit dem 
Fortschreiten der Wissenschaften und vor 
allem der Technologie weit mehr wissenschaft­
liche und forscherische Aufgaben gerade in 
diese Institutionen gelegt werden als 
kreative, künstlerische Aufgaben. Ich könnte 
zahlreiche Beispiele dafür anführen. Ich darf 
Ihre Aufmerksamkeit nur auf den Katalog 
lenken, der heute für eine neu zu eröffnende 
Ausstellung die Waffensammlung 
herausgegeben wurde, in welchem in ganz 
deutlicher Weise aufgezeigt wird, daß es sich 
gerade bei diesen Agenden um künstlerische 
Fähigkeiten, aber auch um eine emt wissen­
schaftliche Arbeit handelt. 

Hoher Bundesrat I Jede Kompetenzkumulie­
rung kann man kritisieren, ja jede Kumulie­
rung. Immer wieder ist es möglich, unlogische 
Konstruktionen nachzuweisen. Im. weiß nicht, 
ob die Spanische Reitschule beim Landwirt­
schaftsministerium nicht mindestens ebenso 
sonderbar erscheint wie der Denkmalschutz 
beim Wissenschafts- und Forschungsministe­
rium. Was die Kunsthochschulen betrifft, darf 
ich doch darauf aufmerksam machen, daß ja 
auch die Hochschule für Bodenkultur nicht 
beim Landwirtschaftsministerium oder die 
Hochschule für Welthandel nicht beim Han­
deisministerium ist. 

Meine Auffassung - und es ist dies auch 
die Auffassung meiner Fraktion - ist, daß 
wir die richtige Konstruktion gefunden haben, 
alle jene Agenden zusammenzuführen, die für 
die Förderung von Wissenschaft und For­
schung notwendig sind. Den Nachweis werden 
wir aber erst in der Zukunft erbringen können. 
Wir sind nicht der Meinung, Hoher Bundesrat, 
daß wir damit etwas Perfektes geschaffen 
haben; das möchte ich hier in aller Offenheit 
vor Ihnen aussprechen. Wir haben einen Be­
ginn geschaffen, und wir hoffen, es ist der 
Beginn einer Ära, in der Wissenschaft und 
Forschung ein echter Vorrang, wirklich ein 
neuer Stellenwert gegeben wird. 
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Bundesminister Dr. Hertha FIrnberg 
Im mödlte allen Vorrednern danken. Herrn 

Professor Schambeck mödlte ich dafür danken, 
daß er als Wissenschafter mir die Fähigkeit 
für dieses hohe Amt zuspricht. Auch meinem 
alten Freund aus Bundesratszeiten, Herrn 
Bundesrat Hofmann~ Wellenhof, möchte ich 
danken dafür, daß er mir in gewohnt char­
manter Weise zu dem hohen Amt Glück 
wünscht, mit einer reizenden Gabe noch dazu. 
Viel mehr aber möchte ich ihm meinen Dank 
noch dafür sagen, daß er sich so nachdrücklich 
gegen die Hypothek der Uberforderung aus­
spridlt, die ja tatsächlich eine Gefahr für 
eine neue Organisation, für ein neues Mini­
sterium sein kann. Ich darf ihm dafür vielleicht 
als Dank die Versicherung geben, daß die 
Förderung der Wissenschaft _ und Forschung 
für mich und das künftige Ministerium keines­
wegs nur die Förderung der naturwissenschaft­
lidlen Forschung und der Technologie bedeu­
ten kann, sondern ebe.nso auch die Förderung 
aller Geistes-, Sozial- und Humanwissen­
schaften beinhaltet. Beide sind gleichrangig, 
das möchte ich hier vor dem Hohen Haus 
deponieren. 

Ich möchte zum Abschluß noch einige Worte 
über das hinaus sagen, was Herr Bundesrat 
Skotton und Frau Bundesrat Demuth hier an­
geführt haben, die darauf hinwiesen, daß es 
Wissensdlaftsministerien und ähnliche Insti­
tutionen in einer ganzen Reihe von Ländern 
gibt. Lassen Sie mich darauf hinweisen, daß 
auch in Kreisen, die Ihnen nahestehen, die 
Konstituierung eines Wissenschafts- und For­
schungsministeriums durchaus nicht immer so 
negativ beurteilt worden ist. Die exzellente 
Studie des Kummer-Instituts zu diesen Fragen 
etwa spricht sich sehr positiv dazu aus. Ich 
darf auch darauf aufmerksam machen, daß 
Herr Minister außer Dienst Dr. Mock im Parla­
ment letzthin erklärt hat, daß die Osterreichi­
sche Volkspartei nur jetzt gegen dieses Mini­
sterium ist, in einigen Jahren aber doch ihre 
Stellung ändern kann. 

Ich kann mit Genugtuung feststellen, daß 
im Gegensatz zu den negativen Äußerungen 
in Osterreich internationale, sehr kompetente 
Stellen eine durchaus positive Stellung zu 
unserem neuen Wissenschaftsministerium und 
seiner Konstruktion eingenommen haben. Ich 
erinnere etwa an die Experten der OECD, die 
hier mit unserem Wissenschaftsbericht befaßt 
waren und mit denen zu sprechen im Gelegen­
heit hatte, an die Experten des Europarates 
und an eine ganze Reihe von eminenten 
Wissenschaftern und Forschungspolitikern, die 
sich absolut positiv geäußert haben. 

Hohes Hausl Im will der Hoffnung Ausdruck 
geben. daß es dem Ministerium gelingen wird, 
einen Schritt auf das hin zu machen, was 

wir anstreben: nicht nur die Förderung der 
Forschung und Wissenschaft, sondern auch 
ein forschungspolitisches Konzept. Wir hoffen 
- und ich bin sehr dankbar, daß Sie sich 
dieser Hoffnung angeschlossen haben -, daß 
die Arbeit des Ministeriums zum Wohle der 
Wissenschaft und Forschung, zum Wohle der 
Wissenschafter und Forscher und unserer 
Jugend und schließlich zum Wohle Osterreichs 
vor sich gehen wird. 

Ich danke dafür, daß sich in der Debatte trotz 
der Ablehnung von Ihrer Seite, meine Damen 
und Herren von der Osterreichischen Volks­
partei, doch die Zeichen mehrten, daß wir 
bei dieser schwierigen Aufgabe, die dem neuen 
Ministerium und mir als seinem Exponenten 
zukommt, auch mit der Mitarbeit und der 
Hilfe jener Kreise von Ihrer Seite remnen 
dürfen, die dieses Interesse an Wissenschafts­
und Forschungsförderung teilen. Danke. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sim noch Herr 
Minister Dr. Kirchschläger gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kinbsdlläger: Herr Vorsitzendert 
Hoher Bundesrat! Es hat mich ein wenig mit 
Sorge erfüllt, daß ich auch heute wieder das 
Wort gehört habe, daß durch den Absmnitt 111 
des vorliegenden Gesetzesbeschlusses des 
Nationalrates die Einheit der Auslands­
kulturbeziehungen, wie sie praktisch von 
1966 bis 1970 bestanden haben, zerschlagen 
werde. Im bitte, sich vor Augen zu führen, 
was es denn bei der gegenwärtigen Zusam­
mensetzung der Bundesregierung für einen 
Zweck, für einen politismen Sinn gehabt 
hätte, aus dem Bundesministerium für Unter­
richt die Auslandskulturbeziehungen in das 
Außenministerium zu übertragen, wenn es 
nidlt ausschließlkb. ein staatspolitischer gewe­
sen wäre. Die Spezialisierung schreitet doch 
auf allen Gebieten, in der Wissenschaft und 
im täglichen Leben, immer weiter fort; das­
selbe gilt auch für die Geschäfte der obersten 
Bundesverwaltung. 

Wenn in den vergangenen vier Jahren für 
die Wahrnehmung der kulturellen Auslands­
beziehungen insofern ein besonders günstiger 
Aspekt gegeben war, als der damalige außer­
ordentliche Gesandte und bevollmädltigte 
Minister Dr. Karasek, also ein Angehöriger 
des höheren auswärtigen Dienstes, gleichzei­
tig auch der Leiter der Sektion VII des Bun­
desministeriums für Unterricht war und daher 
in Personalunion beide Aspekte, den der 
Außenpolitik und den -der Kulturpolitik, ver­
einen konnte. so ist das, glaube ich, ein Ein­
zelfall, der sich für eine bestimmte Periode 
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Bundesminister Dr. Kirdlsdlläger 
ergeben und der auch - das will ich sehr 
gerne anerkennen - Erfolge erzielt hat. Aber, 
ich glaube, höher als die Einheit der Aus­
landskulturbeziehungen in einem Ressort 
steht die Einheit der Außenpolitik. Man kann 
nicht von verschiedenen Ressorts aus verschie­
dene Außenpolitiken machen. Die Außenpoli­
tik, die ja zum Ziele hat, für die Menschen 
im eigenen Lande die bestmöglichen Start­
bedingungen zu schaffen, die zum Ziele hat, 
Osterreich im Ausland entsprechend zu prä­
sentieren, und die vor allem zum Ziele hat, 
die Unabhängigkeit, die Sicherheit Osterreichs 
zu gewährleisten, muß aus einem Gusse sein. 
Wenn sie aber aus einem Gusse sein muß, 
dann muß sie auch alle Aspekte dieser Außen­
politik mitumfassen, und dazu gehört auch die 
Auslandskulturpolitik. 

Ich sprach vorhin von den verschiedenen 
Elementen, die heute überall in der Welt 
bereits eine Spezialisierung erfahren haben. 
Es wird für die Auslandskulturpolitik das 
samliche, das Grundrüstzeug selbstverständ­
lim von jenen Ressorts beigestellt werden, die 
dies beizustellen in der Lage sind. Es wird 
die Richtung der Auslandskulturpolitik vom 
Außenministerium bestimmt werden, und bitte 
glauben Sie mir, wir werden die Aus lands­
kulturpolitik, die Auslandskulturbeziehungen 
nicht, wie ich neulich gelesen habe, admini­
strieren, sondern wir werden gemeinsam, alle 
drei Minister, die wir hier versammelt sind. 
ein Konzept erstellen. Ich glaube nicht, daß 
in der Zusammenarbeit von Ressorts auch 
bereits eine Zerschlagung der Einheit liegt. 
Denn sonst - wenn wir so weit gehen wür­
den - würde ja smon die Aufteilung der 
einzelnen Regierungssitze in einer Bundes­
regierung eine Zerschlagung der Einheit der 
Administration sein. 

Im bitte daher, denselben Vertrauensvor­
smuß, den der Herr Bundesrat Hofmann-Wel­
lenhof vorhin den Bundesministern Dr. Firn­
berg und Gratz gegeben hat, aum auf die 
Wahrnehmung der Auslandskulturbeziehun­
gen für die Zukunft auszudehnen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wird vom Berimterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b st i m m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den GesetzesbeschluB des 
Ncitionalrates k ein e n Ein s p r u c h zu 
erheben. 

2. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 1. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Pensionsgesetz 1965 neuerlich 
abgeändert wird (2. Pensionsgesetz-Novelle) 

(404 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
2. Punkt der Tagesordnung: 2. Pensionsgesetz­
Novelle. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Bednar. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Bednar: Hohes Haus I Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Bericht 
des Finanzausschusses über den Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vom 1. Juli 1970, 
betreffend die 2. Pensionsgesetz-Novelle, lau­
tet wie folgt: 

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates sollen die Versorgungs­
genüsse der Witwen und früheren Ehefrauen 
der öffentlich Bediensteten ab Juli 1970 eine 
der 24. Novelle zum Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetz entsprechende Erhöhung er­
fahren. Eine weitere, gleich hohe Erhöhung 
soll ab Juli 1911 eintreten. Mit gleichem Zeit­
punkt sollen auch die Waisenversorgungs­
genüsse entsprechend erhöht werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1970 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Finanzausschuß den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1. Juli 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Pensionsgesetz 1965 
neuerlich abgeändert wird, 2. Pensionsgesetz­
Novelle, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke. Zum Wort hat siro 
Herr Bundesrat Ing. Guglberger gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesrat Ing. Guglberger (OVP): Hohes 
Haus I Sehr geehrter Herr Minister I Wir be­
raten heute über wichtige und . weitgehende 
sozialpolitische Verbesserungen. Die 2. Pen­
sionsgesetz-Novelle zum Pensionsgesetz 1965 
für den öffentlichen Dienst steht zur Debatte. 

Das Bundesgesetz vom 18. März 1920 zur 
vorläufigen Regelung der Versorgung von 
Witwen sieht schon 50 Prozent des Ruhe­
genusses des Beamten als Witwenpension 
vor. 50 Jahre mußten vergehen, ehe man es 
wagte, von diesen 50 Prozent abzugehen und 
einen höheren Prozentsatz durch Gesetzes­
kraft zU erwirken. Es waren wirtschaftliche 
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Ing. Guglberger 
Gründe genug vorhanden, um diesen Geset­
zesakt zu redltfertigen. Nach dem Ableben 
eines Beamten bleiben im Haushalt die 
Kosten für Heizung, Beleuchtung, Miete und 
so weiter in vollem Umfang aufrecht. Es war 
daher nicht gerechtfertigt, die Witwenpension 
auf 50 Prozent festzulegen. 

Die in Beratung stehende 2. Novelle zum 
Pensionsgesetz 1965 für die öffentlich Bedien­
steten ist auf eine Initiative der OVP-Regie­
rung zurückzuführen. Diese Initiative findet 
ihren Niederschlag im Budget 1970, in dem 
die Bedeckung sidlergestellt wurde. Dieses 
Gesetz und die Regelung der Witwenpension 
in der 24. ASVG.-Novelle stellen einen Teil 
des OVP-Sozialpaketes dar, das in Etappen 
verwirklicht wird. 

Anläßlich der Beratungen der 24. ASVG.­
Novelle haben wir im Bundesrat die Forde­
rung erhoben, auch die Witwenpension nach 
dem Pensionsgesetz 1965 zu erhöhen, um als 
Endziel für beide Witwenpensionen 60 Pro­
zent zu erreichen. Heute können wir nun mit 
Freude feststellen, daß wir dieses Ziel erreicht 
. haben. 

Hohes Haus I Die Regierungsvorlage der 
Regierung Kreisky vom 2. Juni 1970, 44 der 
Beilagen, der 2. Pensionsgesetz-Novelle sieht 
im Punkt 1 § 15 Abs. 1 vor: "Der Witwen­
versorgungsgenuß beträgt 55 Prozent des 
Ruhegenusses des Beamten." 

Die "Arbeiter-Zeitung" vom 19. April 1969 
schreibt: "Müssen Witwen doppelt büßen?" 
und fordert in diesem Artikel 60 Prozent für 
die Witwen. Bundeskanzler Dr. Kreisky in 
seiner Regierungserklärung vom 27. April 
1970, Seite 23: "Erhöhung der Witwenpension 
auf 60 Prozent der Versicherungspension" und 
so weiter. 

Am 2. Juni 1970 bringt nun die sozialisti­
sche Minderheitsregierung eine Regierungs­
vorlage mit einer Witwenpensionserhöhung 
nicht auf 60 Prozent, sondern auf 55 Prozent 
ins Parlament. 

Erst über einen Antrag Peter der FPO, 
einen Antrag, dem die OVP beigetreten ist, 
wird im Finanz- und BudgetaussdlUß des 
Nationalrates am 29. Juni die entspredlende 
Regierungsvorlage abgeändert. 

Es heißt nunmehr im Artikel 11 § 15 Abs. 1: 
Der Witwenversorgungsgenuß beträgt 60 Pro­
zent. 

§ 18: Der Waisenversorgungsgenuß beträgt 
für Halbwaise 12 Prozent, für Vollwaise 
30 Prozent. 

Dieser Artikel tritt am :1. Juli 1911 in Kraft. 

Hohes Haus! Innerhalb der letzten sechs 
Jahre wurden die Mindestpensionen durch 
Initiative der OsterreichischenVolkspartei 
von 915 Sauf 1333 S ab 1. Juli 1970 gestei­
gert. Innerhalb von zehn Jahren wurden sie 
nahezu verdoppelt: von 680 Sauf 1333 S. 

Unter der OVP-Alleinregierung und ihrem 
Sozialminister, Frau Grete Rehor, wurde für 
die Witwen das verwirklicht, was 20 Jahre 
lang ein SPO-Sozialminister nicht fertig­
brachte (Bundesrat No va k: Wo nimmt der 
Zauberer das her?), nämlich die Anhebung 
der Witwenpension in einer ersten Etappe. 
Eine zweite Etappe war angekündigt. Die 
Sozialistische Partei befindet sich in der Lage, 
einerseits diese OVP-Sozialinitiativen fort­
führen zu müssen, anderseits selbst auch 
Taten zu setzen. 

Wenn also jetzt die Früchte der OVP-Poli­
tik reif werden und ab 1. Juli 500.000 Men­
schen in Osterreich ein höheres Einkommen 
erhalten,erfüllt uns das mit Genugtuung. 
220.000 Witwen und 300.000 Ausgleichs­
zulagenbezieher werden diese Verbesserung 
ihrer Lebensverhältnisse zu würdigen wissen . 

Wenn es uns nun gelungen ist, auch Wit­
wenpensionen der Beamten zu erhöhen, kann 
man das als Meilenstein in der Entwicklung 
der Sozialgesetzgebung Osterreichs bezeich~ 
nen. 

Die Osterreichische Volkspartei hat bewie­
sen, daß sie auf dem Gebiete der Sozialpolitik 
die Führung übemommen hat. 

Wir betrachten es als selbstverständlich, 
daß alle im Parlament vertretenen Parteien 
der Erhöhung der Waisenpensionen zuge­
stimmt haben. Wir alle wissen, wie wichtig 
es ist, daß Vollwaisen eine Erhöhung auf 
30 Prozent und Halbwaisen eine solche von 
10 auf 12 Prozent erhalten werden. 

Zur allgemeinen Situation der älteren Gene­
ration darf ich mich des Ausspruches eines 
politischen Freundes in der Bundesrepublik 
bedienen, der erklärte: 

"Der Respekt vor der Persönlichkeit des 
alten Menschen erfordert, daß die gesell­
schaftlichen Verhältnisse den alten Menschen 
angepaßt werden und nidlt die alten Men­
schen den bestehenden Verhältnissen." Wir 
fordern für Osterreich die Erstellung eines 
Altenplanes, der auf Grund wissenschaftlicher 
Unterlagen über die Situation der alten Men­
schen Osterreichs erarbeitet wird. Es soll dem 
Wunsch der älteren Generation nach einem 
möglichst selbständigen, selbstbestimmten 
und unabhängigen Leben Rechnung getragen 
werden. 
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Ing. Guglberger 
Wir von der Osterreichischen Volkspartei sion das Leben fristen müssen. Es ist aber 

geben dem vorliegenden Gesetzesbeschluß fast unmöglich, mit der Hälfte des Einkom­
gerne unsere Zustimmung, weil hier Menschen mens des verstorbenen Ehegatten das Aus­
geholfen wird, die dieser Hilfe wirklich be- langen zu finden. 

dürfen. Trotz dieser ständigen Hinweise blieben die 
Unser Ziel wird es immer sein, für alle Forderungen nach Erhöhung der Witwen- und 

unsere Mitbürger zu arbeiten, damit der all- Waisenversorgung unerfüllt. 
gemeine Wohlstand in unserer Heimat zu- Die Osterreichisdle Volkspartei hatte jahre­
nimmt. Unsere besondere Sorge wird aber lang für diese Forderung kein Verständnis 
immer denen gelten, die lange und teilweise aufgebracht, obwohl entsprechende Gewerk­
noch immer im Schatten des Wohlstandes ste- schaftsbeschlüsse, auch mit den Stimmen der 
hen. Dazu gehören auch die Witwen und christlichen Gewerkschafter gefaßt, vorlagen. 
Waisen. (Beifall bei der tJVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich weiter In erster Linie waren es die Unternehmer-
gemeldet Herr Bundesrat Seid!. Ich erteile es organisationen der tJsterreichischen Volkspar­

tei, die immer wieder Bedenken äußerten, und ihm. 
das damalige Bundesministerium für Handel 

Bundesrat Seidl (SPO): Verehrte Damen und und Wiederaufbau war es, das ständig gegen 
Herren I Durch den Gesetzesbeschluß des Na- Verbesserungen der Witwenpension Einspruch 
tionalrates vom 1. Juli 1970, mit welchem erhob. So hat nämlich die Situation auf dem 
das Pensionsgesetz 1965 neuerlich abgeändert Sozialrechtssektor und auf dem Pensions­
wird - wir sprechen kurz· von der 2. Pen- rechtssektor der öffentlich Bediensteten aus­
sionsgesetz-Novelle -, erhalten in Zukunft gesehen. 
die Witwen, die Halbwaisen und die Voll-

Der gesamte Osterreichische Gewerkschafts­
waisen eine Verbesserung ihrer finanziellen bund, alle Gewerkschaften des Osterreichi­
Situation. 

schen Gewerkschaftsbundes und die sozialisti-
Es ist dies ein Sieg für die Witwen und sche Parlamentsfraktion bemühten sich wäh­

Waisen. Meine Fraktion freut sich über die- rend der gesamten Dauer der vergangenen 
sen Sieg und wird selbstverständlich auch Legislaturperiode ständig, wenigstens in Etap­
diesem Gesetzesbeschluß die Zustimmung pen die Erhöhung der Witwenpension von 
geben. 50 auf 60 Prozent durchzusetzen. 

Diese 2. Pensionsgesetz-Novelle hat aber Ich bringe auch in Erinnerung, daß bereits 
eine Vorgeschichte, eine Vorgeschichte, mit am 15. Juni 1966 vom Nationalrat eine Ent­
der sich gerade mein Vorredner beschäftigt schließung angenommen wurde, die folgenden 
hat. Er hat sie von einer bestimmten Warte Wortlaut hatte: 
aus beleuchtet. Sie werden mir zugestehen, 

"Die Bundesregierung wird ersucht, die daß auch ich versuche, von meiner Warte aus 
Möglichkeit einer Erhöhung der Witwenpen-

diese Vorgeschichte etwas zu beleuchten. sionen im öffentlichen Dienst sowie im Bereich 

Es waren nämlich die Gewerkschafter des der Sozialversicherung auf 60 Prozent zu pro­
öffentlichen Dienstes, die jahrelang mit der fen. Falls aus budgetären Gründen eine so­
Bundesverwaltung mit viel Mühe verhandel- fortige Erfüllung dieser Maßnahme nicht mög­
ten, um ein neues Pensionsgesetz zu errei- .lich ist, wäre eine etappenweise Regelung die­
ehen, das dann schließlich 1965 durchgesetzt ses Zieles anzustreben." So lautete die Ent-
wurde. schließung des Nationalrates. 

Im Zuge dieser Verhandlungen bemühte sich Die sozialistische Parlaments fraktion hat 
der Verhandlungsausschuß der vier Gewerk- seit diesem Zeitpunkt die OVP-Regierung 
schaften des öffentlichen Dienstes, eine fühl· ständig aufgefordert, dieser Entschließung des 
bare finanzielle Verbesserung für die Witwen Nationalrates endlich Rechnung zu tragen. 
und für die Waisen durchzusetzen. Aber erst im Jahre 1969 - man kann ruhig 

sagen, knapp vor den Wahlen, denn das war Es wurde von den Gewerkschaftern ständig 
darauf verwiesen, daß nach dem Tode des ja das letzte, was knapp vor den Wahlen ein-
Ehegatten, eines Familienvaters die Woh- gebracht wurde - wurde von der OVP-Regie-

rung el·n·e ·Regl·erungsvorlage im Parlament nungsmiete, die Beleuchtung, die Beheizung 
und noch viele andere Ausgaben gleich blei- eingebracht, die in höchst unvollständiger 
ben, während das Einkommender Witwe um Weise der- Verbesserung der Witwenversor-
50 Prozent vermindert wird. In der Regel. ist gung Rechnung trug. 
es schon schwer genug. wenn zwei. oder sogar Ein Antrag der sozialistischen Abgeordne­
noch mehr Personen von einer kleinen Pen- ten auf Erhöhung der Witwenpensionen . von 
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Seldl 
50 auf 60 Prozent in Etappen wurde in der 
Sitzung des Sozialausschusses am 20. Februar 
1969 wohl auf die Tagesordnung gesetzt, von 
den Abgeordneten der OVP aber abgelehnt. 
Mein Vorredner hat besonders betont, wie 
groß das Verständnis der Osterreichischen 
Volkspartei für die Erhöhung gewesen wäre. 

Ich möchte in Erinnerung bringen, daß in 
der Sitzung des SozialaussdlUsses vom 20. Fe­
ber 1969 die Abgeordneten Altenburger, Dok­
tor Halder, Kabesdl, Kern, Kulhanek, Lins­
bauer, Anton Schlager, Staudinger. Suppan. 
Titze, Sandmeier, Grundemann-Falkenberg, 
Dr. Kohlmaier und Lola Solar dagegen ge­
stimmt haben. Der Antrag wurde abgelehnt. 

Die sozialistischen Abgeordneten legten 
zum Bericht des Sozialausschusses einen Min­
derheitsberitht vor. in dem abermals eine 
etappenweise Erhöhung der Witwenpension 
von 50 auf 60 Prozent der Pension des ver­
storbenen Gatten vorgeschlagen wurde. 

Der frühere Finanzminister, Professor Dok­
tor Koren, war aber stur in der Ablehnung. 
und kein OVP-Abgeordneter hat sich zugun­
sten der Witwen und Waisen gerührt und 
das Wort ergriffen. Jetzt plötzlith, wo die 
Sozialisten regieren, tun Sie so. als ob Sie 
ein Herz für die Witwen und Waisen gefun­
den hätten. Herr' Professor Dr. Koren. noch 
vor kurzer Zeit im Amte als Finanzminister. 
und mit ihm die Osterreichische Volkspartei 
haben immer darauf verwiesen. daß für eine 
Erhöhung der Witwenpensionen auCh in 
Etappen auf 60 Prozent kein Geld vorhanden 
sei. Heute kümmert man siCh trotz des großen 
Budgetdefizits, das die OVP-Regierung der 
neuen SPO-Regierung als Erbe hinterließ, kei­
nen Teufel darum. wie man die Probleme 
überhaupt lösen könnte. Ja die gleiche Oster­
reiChische Volkspartei, die immer' so tut, als 
ob sie allein Staatsinteressen über Partei­
interessen stellt, zeigt plötzlith ihr wahres 
Gesitht. 

Am 17. Juni 1970 stellten sozialistisChe Ab­
geordnete in Verfolgung ihres Zieles an den 
Herrn Bundesminister für soziale Verwaltung I 
Ing. Häuser, eine dringliChe Anfrage, in der 
es unter anderem heißt: ,,1. Halten Sie an 
dem Ziel einer etappenweisen Erhöhung der 
Witwenpensionen von 50 auf 60 Prozent fest? 

2. Wenn nein, wie begründen Sie dies? 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen dafür sorgen werde, daß die Wit­
wenpensionen ab 1. Juli 1911 auf 60 Prozent 
erhöht werden. 

Die Bemühungen der Sozialisten, endlich die 
Witwenpension auf 60 Prozent zu erhöhen, 
werden nun unter einer sozialistisChen Regie­
rung verwirklicht. Aber nicht nur die Wit­
wenpensionen. sondern auch die Versorgungs­
genüsse der Halb- und Vollwaisen erfahren 
durch den entscheidenden Einsatz der Sozia­
listen ebenfalls eine fühlbare Verbesserung. 

Die gesetzlichen Bestimmungen sehen vor: 
Erhöhung der Witwenpensionen ab 1. Juli 
1970 von 50 auf 55 Prozent - wie es bereits 
nach dem ASVG. geregelt wurde - und ab 
1. Juli 1971 von 55 auf 60Prozentj Erhöhung 
der Versorgungsgenüsse für Halbwaisen auf 
12 Prozent und für Vollwaisen auf 30 Pro­
zent ab 1. Juli 1971. 

Dazu möChte ich bemerken, daß der Wiener 
Landtag in der vergangenen Woche ebenfalls 
einen solchen Gesetzesbeschluß geIaßt hat. 
Dort war es möglich. daß die Versor­
gungsgenüsse der Halbwaisen bereits ab 
1. Juli 1970 erhöht wurden. Im Wiener Land­
tag ist es eben so, daß nicht das Erbe eines 
derartigen Budgetdefizits zu übernehmen war, 
wie es auf der Bundesebene der Fall ist. 

BezügliCh der früheren Ehefrauen wurde der 
Gesamtbemessungsrahmen entspreChend er­
höht, um bestehende AnsprüChe in Zukunft 
nicht zu schmälern. Das ist nun das heutige 
Ergebnis. 

Die OsterreiChische Volkspartei, die längst 
Zeit gehabt hätte, die Probleme auf diesem 
Gebiet zu lösen. hitt heute eindeutig das 
Nachsehen. 

Gewisse Männer in den Reihen der Oster­
reichischen Volkspartei versuchen nun, auf den 
verschiedensten Gebieten keine sachliChe. son­
dern vielmehr eine Lizitationspolitik zu be­
treiben. Beispiele dafür gibt es bereits. 

Die Sozialisten werden auch in der Zukunft 
beweisen. daß sie verantwortungsbewußt re­
gieren und sich das Ziel setzen. das Bundes­
budget in Etappen zu konsolidieren. damit 
Gefahren für alle abgewendet werden. Die 
Sozialisten stellen eben Staatsinteressen über 
ihre Parteiinteressen. (BeifaJl bei der SPO.) 

3. Wenn ja. in welchen Etappen ist eine 
solChe Erhöhung geplant. . beziehungsweise Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
wann können. die einzelnen Etappen voraus- mehr gemeldet. Die 'Debatte ist geschlossen. 
sichtliCh in Kraft treten?" Wird vom Beridlterstatter.ein Schlußwort ge-

wünscht? - Das ist nicht der Fall. ' 
Der Herr Bundesminister für soziale Ver-

waltung. Ing. Häuser, antwortete. daß er im Wir schreiten zur Ab s tim m u n g. 
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Vorsitzender 
Bei der A b s tim m u n g beschließt der 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu er­
heben. 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 1. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Bundesforste-Dienstordnung ge­
ändert wird (2. Novelle zur Bundesforste-

Dienstordnung) (410 der Bellagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
3. Punkt der Tagesordnung: 2. Novelle zur 
Bundesforste-Dienstordnung. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Leopol­
dine Pohl. Ich bitte um den Bericht. 

Beridlterstatterin Leopoldine Pohl: Hoher 
Bundesrat I Mit dem vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates sollen im Hinblick 
auf die allgemeine Arbeitszeitverkürzung die 
in der Bundesforste-Dienstordnung vorgese­
henen Zuschläge für im, Außendienst besdläf­
tigte Bedienstete entsprechend erhöht ·werden. 

Beridlterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
Erika Seda. Idl bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Erika Seda: Hoher 
Bundesrat! Mit dem vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates sollen im Interesse 
einer Vereinheitlichung des Disziplinarremtes 
der öffentlich Bediensteten die Disziplinarvor­
schriften der Dienstpragmatik grundsätzlich 
audl auf Gendarmeriebeamte Anwendung fin­
den, soweit dies mit der organisatorisdlen 
Sonderstellung der Bundesgendarmerie ver­
tretbar ist. Vorgesehen ist die Errichtung von 
Disziplinarkommissionen bei den Landesgen­
darmeriekommanden sowie einer Disziplinar­
oberkommission für die Bundesgendarmerie 
beim Bundesministerium für Inneres. Weitere 
Bestimmungen regeln die Bildung von Diszi­
plinarsenaten bei den Disziplinarkommissio­
nen sowie die Bestellung von Disziplinar­
anwälten und Untersuchungskommissären. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
'angelegenheiten hat die gegenständlitbe Vor­
lage in seiner Sitzung am 13. Juli 1910 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be-, 
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Der Finanzaussdluß hat die· gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1970 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einsprudl zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stelle ich so­
mit im Namen des AussdlUsses für Verfas­
sungs- und Redltsangelegenheiten den A n~ 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 
der Finanzaussdlriß den An t rag, der Bun­
desrat woHe beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1. Juli 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem die Bundesforste-Dienstord­
nung geändert wird (2. Novelle zur Bundes­
forste-Dienstordnung), y!!rd kein Einsprudl 
erhoben. ' 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National-· 
rates vom 1. Juli 1970, betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem die Dienstpragmatik er­
gänzt wird (Dienstpragmatik-Novelle 1970), 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim-
mungo 

Vorsitzender: Zum Wort hat sidl niemand 
gemeldet. 

Wir schreiten' daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t im m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinenEinspruch zu er­
heben. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu er­
heben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 1. Juli 1970, betre,ffend ein Bundesges~tz, 
mit dem. da·s Einfilhrungsgesetz zu den· Ver­
waltungsverfahrensgesetzen geändert Wird 

(400 . der Beilagen) 

. Vorsitzender:· Wh: gelangen nun zum 
5. Punkt der Tagesordnung: Gesetzesbesdüliß' 
des Nationalrates vom 1. Juli 1970; betreffend 

VOrSitzender: Wir gelangen nun ·zum ein Bundesgesetz, mit dem . das Einführungs-

4. Punkt: GesetzesbeSdlluB des Nationalrates 
vom 1. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit 'dem . die Dienstpragmatik ergänzt wird 
(Dienstpragmatik-Novelle 1970) .(399 der Bei-

lag~n)' 

4. Punkt der Tagesordnung: DienstpragIIlatik-, gesetz Z'!l den Yerw'altungsverfahrensgesetzen 
Novelle 1970. . geeändett wird. .. . .. 
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Vorsitzender 
Berichterstatter ist Frau Bundesrat Seda. Ich 

bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Erika Seda: Mit dem 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
rates sollen die Bestimmungen des Allgemei­
nen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 auf 
das behördliche Verfahren der Organe der 
Kunsthochschulen für anwendbar erklärt wer­
den. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1910 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

10. Punkt: GesetzesbesdlluO des Nationalrates 
vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das landeslehrer-Dienstrechtsüber­
leitungsgesetz 1962 abgeändert wird (6. No­
velle zum LaDUG. 1962) (401 der Beilagen) 

11. Punkt: GesetzesbesdlluO des Nationalrates 
vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Landesvertragslehrergesetz 1966 

abgeändert wird (409 der Beilagen) 

12. Punkt: GesetzesbesdJ.1uß des Nationalrates 
vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Land- und forstwirtsmaftlldle 

Landeslehrer-DlenstrechtsU.berleltungsgesetz 
abgeändert wird (402 der Beilagen) 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt so- 13. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
mit der AussdlUß für Verfassungs- und vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
Rechtsangelegenheiten den A n trag, der mit dem das Land- und forstwirtsmaftliche 
Bundesrat wolle beschließen: landesvert~agslehrergesetz abgeändert wird 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1. Juli 1910, betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Einführungsgesetz zu 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s p ru eh zu er­
heben. 

6. Punkt: GesetzesbesdJ.luO des Nationalrates 
vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gehaltsiiberleitungsgesetz neuer­
Uch geändert wird (1. Gehaltsüberleitungs­
gesetz-Novelle 1970), samt Anlagen (405 der 

Beilagen) 

7. Punkt: GesetzesbesdJ.1uB des Nationalrates 
vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gehaltsüberleitungsgesetz neuer­
Udl geändert wird (2. Gehaltsüberleitungs­
gesetz-Novelle 1970) (396 und 406 der Bei-

lagen) 

8. Punkt: GesetzesbesdiluB des Nationalrates 
vom 9. Juli 1970, betreffend. ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert 
wird (20. Gehaltsgesetz-Novelle), samt Anlage 

(407 der Beilagen) 

9. Punkt: GesetzesbesdlluO des Nationalrates 
vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das VertragSbedienstetengesetz 1948 
geändert Wird (1'1 •. Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle), samt Anlagen (408 der Bei-

lagen) 

(403 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nunmehr zu 
den Punkten 6 bis 13 der Tagesordnup.g, über 
die eingangs beschlossen wurde, die Debatte 
unter einem abzuführen. Es sind dies Geset­
zesbeschlüsse des Nationalrates vom 9. Juli 
1910, betreffend 

eine 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 
1910, 

eine 
1910, 

2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 

eine 20. Gehaltsgesetz-Novelle, 

eine 11. Vertragsbedienstetengesetz-No­
velle, 

eine 6. Novelle zum LaDUG. 1962, 

eine Novelle 
gesetz 1966, 

zum Landesvertragslehrer-

eine Novelle zum Land- und forstwirt­
sdlaftlidlen Landeslehrer-Dienstrechtsüberlei­
tungsgesetz und 

eine Novelle zum Land- und forstwirt­
schaftlichen Landesvertragslehrergesetz. 

Berichterstatter über die Punkte 6, 1, 8 
und 9 ist Herr Bun4esrat Habringer. Ich bitte 
um seine vier Beridlte. 

Berichterstatter Habringer: Herr Vorsitzen;' 
der! Hoher Bundesrat I Bericht des Finanzaus;;' 
schusses über den Gesetzesbeschluß des Na­
tionalrates vom 9. Juli 1910, betreffend ein 
Bundesgesetz. mit dem. das Gehaltsüberlei­
turi.gsgeset~ neuerlich geändert wird (1. Ge­
haltsüberleitungsgesetz-Novelle 1910), samt 
Anlagen: 

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschlußdes 
Nationalrates sollen im wesentlichen die Vor­
smriften über· dieAmtstitel und die Anstel-
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HabriDger 
lungserfordemisse für die Beamten der all­
gemeinen Verwaltung in das Gehallsüberlei­
tungsgesetz eingebaut werden, wie dies schon 
bisher für Beamte in handwerklicher Verwen­
dung, Lehrer, Wachebeamte, Berufsoffiziere 
und zeitverpflichtete Soldaten der Fall ist. 
Ersetzt werden damit eine Reihe von Ver-

-ordnungen, die auf Grund des Bundesgesetzes 
BGBl. NI. 334/1965 Gesetzesrang erhalten 
haben. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1910 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß -den A nt rag, der Bun­
desrat wolle beschließen, den zitierten Ge­
setzesbeschluß nicht zu beeinspruchen. 

Bericht des Finanzausschusses über den Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates vom 9. Juli 
1910, betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Gehaltsüberleitungsgesetz neuerlich ge­
ändert wird (2. Gehaltsüberleitungsgesetz­
Novelle 1970): 

Die Neuordnung der Ausbildung der Pflicht­
schullehrer an Pädagogischen Akademien und 
die ähnlich gelagerte Ausbildung an berufs­
pädagogischen Instituten machte eine Neu­
ordnung des Dienst- und Besoldungsrechtes 
dieser Lehrer erforderlich. Mit dem vorliegen­
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates sol­
len im wesentlichen die hiefür erforderlichen 
dienstrechtlichen Regelungen getroffen und 
die Dienstzweige und Anstellungserforder­
nisse der Pflichtschullehrer neu geregelt wer­
den. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständlkhe 
Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1910 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den A n t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen, den zitierten Ge­
setzesbeschluß nicht zubeeinspruchen. 

Bericht des Finanzausschusses -über den Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates vom 9. Juli 
1910, betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Gehaltsgesetz 1956 geändert wird (20. Ge­
haltsgesetz-Novelle), samt Anlage: 

Die Neuordnung der AusbildUng der Pflicht­
sChullehrer an Pädagogisdien Akademien 
machte eine Neuordnung des Dienst- _und 
Besoldungsrechtes dieser Lehrer erforderlich. 
Die notwendige dienstrechtliche Regelung 
sieht die 2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 
1910 vor. 0 Der vorliegende Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates sieht in Ergänzung dazu 

eine höhere Besoldung für die Lehrer mit der 
neuen Ausbildung und ein etappenweises Hin­
führen auf diese Besoldung der gleidl ver­
wendeten Lehrer mit alter Ausbildung vor. 
Ferner sollen die 0 Bezugsansätze der Mittel­
schullehrer in ihrem Verhältnis zu den Lauf­
bahnen vergleichbarer Verwaltungsbeamter 
entsprechend angehoben werden. Eine gleich­
artige Berichtigung ist auCh für die eingeteil­
ten Wache beamten vorgesehen. Darüber hin­
aus soll weiters eine Reihe von TextberiChti­
gungen vorgenommen werden, deren Notwen­
digkeit sich in der Durchführungspraxis ge­
zeigt hat. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständ­
liche Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 
1910 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. Juli 1910, betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 
geändert wird, wird kein Einsprudl erhoben. 

Schließlich der BeriCht des Finanzausschus­
ses über den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. Juli 1910, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Vertragsbediensteten­
gesetz 1948 geändert wird (11. Vertragsbe­
dienstetengesetz-Novelle), samt Anlagen: 

Die vorgesehene 20. Gehaltsgesetz-Novelle 
und 2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 
1910 maChen es notwendig, auch im Vertrags­
bedienstetengesetz 1948 entsprechende Ände­
rungen durchzuführen. Diese Änderungen be­
treffen im wesentlichen eine Neuregelung der 
Lehrergehälter, wobei die neue Ausbildung 
an 0 Pädagogischen Akademien Berücksichti­
gung findet. 

Der Finanzausschuß hat 0 die gegenständ­
liche Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 
1910 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung steUt somit 
der Finanzausschuß den An t rag, der Bun-
desrat wolle beschließen: -

Gegen den Gesetzesbesdlluß des National­
rates vom 9. Juli 1910, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Vertragsbediensteten­
gesetz 1948 geändert wird, wird kein Ei~-
spruch erhoben. 0 -

Vorsitzender: Berichterstatter über Punkt 10 
ist -Frau Bundesrat Dr. Demuth. -0 Ich bitte um 
ihren Bericht. 
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Beric:hterstatterin Dr. Anna Demuth: Ic:h 
bringe den Beric:ht des Aussc:husses für Ver­
fassungs- und Rechtsangelegenheiten über den 
Gesetzesbesc:hluß des Nationalrates vom 
9. Juli 1910, betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Landeslehrer-Dienstrec:htsüberlei­
tungsgesetz 1962 abgeändert wird (6. Novelle 
zum LaDUG. 1962). 

Die Neuordnung der Volksschullehreraus­
bildung durch das Sdlulorganisationsgesetz 
1962 hat eine Änderung des Dienst- und Be­
soldungsredltes der Pflidltsdlullehrer erfor­
derlich gemacht. Durch die vorgesehene 2. Ge­
haltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970 sollen 
neue Verwendungsgruppen eingeführt bezie­
hungsweise bisherige umbenannt werden. Die 
in besoldungsredltlicher Hinsicht erforder­
lichen Regelungen sind in der 20. Gehalts­
gesetz-Novelle vorgesehen. Aus diesen Grün­
den ist auch eine entspred1ende Anpassung 
des Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsge­
setzes 1962, dessen Titel bei dieser Gelegen­
heit auf Landeslehrer-Dienstgesetz abgeändert 
werden soll, erforderlich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1970 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis dieser Beratungen stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten den An t ra 9, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Finanzausschuß den An t rag, der Bun­
desrat wolle besdlließen: 

Gegen den Gesetzesbesdlluß des National­
rates vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Landesvertragslehrer­
gesetz 1966 abgeändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben., 

Vorsitzender: Danke. 

Beridlterstatter über Punkt 12 und 13 ist 
der Herr Bundesrat Ing. Spindelegger. Idl bitte 
um seinen Bericht. 

Berichterstatter Ing. Spindelegger: Herr 
Vorsitzender! Hoher Bundesratl Die 2. Ge­
haltsüberleitungsgesetz-Novelle 1910 und die 
20. Gehaltsgesetz-Novelle sehen Änderungen 
im Dienst- und Besoldungsredlt der Bundes­
lehrer vor, die der durch das Schulorgani­
sationsgesetz gesdlaffenen neuen Volkssdlul­
lehrerausbildung Rechnung tragen. Mit dem 
vorliegenden Gesetzesbesdlluß des National­
rates soll eine entspredlende Anpassung des 
Dienstrechts der land- und forstwirtschaft­
lichen Landeslehrer herbeigeführt werden. 
Außerdem ist aus Gründen der Verwaltungs­
vereinfachung in bestimmten Fällen eine 
Änderung in der Zuständigkeit zur Erlassung 
von Verordnungen vorgesehen. Auch die 
Kurzbezeichnung des Stammgesetzes soll bei 
dieser Gelegenheit vereinfacht werden. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständlidle Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 13. Juli 1970 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Landeslehrer-Dienst­
rechtsüberleitungsgesetz 1962 abgeändert 
wird (6. Novelle zum LaDUG. 1962), wird 
kein Einsprud1 erhoben. Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 

der Ausschuß für wirtsdlaftliche Angelegen­
heiten den An t rag, der Bundesrat wolle 

den Punkt 11 ist beschließen: 

Vorsitzender: Danke. 

Beridlterstatter über 
Herr Bundesrat Kouba. 
Bericht. 

Idl bitte um seinen 

Berichterstatter Kouba: Hoher Bundesrat I 
Meine Damen und Herren I Mit dem vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
soll analog der vorgesehenen Ergänzung des 
Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetzes 
1962 auch für den Bereich des Landesvertrags­
lehrergesetzes aus Gründen der Verwaltungs­
vereinfachung in bestimmten Fällen die Zu,:, 
ständigkeit der Bundesregierung zur Erlassurig 
von Verordnungen besoldungsrechtlichen In­
haltes begründet werden. 

Der Finanzaussdluß hat die gegenständlidle 
Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1970 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einsprudl zu erheben. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Land- und forstwirt­
sdlaftlidle Landeslehrer-Dienstredltsüberlei­
tungsgesetz abgeändert wird, wird. kein Ein­
sprudl erhoben. 

Der zweite Beridlt: 

Mit diesem Gesetzesbesdlluß des National­
rates soll analog der vorgesehenen Ergänzung 
des Land- und forstwirtschaftlichen Landes­
lehrer-Dieristredltsüberleitungsgesetzes (403 
der Beilagen) audl für den Bereich des Land­
und forstwirtschaftlichen Laadesvertragsleh­
rergesetzes aus Gründen der Verwaltungs­
vereinfadlung die Zuständ,igkeit zur Erlassung 
von Verordnungen besoldungsredltlichen In­
halts geändert werden. 
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Ing. Spindelegger 
Der Aussdluß für wirtschaftliche Angelegen­

heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 13. Juli 1970 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliChe Angelegen­
heiten den An t rag, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Der Gesamtaufwand für die in der 20. Ge­
haltsgesetz-Novelle vorgesehenen Bezugs­
regulierungen wird bei vollem Inkrafttreten 
im September 1914 rund 1100 Millionen Schil­
ling betragen, wobei die Neuregelung der 
Besoldung für Ptlichtschullehrer die meisten 
Kosten verschlingt. Damit aber hat man 
rechnen müssen, wenn man das Lehrerstudium 
durch Einführung einer Pädagogischen Aka­
demie, deren. Absolvierung nunmehr Anstel­
lungserfordernis ist, verlängert. Man hat auch 
damit rechnen müssen, daß man die Altlehrer, 
wenngleich. etappenweise und mit zweijähri­
gem Uberstellungsverlust, nachziehen muß. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. Juli 1910, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Land- und forstwirtschaft­
liche Landesvertragslehrergesetz abgeändert 
wird, wird kein Einsprudl erhoben. Die "Salzburger Nachrichten" haben am 

nun· 2. Juli dieses Jahres darüber geschrieben, und 
alle sie haben remt mit ihrer Behauptung: 

Vorsitzender:, Danke. - Wir gehen 
mehr in die Debatte ein, die über 
8 Punkte unter einem abgeführt wird. 

"Daß mit der Verlängerung" - heißt es 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat in den "Salzbutger Nachrichten" - "des Leh-

Dr. Gasperschitz. Ich erteile es ihm. rerstudiums, auch ein Anspruch auf bessere 
Bundesrat Dr. Gasperschitz (OVP): Hohes Gehälter entstehen und im Gefolge da.von 

Haus I Herr Staatssekretär! Sehr geehrte audl eine Anhebung der Altlehrerbezüge ein­
Damen und Herren I In unserer heutigen Sit- treten müsse, war vor acht Jahren' ein Haupt­
zung behandeln wir acht Gesetzesvorlagen, argument des damaligen Unterrichtsministers 
die die öffentlich Bediensteten betreffen. Un- Drimmel, mit dem er landauf, landab skep" 
zählige Verhandlungen und viel Mühe wurde tische Lehrer zu gewinnen sumte. Was immer 
seitens der Verwaltung und der Gewerkschaft sonst man von der Schulreform 1962 halten 
der öffentlich Bediensteten aufgewendet, um mag - Fairneß gebietet es nunmehr, daran 
die vielfach schwierigen Materien einer zufrie- 'zu erinnern, daß wenigstens diese Prophezei-
denstellenden Lösung zuzuführen. ung in Erfüllung gegangen ist." 

Mit dem Inkrafttreten einer Dienstzweige­
ordnung für die Beamten der allgemeinen 
Verwaltung, die eine Regelung der Anstel­
lungserfordernisse und der Amtstitel zum 
Gegenstand hat, wird ein Provisorium been­
det, das 14 Jahre gedauert hat. Inzwischen 
konnten die Dienstzweigeordnungen für die 
anderen Besoldungsgruppen, die Lehrerdienst­
zweigeordnung, Wachedienstzweigeordnung 
und die Handwerkerdienstzweigeordnung be­
reits in der letzten Legislaturperiode verab­
schiedet werden. 

Die 20. Novellierung des Gehaltsgesetzes 
1956 wurde im wesentlkhen aus vier Gründen 
notwendig: 

1. Neuordnung der Besoldung der Pflicht­
schullehrer durch die Einführung der Päd­
agogischen Akademie. 

2. Berich~igung. der Bezugsansätze der Leh­
rer und Schulaufsichtsbeamten an höheren 
Schulen in ihrem'Verhältnis zu den Laufbah­
nen, vergleichbarer, VerwaltungsbeaPlter. 

3. Eine ähnliche Berichtigung, der 'Besoldung 
der ,eingeteilten Wachebeamten (Verwen­
dungsgruppe W 3), und 

_ 4. Neuordnung der Kollegiengeldabgeltung 
an den Hochschulen. 

Soweit die "Salzburger Nachrichten". Wir 
wollen hoffen, daß die verbesserte Ausbil­
dung der Pflichtschullehrer auch ihre Früchte 
trägt. 

Mit den heute zu verabschied,enden Geset­
zesvorlagen sind wir; meine sehr geehrten 
Damen und Herren, auf dem Gebiet des 
Dienstrechtes und Besoldungsrechtes ein Stück 
weitergekommen. Neben einem im öffentlichen 
Dienst bereits bestehenden modemen Pen­
sionsgesetz ist das Ziel der Bestrebungen 
die Schaffung eines zeitgemäßen Dienst- und 
Besoldungsrecbtes. Dazu gehört eine echte 
Leistungsbewertung aller qualifizierten und 
führenden Stellen im öffentlichen Dienst und 
ein Abgehen von der derzeitigen Praxis für 
die Erlangung solcher Posten. 

Ernennungen und Beförderungen müss~n 
sieb. mehr ein der· ausgeübten Funktion als 
an Dienstjahren und Rangdien~tzeiten orien­
tieren. -Wer tüchtig ist und siOl durdl eine 
bestimmte Zeit in einer bestimmten Funktion 
sehr gut bewährt hat, soll auch· den Rang 
erhalten;· ohne Rücksicht darauf, ob er so­
genannte Richtlinienzeiten erfüllt hat. Das ist 
vielleicht revolutionär; aber doch der richtige 
Weg. 
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Dr. Gaspersdütz 
Es müßte auch gesetzliche Vorsorge getrof­

fen werden, daß der Staat für eine ständige 
Fortbildung der Beamten sorgt, was bisher 
kaum der Fall ist. Dies könnte durch die Er­
richtung einer Verwaltungsakademie gesche­
hen. Auf diese Weise könnte man den opti­
malsten Leistungseffekt im öffentlichen Dienst 
erzielen. Das wäre Verwaltungsreform im 
eigentlichen Sinn, und solche Gedankengänge 
könnten jenen qualifizierten Beamtentypus 
schaffen, der insbesondere in der staatlic:hen 
Wirtschaftsverwaltung gesucht wird. 

Darüber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, muß noch sehr viel diskutiert wer­
den, und es wird noch geraume Zeit verstrei­
chen, bis die nötigen, meines Erachtens UD­

erläßlichen Reformen durchgeführt sind. 

Auch das geltende Besoldungssystem, meine 
Damen und Herren, wird weder der Leistung 
noch dem Leben gerecht. Trotz Korrekturen 
in den Anfangs- und mittleren Bezügen ist 
der Idealzustand noch nicht erreicht. Wie sieht 
es denn heute aus? 

Mit Wirksamwerden der 3. Etappe der lau­
fenden Bezugsregulierung am 1. August 1970 
beträgt der Anfangsbezug der Akademiker 
brutto 4866 S, des Maturanten brutto 3587 S, 
des Nichtmaturanten im Kanzleidienst 2664 S. 
Nehmen wir an, daß die Ehegründung eines 
öffentlich Bediensteten im 28. Lebensjahr er­
folgt. Im 28. Lebensjahr erreicht der Aka­
demiker in der Regel einen Monatsbezug von 
brutto 5348 S, ein Maturant, wenn er mit 
18 Jahren in den Staatsdienst tritt, brutto 
4556 Sr ein Nichtmaturant im Kanzleidienst 
brutto 3401 S. Mit 28 Jahren erreichen also 
Akademiker Nettobezüge von 4000 S, Matu­
ranten 3500 S und Nichtmaturanten im Kanz­
leidienst von· 2500 S. Mit solchen Einkünften 
müssen Ehepaare das Auslangen finden, so­
fern nicht ein Eheteil begütert ist oder die 
Gattin mitverdient. Vom Ansparen für die 
Beschaffung einer Wohnung und Hausrat kann 
keine Rede sein. 

Am Ende der Beamtenlaufbahn, wenn die 
Kinder bereits im Berufsleben stehen und ver­
heiratet sind, erreicht man nach dem öster­
reidlismen Besoldungssystem Höchstbezüge, 
also zu einem Zeitpunkt, zu dem die Lei­
stungsspitze in der Regel überschritten ist 
und die finanziellen Verpflichtungen für die 
Familie wesentlich geringer geworden sind. 
In den westeuropäischen Staaten enden die 
Laufbahnen daher bedeutend früher. Die An;. 
fangs- und Mittelbezüge sind wesentlidt 
höher, die Spannen zwischen Anfangs- und 
Endbezug einer Laufbahn . sind in dEm west­
Umen Staaten überall geringer als in Oster­
reich. Auch bei uns wird ein Umdenken not­
wendig sein, es wird. eine Umschichtung in 
besoldungsrechtlimer . Hinsicht erforderlich 
sein, wobei die heute im Dienststand befind­
lichen mittleren und älteren Bediensteten 
durm Uberle~tungsbestimmungen nicht zu 
Sdtaden kOlIl1llen dürften. 

Nun wieder zurück zu den Gesetzesvor­
lagen, die zur Debatte stehen. Meine Fraktion 
erhebt gegen die diesbezüglichen Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates keinen Ein­
spruch. (Beifall bei der tJVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch Bundesrat Seidl. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Seidl (SPO): Hohes Haus I Sehr 
verehrte Damen und Herren! In der Offent­
lichkeit wird vielfam die Meinung vertreten, 
daß die vorliegende 20. Gehaltsgesetz-Novelle 
nur eine Gesetzesnovelle für die Lehrer sei. 
Dies ist aber nicht der Fall. Diese 20. Ge­
halts gesetz-Novelle muß man im Gesamtrah­
men des Gehaltsgesetzes 1956 sehen, und man 
muß auch diese Novelle in diesem Gesamt­
rahmen bewerten. 

In diesem Zusammenhang will ich darauf 
verweiseIl, daß die Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes schon vor einigen J ahrEm nicht 
nur die Bundesverwaltung, sondern auch die 
Vertreter aller Gebietskörperschaften wissen 
ließen, daß in der heute so raschlebigen Zeit 
ein modernes Gehaltsgesetz, das sozial ge­
recht, aber ganz besonders leistungsfördernd 
sein soll, geschaffen werden muß. 

Dieses Ziel, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ist bis heute noch nicht erreicht 
worden. Der Inhalt der 20. Gehaltsgesetz-No­
velle stellt nur einen Schritt in dieser Rich­
tung, zur Erreichung dieses Zieles dar. 

Bei den letzten Gehaltsverhandlungen im 
Juli 1967 wurden Gehaltsregulierungen für 
die öffentlich Bediensteten erreicht, die, wie 
ja allen hier bekannt ist, nur in vier Etappen 
erfüllt werden können. 

Am 1. August 1970, also am kommenden 
Ersten, wird die dritte Etappe und am 1. Juli 
1971 die vierte Etappe dieser Gehaltsregelung 
wirksam. Gleichzeitig war man damals im~ 
stande, auf Grund dieser langen Ratenzah­
lung, mit der die berechtigten Forderungen 
der öffentlich Bediensteten erfüllt werden, die 
Bezüge wertzusicbem. Diese· Wertsicherung 
hatte aber zur Folge, daß man ein entspre­
chendes Stillhalteabkommen unterzeiduien 
mußte. Während des Zeitraumes der Abwidt­
lung der vier Etappen können daher größere 
Gehaltsbewegungen nicht vorgenommen wer­
den. 

Aus diesem Stillhalteabkommen wurden 
aber drei Punkte herausgelöst beziehungs-
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Seldl 
weise ausdrücklich ausgenommen, und zwar 
die Besoldung der akademischen Lehrer, der 
Lehrer in der Verwendungs gruppe L I, die 
Besoldung der Pflichtschullehrer, der Lehrer 
in der Verwendungsgruppe L 2 und dann auch 
noch die Besoldung der Beamten der Exeku­
tive in der Verwendungsgruppe W 3. 

Sehr bald wurden diese Verhandlungen zur 
Lösung dieser drei Punkte aufgenommen, aber 
jetzt erst liegt in der Form der 20. Gehalts­
gesetz-Novelle das Verhandlungsergebnis 
vor. 

Vorwegnehmend will ich betonen, daß in 
diesem Verhandlungsergebnis, besser gesagt 
in der 20. Gehaltsgesetz-Novelle, bei weitem 
nicht alle Wünsche erfüllt sind. Es wird wei­
terhin unsere Aufgabe sein, in Verhandlun­
gen- hinsichtlich der noch offenen Fragen 
brauchbare Lösungen zu erarbeiten. 

Und nun zum Inhalt der 20. Gehaltsgesetz-
. Novelle. Ich habe vorhin schon betont, daß 
es sich hier nicht um eine Gehaltsgesetz­
Novelle handelt, die einzig und allein nur 
Lehrerfragen regelt. Wir können am Anfang 
schon feststellen, daß hier eine neue Text­
fassung des § 4 vorgenommen wurde, und 
zwar betreffend die Haushaltszulage. Es wurde 
eine bessere, eine klarere Fassung gewählt. 
Dieser neue Text entspricht auch der gegen­
wärtigen Auslegungspraxis. Es wurde bezüg­
lich der Zuerkennung der großen Haushalts­
zulage Klarheit geschaffen, und zwar in den 
FäIien, wo der Sohn vor dem Präsenzdienst 
steht. Es handelt sich um den Zeitraum zwi­
schen Reifeprüfung und Präsenzdienst, weiters 
um den Zeitraum zwischen Präsenzdienst und 
Hochschulstudium. Auch in diesen Fällen 
wurde bisher schon positiv in der Auslegungs­
praxis zugunsten des Familienerhalters ent­
schieden. Nun wurde diese Auslegungspraxis 
klar gesetzlich festgelegt. 

Für die Festsetzung des Besoldungsstich­
tages ist unter anderem der § 12 des Gehalts­
gesetzes entscheidend. Die Besoldungssysteme 
der öffentlich Bediensteten in Osterreich ' ken­
nen zwar das Leistungsprinzip, kennen das 
Dienstaltersprinzip, sie kennen, wenn Sie 
wollen, noch ein schwach betontes Alimen­
tationsprinzip, aber sie kennen kein Lebens­
altersprinzip. Wenn man. sich alle- Schemata 
der öffentlich Bediensteten vor Augen hält, 
dann sieht man, daß die erste Gehaltsstufe 
auf das früheste Lebensalter, in dem einer 
theoretisch z'Um -günstigstell Zeitpunkt eintre­
ten kann, also auf das 18. Lebensjahr, abge­
stellt ist. Wenn ein Bediensteter erst später, 
zum Beispiel mit 28, 30 oder 35 Jahren, in 
den öffentlichen Dienst kommt, dann ist die-

ser Anfangsbezug, der auf das 18. oder 
24. Lebensjahr abgestellt ist, nicht mehr aus­
reiChend. 

Auf Grund dieser Tatsache, daß die Sche­
mata selbst keine Rücksicht auf das Lebens­
alter nehmen, war es bisher notwendig, ge­
wisse Zeiträume und Zeiten, die vor dem 
Eintritt in den öffentlichen Dienst liegen, wei­
ters Zeiten, die im öffentliChen Interesse sind, 
nach entsprechender Wertung hinsichtlich Be­
rufs- und Schulausbildung für die Festsetzung 
des Bes~ldungsstichtages anzuerkennen. 

Neu ist nun, daß schon der Zeitraum zwi­
schen der Vollendung des 18. Lebensjahres 
und der Ablegung der Vollmatura in An­
rechnung kommt, und zwar B-wertig, wenn 
der Betreffende in eine B-wertige Laufbahn 
des öffentlichen Dienstes eintritt. Auch für die 
Berücksichtigung von sogenannten "einge­
schobenen" Studienzeiten oder anderer Tätig­
keiten, soweit diese im öffentlichen Interesse 
sind, gibt der gesetzliche Text des § 12 Abs. 3 
bessere Möglichkeiten. 

Auch im § 20 Abs. 2 hinsichtlich der ein­
maligen Belohnungen aus Anlaß eines Dienst­
jubiläums sind Verbesserungen erfolgt. Wäh­
rend bisher die Zeiten vom Eintritt in den 
öffentlichen Dienst bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres nicht berücksichtigt wurden, 
werden diese Zeiten nun zu berücksichtigen 
sein. 

Einer der wichtigsten Teile der Novelle sind 
die Lehrerbesoldungen, und zwar die Gehalts­
tabelle der Lehrer. Die Bezüge für die aka­
demischen Lehrer der Verwendungsgruppe L 1 
wurden neu geregelt beziehungsweise an die 
Besoldungslaufbahnen der Akademiker in der 
allgemeinen Verwaltung angepaßt. Diese An­
passung erfolgte erst ab der 9. Gehaltsstufe. 
Eine frühere Anpassung war nicht erforder­
lich. In dieser Verwendungsgruppe wurde 
auch eine 18. Gehaltsstufe neu geschaffen. 
Diese Gehaltsstufe war notwendig, um sicher­
zustellen, daß die Lehrer in L 1 zum gleichen 
Zeitpunkt den Endbezug erreichen wie die 
Beamten in der allgemeinen Verwaltung. 

Für die Lehrer der Verwendungsgruppen 
L 2 hat es bisher drei Verwendungsgruppen 
gegeben, und zwar L 2 V für Volksschulleh­
rer, L 2 HS für Haupt- und Sonderschullehrer 
und L 2 B für Berufsschullehrer. Die 20. Ge­
haltsgesetz-Novelle schafft an Stelle dieser 
drei Verwendungsgruppen fünf Verwendungs­
gruppen, um in der· Zukunft. das Besoldungs­
system auf diese Lehrergruppen besser an­
wenden zu können. 

Für die Besoldungsstaffeln, die neu gefaßt 
wurden, war vor allem, wie schon· mein Vor-
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Seidl 
redner Kollege Dr. Gasperschitz erwähnt hat, 
die neu festgelegte Schulausbildung maß­
gebend. Bisher mußte der Volksschullehrer 
zum Eintritt in den Lehrberuf die Absolvie­
rung der Lehrerbildungsanstalt mit Matura, 
wenn Sie wollen, mit der sogenannten "Leh­
rermatura" nachweisen. Nach diesem Eintritt 
mußte dieser Lehrer in einer entsprechenden 
Zeit seine Dienstprüfung für dieses Lehramt 
mit Erfolg ablegen. Heute und in Zukunft 
muß der Volksschullehrer vor seinem Eintritt 
in den Lehrberuf die Vollmatura und darüber 
hinaus noch vier Semester an der Pädagogi­
schen Akademie nachweisen. Es ist nicht nur 
die Studienzeit wesentlich verlängert, sondern 
es ist auch. der Ausbildungsgrad für diese 
Lehrergruppe wesentlich gehoben worden. 

Die Folge dieses neuen und längeren Aus­
bildungsweges sind nun die in der 20. Ge­
haltsgesetz-Novelle festgelegten höheren Be­
züge. 

Es ist auch ein Erfolg der Gewerkschaft, 
daß durch die Neuregelung der Lehrerbezüge 
besoldungsmäßig keine Alt- und Neulehrer 
geschaffen werden. Dies zu erreichen war ohne 
Zweifel nicht leicht. Die neuen Lehrer mit 
der neuen Ausbildung werden ab dem Eintritt 
in das Lehramt die neuen, verbesserten Leh­
rerbezüge erhalten. Alle anderen Lehrer, wenn 
ich unter Anführungszeichen sogenannte "Alt­
lehrer" sagen darf, werden der 20. Gehalts­
gesetz-Novelle entsprechend in fünf Etappen 
an die Besoldung der Neulehrer angeglidlen. 

Nur am Rande möchte ich noch erwähnen, 
daß auf Grund der bestehenden Pensions auto­
matik diese etappenweise Angleichung der 
Altlehrer an die Neulehrer natürlich auch auf 
die Pensionsparteien, das heißt auf die Ruhe­
und Versorgungsgenußempfänger dieses Be­
reiches, Anwendung findet. 

Für die Lehrer in der Verwendungsgruppe 
L 3, die sogenannten Arbeitslehrer, wurden 
schon etwas früher auf Grund verlängerter 
Ausbildungszeiten entsprechende Bezugskor­
rekturen vorgenommen. Ich möchte aber aus­
drü<k:lich betonen, daß auch hinsichtlich der 
Arbeitslehrer nicht alle Wünsche berü<k:sich­
tigt wurden. 

Die Bezüge der Lehrer an den Pädagogi­
schen Akademien, also jener Lehrer, die an 
diesen neuen Ausbildungsstätten tätig sind, 
haben vor allem in den letzten Monaten und 
Wochen zu häufigen und heftigen Diskussio­
nen geführt. Schon in einer vorangegangenen 
Gehaltsgesetz-Novelle wurde die LPA-Bezugs· 
staffel für die Lehrer an den Pädagogischen 
Akademien geschaffen. Diese Bezugsstaffel 
liegt über der Bezugsstaffel der LI-Lehrer. 
Bei den Beratungen und Verhandlungen über 

die 20. Gehaltsgesetz-Novelle gab es hinsicht­
lich der LPA-Bezugsstaffel ganz grundver­
schiedene Auffassungen. Die Wünsche dieser 
betroffenen Lehrergruppe blieben noch offen, 
und es wird nun Aufgabe sein, bei künftigen 
Beratungen auch für diese Gruppe brauchbare 
Lösungen zu finden. 

Auch für die ordentlichen und außerordent­
lichen Hochschulprofessoren sowie für die 
Hochschulassistenten gibt es in der 20. Ge­
haltsgesetz-Novelle verbesserte Bestimmun­
gen. Es sind dies die Bestimmungen über die 
Kollegiengeldabgeltung und über die besol­
dungsrechtliche Begünstigung der Hochschul­
professoren. Die genannten Bestimmungen 
sind in den §§ 51 und 52 zu finden. Auch hier 
möchte ich aufzeigen, daß die Professoren an 
den Kunsthochschulen mit der neuen Fassung 
des § 52 nicht zufrieden sind, und zwar des­
halb, weil diese Neuregelung des § 52 nur 
auf die Verhältnisse an wissenschaftlichen 
Hochschulen und nic:ht auch auf die Verhält­
nisse auf den Kunsthochschulen abgestellt ist. 
Das ist eine Frage, die ebenfalls in der Zu­
kunft in Beratung gezogen werden muß. 

Hinsic:htlich der Dienstzulagen für Leiter 
von Schulen ist für die Begründung eines 
Anspruches der Höhe nadl ein weiteres Kri­
terium gesetzlidl festgelegt worden. Während 
bisher für die Höhe dieser Dienstzulage die 
Gehaltsstufe des Lehrers und die Größe der 
Schule maßgebend war, wird in Zukunft auch 
die Funktionsdauer maßgebend sein. Auf die 
Funktionsdauer wurde bisher nic:ht Rücksicht 
genommen. 

Für die Sdlulaufsichtsbeamten, Landessdlul­
inspektoren und so weiter waren ebenfalls 
Korrekturen der Bezüge notwendig. Es sind 
diese Korrekturen als Folge der Änderungen 
in der Lehrerbesoldung notwendig geworden. 
In der 20. Gehaltsgesetz-Novelle gibt es statt 
der bisherigen drei Verwendungsgruppen S 1, 
S 2 und S 3 nur mehr zwei Verwendungs­
gruppen, und zwar S 1 und S 2. Die Ver­
wendungsgruppe S 3 wurde aus Zwe<k:mäßig­
keitsgründen aufgelassen. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, noch ein paar Bemerkungen hinsicht­
lich der Beamten der Exekutive. Auch bezüg­
lich dieser Beamten finden wir einen wesent­
lichen Teil in der 20. Gehaltsgesetz-Novelle. 
Die neuen gesetzlichen Regelungen betreffen 
Polizisten, Gendarmeriebeamte, Kriminal­
beamte, Justiz- und Zollwachebeamte. 
Es war ein sehr langer und ein sehr 
harter Kampf, den die Gewerksdlaftsver­
treter dieser Exekutivbeamten gemeinsam mit 
der Gewerkschaftszentrale führten, bis das 
Verhandlungsergebnis, das in der 20. Gehalts-
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Seidl 
gesetz-Novelle enthalten ist. erreicht werden 
konnte. Hier ging es im wesentlichen darum. 
den eingeteilten Exekutivbeamten der Ver­
wendungsgruppe W 3 die Fachwertigkeit in 
besoldungsrechtlicher Hinsicht zuzuerkennen. 
Wenn man den großen Umfang der immer 
schwieriger werdenden Aufgaben eines Exe­
kutivbeamten genau prüft und nebenbei nodl 
weiß, daß jede Handlung und jedes Wort 
eines Exekutivbeamten sofort in aller Offent­
lichkeit einer Kritik ausgesetzt ist, dann muß 
man ohne Zweifel doch zu der Uberzeugung 
kommen, daß die besoldungsrechtliche Höher­
reihung dieser Beamten berechtigt ist. 

Die 20. Gehaltsgesetz-Novelle sieht vor, daß 
mit Rückwirkung auf den 1. Jänner 1970 die 
Beamten der Verwendungsgruppe W 3 ab der 
1. Gehaltsstufe der IH. Dienstklasse die so­
genannten C-Bezüge erhalten. 

Ich glaube, das Wesentlichste aus der 
20. Gehaltsgesetz-Novelle aufgezeigt zu 
haben. Die 17. Vertragsbedienstetengesetz­
Novelle ist lediglich ein Spielgelbild zur 
20. Gehaltsgesetz-Novelle und damit zu den 
gesetzlichen Bestimmungen über die pragma­
tischen Beamten. 

Nun zur Dienstzweigeordnung: Hier haben 
wir zwei Dienstzweigeordnungen vorliegen, 
und zwar in der Fassung der 1. und 2. Ge­
haltsüberleitungsgesetz-Novelle. 

Die 2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 
regelt die Dienstzweige der Lehrer. Sie be­
stimmt die Einreihung des einzelnen Lehrers 
in den entsprechenden Dienstzweig. 

Uber das größere Gesetzeswerk, über die 
1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle, wurde, 
wie schon mein Kollege Dr. Gasperschitz er­
wähnt hat, 14 Jahre lang verhandelt. Es wer­
den in dieser Gesetzesnovelle 138 Dienst­
zweige der Beamten der allgemeinen Verwal­
tung hinsichtlich ihrer Verwendungsgruppe. 
ihrer allgemeinen und besonderen Anstel­
lungserfordernisse geregelt. Auch die Amts­
titel. Dienstklassen und die erforderlichen 
Dienstprüfungen, abgestellt auf jeden einzel­
nen Dienstzweig, sind in der 20. Gehalts­
gesetz-Novelle festgelegt. Der einzelne Be­
amte sieht in dieser Dienstzweigeordnung 
genau, welche Aufstiegs- beziehungsweise 
Beförderungschancen er in seinem Dienst­
zweig hat. Kollege Dr. Gasperschitz hat be­
sonders betont, daß der Tüchtige eine raschere 
Beförderungsmöglichkeit haben soll. Ich unter­
streiche diese Worte des Kollegen Dr. Gasper­
schitz vollinhaltlich. Wir öffentlich Bedienstete 
haben im Gehaltsgesetz starre Bezugsschema­
tas. und die meisten in der Offentlichkeit glau­
ben, daß die Endbezüge der Gehaltstabellen 
jeder einzelne öffentlich Bedienstete auch tat-

sächlich bekommt beziehungsweise erreicht. 
Dem ist bei weitem nicht so! 

Im öffentlichen Dienst gibt es ein breites 
Beförderungsband. Die unterste Beförderungs­
linie kommt der reinen Zeitvorrückung gleich. 
Bessere Beförderungen werden nur im freien 
Ermessen des Dienstgebers durchgeführt. Die 
allerbesten Beförderungen bis zur obersten 
Spitze im einzelnen Dienstzweig erreichen nur 
ganz wenige Beamte. Es gibt aber auch ver­
einzelt wenige Menschen im öffentlichen 
Dienst, die im Zeitalter der Raketentechnik 
die extremsten Höhen in der kürzesten Zeit 
hinsichtlich ihrer Beförderung erreichen. Wenn 
man sich mit der Raketentechnik beschäftigt, 
weiß man, daß es auf die Schubkraft ankommt, 
um mit extremer Schnelligkeit die extremsten 
Höhen zu erreichen. Die große Masse der 
öffentlich Bediensteten aller Verwendungs­
gruppen sind leider keine Astronauten in der 
dienst- und besoldungsrechtlichen Laufbahn. 
Sie haben es meist sehr schwer, einen ent­
sprechenden Aufstieg in ihrer Berufslaufbahn 
zu machen. Wenn Kollege Dr. Gasperschitz 
sagte, daß der Tüchtige rascher aufsteigen 
soll, dann gebe ich ihm recht. Nur sind für 
dieses Wollen die Beförderungsrichtlinien im 
öffentlichen Dienst die echte Hemmung. Eine 
bessere, großzügigere Beförderungspraxis bei 
wirklich tüchtigen Beamten anzuwenden, wäre 
nicht nur wünschenswert, sondern dringend 
notwendig. 

Ich hoffe sehr, daß es uns in der Zukunft 
gemeinsam gelingen wird, bessere Vorausset­
zungen für die öffentlich Bediensteten zu 
schaffen. Es wäre nur gerecht gegenüber dem 
tüchtigen Beamten, es wäre aber auch zum 
Wohle der gesamten Verwaltung und des ge­
samten Staates. 

Meine Fraktion wird den zur Diskussion 
stehenden Vorlagen die Zustimmung geben. 
(Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wird ein Schlußwort gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die acht Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m­
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
acht Geselzesbeschlüsse des Nationalrates 
k ein e n Ein s p ru c h zu erheben. 

14. Punkt: GesetzesbesdlluB des Nationalrates 
vom 9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1967 

abgeändert wird· (412 der Beilagen) 
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Vorsitzender: Wir gelangen zum 14. Tages- die Oppositionsparteien keiner näheren Be­
ordnungspunkt: Abänderung des Einkommen- handlung unterzogen. 
steuergesetzes 1961. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat TimthaI. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter TimthaI: Hoher Bundesrat! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des Na­
tionalrates sollen entsprechende Zuschläge 
für Mehrarbeit sowie die Zuschläge für Sonn­
tag-, Feiertag- und Nachtarbeit steuerfrei ge­
stellt und Absetzbeträge für die mittätige 
Ehegattin im Betrieb angehoben werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständ­
liche Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 
1970 in Verhandlung genommen. 

Auf Grund meines Antrages wurde mit Stim­
menmehrheit beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, Einspruch zu erheben. 

Als Begründung sei angeführt: 

Mit dem vom Nationalrat in der XI. Ge­
setzgebungsperiode beschlossenen Arbeits­
zeitgesetz wurde in Osterreich eine moderne 
Rechtsgrundlage insbesondere hinsichtlich der 
sukzessiven Verkürzung der Arbeitszeit ge­
schaffen. Nun soll durch den vorliegenden Ge­
setzesbeschluß eine einkommensteuerrecht­
liche Neuregelung angestrebt werden, die dem 
Sinn und der Zielsetzung des Arbeitszeit­
gesetzes geradezu zuwiderläuft, indem ohne 
zeitliche Begrenzung Uberstundenleistungen 
steuerrechtlich eine begünstigte Behandlung 
erfahren sollen. 

Ein weiterer Grund, warum der nun ange­
strebten Regelung nicht zugestimmt werden 
kann, liegt darin, daß hiedurch ein entschei­
dender Eingriff in die freien Vereinbarungs­
und Gestaltungsmöglichkeiten der Wirt­
schaftspartner erfolgt, indem insbesondere 
Arbeitszeitverkürzungen, die nach dem 1. Juli 
1970 abgeschlossen werden und in rascherem 
Rhythmus, als im Arbeitszeitgesetz generell 
vorgesehen, erfolgen, steuerrechtlich praktisch 
nicht anerkannt werden, womit in diesem Zu· 
sammenhang Kollektivverträge, die vor dem 
1. Juli 1910 abgeschlossen wurden, eine andere 
steuerrechtliche Behandlung erfahren als 
solche, die nach dem 1. Juli 1910 abgeschlos­
sen wurden. 

Weiters muß darauf verwiesen werden, daß 
die Bundesregierung eine umfassende Neu­
regelung dieser Materie in Aussicht gestellt 
hatte und einem Begutachtungsverfahren 
unterziehen lassen will. Vorschläge, die auf 
dieser Linie lagen, wurden im Zuge der Be­
ratungen des Nationalrates vom Bundesmini­
ster für Finanzen unterbreitet, jedoch durch 

Natürlich wird ein Anreiz zur Erzielung 
eines elastischen Arbeitskräfteangebotes in 
Ubereinstimmung mit den Bestimmungen des 
Arbeitszeitgesetzes angestrebt, doch müssen 
gleichzeitig unwillkommene Gestaltungsmög­
lichkeiten verhindert werden. Der vorliegende 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates ist kein 
geeignetes Instrument zur Erreichung dieses 
Zieles. 

Von allen diesen inhaltlichen Erwägungen 
abgesehen müssen im Namen und im Inter­
esse der Bundesländer schwerste Bedenken 
dagegen geltend gemacht werden, daß steuer­
rechtliche Vorschriften vom Nationalrat mit 
knappster Mehrheit ohne Begutachtungsver­
fahren und ohne sonstige Befassung der Bun­
desländer abgeändert werden. Das Recht zur 
Einbringung von Gesetzesnovellen ist den 
Mitgliedern des Nationalrates verfassungs­
rechtlich garantiert und wird vom Bundesrat 
selbstverständlich respektiert. Es wäre aber 
zweifellos mehr als nur eine Frage der Höf­
lichkeit gewesen, wenn man vor einer Ände­
rung der bestehenden Steuergesetzgebung 
mit den Bundesländern in irgendeiner Weise 
Kontakt aufgenommen hätte. Leider ist dies 
unterblieben, und es ist wohl der erste Fall 
in der Zweiten Republik, wo vom Nationalrat 
mit einer Mehrheit von nur wenigen Stim­
men eine einkommensteuerrechtliche Vor­
schrift abgeändert wird, ohne daß die Länder 
vorher mit dieser Frage befaßt wurden. 

Aus all diesen Gründen kann man diesem 
Gesetz nicht zustimmen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß den An t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. Juli 1910, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 
1961 abgeändert wird, wird Ein s p ru c h 
erhoben. 

Vorsitzender: Danke. Wir gehen in die 
Debatte ein.. Zum Wort hat sich der Herr 
Bundesrat Ing. Gassnergemeldet. Ich erteile 
es. 

Bundesrat Ing. Gassner (OVP): Hohes Hausl 
Herr Minister I Meine Damen und Herren I 
Der zur Beratung stehende Antrag ist in der 
Offentlichkeit auf größte Aufmerksamkeit ge­
stoßen, da ein Großteil der Arbeitnehmer 
Osterreichs aus unterschiedlichen Anlässen, ob 
freiwillig oder aus betrieblichen Gründen, 
Uberstunden macht. Diese Menschen sind 
daran interessiert, für ihre geleisteten Uber­
stunden mehr als bisher als Entlohnung zu 
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Ing. Gassner 
erhalten. Aus diesem Grunde hat die Oppo­
sition im Nationalrat - OVP und FPO ge­
meinsam - den Antrag eingebradJ.t, das bis­
herige leistungshemmende System, durch das 
nahezu eine Bestrafung für die Mehrarbeit 
erfolgt, abzuändern und ab 1. Jänner 1911 
die UberstundenzusdJ.läge von der Besteue­
rung zu befreien. 

Dieser Antrag ist sowohl von der wirt­
sdJ.aftlichen als auch von der sozialen Warte 
aus gerecht, und ich glaube, daß dieser Antrag 
audJ. steuerlidJ. zu verkraften ist, Herr Finanz­
minister. 

Gerade in der heutigen Zeit, wo wir in 
Osterreich Gott sei Dank eine VollbesdJ.äfti­
gung haben, eine gesidJ.erte Arbeitsmarktlage 
gegeben ist und wir immer mehr Fremd­
arbeiter nach Osterreich holen müssen, um 
das mangelnde Arbeitskräftepotential auszu­
gleichen, ist die Ableistung von Uberstunden 
und deren Besteuerung zu einem heißen 
Problem im Arbeitnehmerbereich geworden. 

Mit diesem Antrag werden aber nicht nur 
die SdJ.ranken entfernt, die den Arbeitnehmer 
vom echten Lohn für die geleisteten Uber­
stunden trennen, sondern wir müssen auch 
berücksichtigen, daß die Lohnbuchhaltung 
künftighin wesentlidJ. vereinfacht wird und 
damit wieder Arbeitskräfte für andere Tätig­
keiten frei werden. (Ruf bei der SPO: Das 
Gegenteill) Selbstverständlich, Herr Kollege, 
wird es bei der Umstellung in jenen Lohn­
buchhaltungen, die automatisiert geführt wer­
den, gewisse UbergangssdJ.wierigkeiten geben. 
Aber Umstellungsschwierigkeiten, meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses, sollen 
uns nicht davon abhalten, zukunftsweisende 
Lösungen zu treffen .. 

Selbstverständlich sind die OVP-Abgeord­
neten dafür, daß der Arbeitnehmer in der 
normalen Arbeitszeit einen geredJ.teren Lohn 
erhalten soll. Aber denken wir doch daran, 
daß heute die Zeit etwas anders als vor 
einigen Jahren ist, daß Ehen früher geschlos­
sen werden und daß deshalb die Arbeit­
nehmer viel weniger Zeit als früher haben, 
die Geldmittel für die Gründung eines Eigen­
heimes anzusparen. Geben wir doch diesen 
jungen Arbeitnehmern die Chance, wenn sie 
Uberstunden leisten, dafür auch ein ent­
spredJ.endes Äquivalent zu erhalten. (Beifall 
bei der OVP.) 

Vergessen wir bei diesem gesamten Problem 
auch nicht, daß wir heute in einer Leistungs­
gesellschaft leben und daß letztlidJ. durdJ. die 
Mehrarbeit aum das Sozialprodukt gehoben 
wird. Ich glaube, darüber ist der Herr Finanz­
miri.ister gar nimt so erbost, und aum nimt 
der Herr Sozialminister. 

Ich kann nur feststellen, daß die sozialisti­
sche Minderheitsregierung über die Einbrin­
gung dieses Antrages nimt erfreut war. Das 
kann ich mir vorstellen. Ich war etwas über­
rascht, daß Sie, Herr Finanzminister - und 
das kann man aus Äußerungen Ihrer Kollegen 
im Nationalrat entnehmen -, daraus nahezu 
eine Kabinettsfrage gemacht haben. 

Das unabhängige WirtsmaftsforsdlUngs­
institut hat bekanntgegeben, daß die Einnah­
men des Bundes in den ersten fünf Monaten 
des Jahres 1910 um 12,5 Prozent höher waren 
als im vergangenen Jahr. Das heißt, daß der 
Bund 31,02 Milliarden Schilling eingenommen 
hat. Dies bedeutet wieder, daß der Bund in 
den ersten 5 Monaten dieses Jahres um 
nahezu 3 Milliarden SdJ.illing mehr Einnah­
men als präliminiert hat. Ich verstehe deshalb 
die Sorgen des Bundesrates Seidl nicht, die 
er heute vorgebracht hat, indem er gesagt 
hat: Dieses böse Budget, das die OVP einge­
bradJ.t hat, macht jetzt dem Herrn Finanz­
minister soviel Sorgen. (Zwischenruf bei der 
SPO.) Das steht im Bericht des Wirtschafts­
forsdJ.ungsinstitutes. Herr Kollege, lesen Sie 
dort nach. Ich bin der Meinung, daß davon 
audJ. der Arbeitnehmer profitieren sollte. 

Die Smätzungen betreffend den Einnahmen­
entfall, den der Bund durm dieses Gesetz 
erleiden könnte, sind untersdJ.iedlidJ.. Die 
Opposition ist der Meinung, daß dabei im 
Ernstfall zwismen 80 und 130, maximal 
150 Millionen SdJ.illing dem Finanzminister, 
sprich: dem Bund, entgehen werden. Die 
sozialistisme Minderheitsregierung, sprich: 
der Herr Finanzminister, hat erklärt, daß 
dieser Einnahmenentfall zwismen 100 und 
500 Millionen SdJ.il1ing liegen wird. Selbst 
wenn man annimmt, daß die extremste Zahl 
nadJ. oben eintrifft, würden die Minderein­
nahmen des Bundes im Jahre 1911 nur ein 
Zehntel dessen ausmachen, was der Herr 
Finanzminister in diesem Jahr auf Grund des 
Berichtes des Wirtschaftsforsmungsinstitutes 
mehr einnimmt. 

Meine Damen und Herrenl Seien wir doch 
ehrlich zueinander. Wieviel wird heute im 
PfusdJ. gearbeitet! (Bundesrat P 0 r g es: 
Kraut und Rüben!), zum Teil sogar toleriert 
durch die Firmen. Und warum? - Um sich 
Steuern zu ersparen. Wie oft mußten Arbeit­
nehmervertreter, egal,· ob sie der SPO oder 
der OVP angehören, intervenieren, um ernste 
Probleme, die durch Arbeitsunfälle bei Pfusch­
arbeiten entstanden, nicht zu einer Kata­
strophe auswachsen zu lassen. IdJ. bin der 
festen Uberzeugung, daß sidJ. durch dieses 
Gesetz viele davon abhalten lassen, nur des­
halb im Pfusch Raubbau an ihrer Gesundheit 
zu betreiben, weil sie weniger Steuern zahlen 
wollen. Sie werden lieber ihre Arbeitsleistung 

292. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 57

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 292. Sitzung - 15. Juli 1970 7821 

lag. Gassner 
in ihrem geregelten Arbeitsverhältnis erbrin­
gen, wenn sie dafür geremt entlohnt werden 
und wenn sie dort mehr verdienen können. 
(Bundesrat Dr. S kot ton: Das ist kein 
Raubbau an der Gesundheit?) Herr Kollege I 
Im werde darauf noch zu sprechen kommen. 
Warten Sie nom ein bißchen. 

Wenn Nationalrat Hofstetter bei der Be­
handlung dieses Themas im Nationalrat 
meinte, daß diesem Antrag politische 
Emotionen zugrunde lägen (Bundesrat 
Böe k: Nein!) - hat er gesagt, lesen Sie 
nach -, dann frage ich Sie: Welche Emotionen 
waren für die SPO maßgebend, in den vier 
Jahren der OVP-Mehrheit ähnliche Anträge 
zu stellen, die nicht nur in die Hunderte 
Millionen - laut Finanzminister - gehen, 
sondern in die Milliarden Schilling und bei 
denen keine Bedeckungsvorschläge vorhanden 
waren? (Bundesrat Dr. S kot ton: Warum 
haben Sie das nicht von 1966 bis 1970 ge­
macht?) 

Wenn uns die SPO vorwirft, die Belastung 
des Finanzministers wäre zu groß - siehe 
da, jetzt auf einmal! (Bundesrat Doktor 
S kot ton: Warum haben Sie das nicht von 
1966 bis 1970 gemacht?) -, so sind wir der 
Meinung, daß im Gegenteil diese Belastung 
vertretbar und auch zu bewältigen ist, Herr 
Bundesrat Skotton. (Bundesrat Dr. S kot ton: 
Warum Sie das nicht von 1966 bis 1970 ge­
macht haben, frage ich Siel) 

Es wundert mich überhaupt, daß die 
sozialistismen Abgeordneten gegen diesen 
Antrag sind, hat doch Finanzminister Doktor 
Androsch zu Beginn seiner Tätigkeit erklärt, 
daß er eine Eirikommensteuerreform ein­
leiten wird und auch eine Reform der Uber­
stundenbesteuerung durchzuführen wäre. Ich 
frage mich, warum die SPO gegen diesen 
Antrag ist. Wahrscheinlich deshalb, weil Sie 
nicht selbst die Idee gehabt haben. (Wider­
spruch bei der SPtJ.) Oder haben sich die 
sozialistischen Gewerkschafter nicht gegen 
ihren Regierungschef der Minderheitsregie­
rung und den Finanzminister durchgesetzt, 
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen? 

nicht so wie bisher um ihre Familien küm­
mern können. (Bundesrat Dr. S kot t <> n: 
Raubbau wird nur beim Pfusch getrieben!) 
Nehmen wir als Beispiel die Lokomotivführer 
bei den Osterreidlischen Bundesbahnen, Herr 
Kollege. Sie madlen bestimmt nicht freiwillig 
Uberstunden. Sie waren wegen des Arbeits­
kräftemangels gezwungen, bis einschließlim 
des Monates Mai rund 250.000 Uberstunden 
zu madlen. Glauben Sie nicht, daß diese 
Lokomotivführer, egal ob sie der SPO oder 
der OVP angehören, froh sein werden, mehr 
für diese Uberstunden zu erhalten? Oder 
denken Sie an den Krarikenpflegedienst oder 
an die Bau- und Holzarbeiter. Denken Sie 
an alle Stellen; wo es notwendig ist, Uber­
stunden zu machen, weil die Arbeitskräfte 
nicht vorhanden sind. Von wo wollen Sie diese 
herzaubern, Herr Kollege? (Bundesrat Doktor 
S kot ton: Vertreten Sie den Vorschlag 
weiter, daß der Zuschlag erhöht wird!) Auch 
darauf komme ich noch zu sprechen, Herr 
Dr. Skotton, keine Angst! 

Wenn die SPO in diesem Zusammenhang 
davon gesprodlen hat, Steuerbefreiungen nur 
für die ersten zehn Uberstunden in der Wodle 
gelten zu lassen, so muß ich sagen, daß dies 
an den Dingen vorbeigeht. Im Nationalrat 
wurde ein schönes Beispiel gebracht, mit dem 
man bewiesen hat, daß ein Arbeitnehmer, der 
zehn Uberstunden macht, auf Grund des An­
trages der SPO nicht davon profitiert. Selbst­
verständlich, denn bei zehn Uberstunden kann 
nicht mehr oder nicht weniger herauskommen. 
Selbstverständlich aber dann, wenn er mehr 
verdient, wenn er mehr Uberstunden macht. 

Ich selbst habe lange Zeit als Hilfsarbeiter 
bei einer Firma in Wien gearbeitet, wo es 
gang und gäbe war, den Bauarbeitern pro 
Tag zwei Uberstunden für qualifizierte Lei­
stung zu schreiben, die sie nicht erbracht 
haben. Wenn man sich vorstellt, daß dieser 
Hilfsarbeiter noch echt zwei Uberstunden 
leistet, dann wird er dafür bestraft, weil er 
eine qualifizierte Leistung erbringt. Das kann 
doch nicht Sinn und Zweck seinl Hier sollten 
wir doch einen echten Weg gehen, um dem 
Arbeitnehmer ein bißchen mehr in seine 
Lohntüte zu bringen. Ich bin auch nicht der 
Meinung (Bundesrat B e d n ar: Die 
Firma?) Bei der WIBEBA zum Beispiel, wenn 
Sie es wollen. 

Die SPO hätte genauso wie bei der Er­
höhung der Witwenpension die Chance ge­
habt, auf den abfahrenden Zug aufzuspringen 
und gemeinsam mit der Opposition im 
Nationalrat den Antrag zu beschließen. Sie Ich bin auch nicht der Meinung, daß jetzt 
hat das nicht getan. Sie werden das ja selbst eine Uberstundenschinderei entstehen wird. 
begründen und verantworten müssen, es ist . Oder haben Sie Angst, meine Damen und 
nimt meine Sorge. Herren der Sozialistischen Partei, daß die 

Gewerkschaft und die Betriebsräte zu schwadl 
Wir sind nicht der Meinung, daß durch wären, eine hemmungslose Uberstunden­

dieses Gesetz an der Gesundheit der Arbeit- sdlinderei zu verhindern? Ich bin nicht dieser 
nehmer Raubbau getrieben wird und daß sidl Meinung. Idl bin der Meinung, daß die 
die Arbeitnehmer - auch das wurde gesagt - Gewerkschaft und die Betriebsräte imstande 
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sein werden, dies zu verhindern. Vergessen 
wir auch nicht, daß es in österreich Arbeits­
inspektorate gibt, die auch darüber wachen. 
Oder glauben Sie nicht, daß die das ent­
sprechend durchführen können? 

Wenn sich die Leistung von Uberstunden 
in geregelten Bahnen abwickelt, wird dies 
auch für die Wirtschaft Osterreichs nicht 
unmaßgeblich sein. Selbstverständlich wird es 
auch notwendig sein, daß die Wirtschaft durch 
Rationalisierungsmaßnahmen entsprechend 
angekurbelt wird. 

Da die SPO in der Debatte zu diesem An­
trag im Nationalrat warnend den Filiger hob 
und darauf verwies, daß damit die Tarif­
partner ausgesChaltet werden würden - auch 
der Berichterstatter hat dies ähnlich fortnu­
liert -, so frage ich Sie, und jetzt bin ich 
bei Ihrem Antrag: Gilt das für den Antrag 
auf Erhöhung der Uberstundenzuschläge für 
die ersten fünf Uberstunden von 25 auf 
50 Prozent nicht? Haben hier die Tarifpartner 
einen Generalkollektivvertrag abgeschlossen 
oder nicht? Das ist meine Frage. So messen 
Sie, meine Damen und Herren, mit zweierlei 
MaßI Dort, wo die Opposition, wo die ÖVP 
Initiativen setzt, ist es schlecht, dort weist 
man auf die Tarifpartner hin. Dort, wo Sie 
Anträge stellen, ist es gut, dort braucht man 
die Tarifpartner nicht dazu! (Zustimmung bei 
der öVP. - Bundesrat Dr. S kot ton: Wo 
es den Unternehmern nichts kostet, kann man 
es machen I) 

Beide Anträge beschäftigen sich mit den 
Uberstunden, nur haben sie letztlich eine ver­
schiedene Ursache und eine verschiedene 
Wirkung. Bei unserem Antrag erhält der 
Arbeitnehmer mehr und der Staat - der 
Finanzminister ist betrübt, ich verstehe das -
etwas weniger. Bei Ihrem Antrag, beim 
Antrag der SPö, der am Montag im Bundes­
rat eingebracht wurde, besteht jedoch die 
große Gefahr - wenn Sie in gewissen Aus­
sendungen und Berichterstattungen auch Ihrer 
prominenten Funktionäre einmal nachlesen, 
so wissen Sie das ja -, daß zwischen der 
Lohn- und Preisschraube ein echter Konnex 
vorhanden ist. (Bundesrat Dr. S kot ton: 
Weil die Preise immer den Löhnen davon­
rennen!) Diese Dinge sollten einmal die Tarif­
partner überprüfen. Sie sollten überprüfen, 
wieweit man die 25 Prozent auf 50 Prozent 
erhöhen kann, ohne daß die Preisschraube 
dadurch auch in die Höhe getrieben wird. 
Ich glaube, das sollte man sich bei diesem 
Antrag überlegen. (Zwischenruf des Bundes­
rates K 0 u b a.) 

Meine Damen und Herren I Wiederholt 
haben in den letzten Jahren sozialistische 
Sprecher bei Anträgen die Abgeordneten des 
OAAB hier im Haus und auch mkh aufge-

fordert, mit ihnen gemeinsame Sache zu 
machen. Das kam zuerst bereits zum Aus­
druck.. Ich darf Ihnen aber hier erklären: 
Genausowenig, wie es Ihnen bisher gelang, 
in Osterreich die OVP vielleiCht aufzuspalten, 
um gesondert die Arbeitnehmer oder die 
anderen Gruppen zu Stimmenabgaben zu ver­
anlassen, wird es Ihnen künftighin auch nkht 
gelingen. (Bundesrat Dr. S kot ton: Das 
brauchen wir nicht, Sie sind sowieso uneinig!) 
Sie brauchen keine Angst zu haben, wir wer­
den genau wissen, welche· Initiativen wir zu 
setzen haben. 

Ich habe bereits in meiner ersteh Rede 
hier im Bundesrat erklärt, daß wir zu keiner 
Lizitationspolitik bereit sind (Bundesrat Dok­
tor S kot ton: Was ist das denn, was Sie 
machenV), sondern unsere sozialen und wirt­
schaftspolitischen Initiativen dann, wenn wir 
glauben, daß sie gerechtfertigt sind, dann, 
wenn wir glauben, daß sie der Staat erfüllen 
kann, einbringen werden. Den Zeitpunkt wer­
den wir bestimmen und nicht Sie von der 
SPOt Sie können Ihre Anträge bringen, wann 
Sie wollen. (Zustimmung bei der öVP. -
Bundesrat Dr. S kot ton: Das lassen wir 
uns nicht von Ihnen vorschreiben!) 

Ich wundere mich übrigens, daß emlge 
SPO-Bundesräte, die beim 6; Bundeskongreß 
des Osterreichiscben Gewerkschaftsbundes an­
wesend waren - ich darf sie nennen, es ist 
ja kein Geheimnis, man braucht ja nur nach­
zuschauen, es waren die Bundesräte Alberer, 
Böck, Kouba, Seidl und Schipani -. heute 
gegen diesen Antrag stimmen. Sie waren doch 
dabei. Dort wurde der Antrag 29 der Privat­
angestellten und der Antrag 31 der Chemie­
arbeiter einstimmig angenommen. Der Bericht­
erstatter hat dort gesagt: Allen Anträgen 
außer dem Antrag 25 haben alle Gewerk­
schaftsfunktionäre - also auch die sozialisti­
schen Gewerkschaftsfunktionäre - ihre Zu­
stimmung gegeben. 

Im Nationalrat konnte wohl Nationalrat 
Sekanina den OVP-Abgeordneten König 
fragen, ob die Anträge einstimmig angenom­
men wurden. Ich habe das Protokoll des 
6. Bundeskongresses mitgebraCht. Wenn Sie 
nachlesen wollen: Alle Anträge wurden ein­
stimmig angenommen, also auch die An­
träge 29 und 31 betreffend die Aufhebung 
der Lohnsteuerbelastung für die Uberstunden. 

. Die SPO hat der OVP mehrmals den Vor­
wurf gemacht, daß unsere Anträge abgeändert 
werden. (Bundesrat Dr. S kot ton: Ver­
drehen Sie das nicht! Es ging um die Be­
lastung und nicht um die Befreiung!) Ich frage 
Sie: Ist es so unverzeihlich, Anträge abzu­
ändern? Ich frage Sie: Ist es so unverzeihlich, 
wenn eine Fraktion der Meinung ist, in ihrem 
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Antrag sei etwas zu verbessern, und dies keinen EinspruCh gegen diesen Besdlluß des 
auch tut? Nationalrates zu erheben. 

In diesem Zusammenhang darf iCh darauf 
hinweisen, daß auch der SPO-Antrag im Aus­
schuß des Nationalrates dreimal abgeändert 
wurde und daß von den bei den Anträgen 
der OVP beziehungsweise der Opposition der 
eine ebenfalls nur dreimal und der andere 
viermal abgeändert wurde. Aber bei uns ist 
das böse, bei uns darf man das nicht. Sie 
dürfen Ihre Anträge abändern und sagen 
vielleicht noch dazu: Hosiannal 

Meine Damen und Herren I Man sollte die 
Dinge nicht mit zweierlei Maß messen. Des­
halb wundert mich auch, daß man im Aus­
'schuß des Nationalrates den Vorschlag ge­
macht hat, die OVP solle bei ihrem ursprüng­
lichen Antrag bleiben, dann würde die SPO 
zustimmen. Nun frage ich mich: Da werfen 
Sie uns vor, wir ändern ab, und dann auf 
einmal kommen Sie und sagen, wir sollen 
beim ursprünglichen Antrag bleiben. Also 
ändern auf der einen Seite, und auf der 
anderen Seite wird· mit zweierlei Maß ge­
messen. 

Wir haben uns ein bißchen den Argumenten 
des Finanzministers angeschlossen und haben 
den Gesetzentwurf so abgeändert, daß er erst 
mit 1. Jänner 1911 in Kraft tritt. Dazu kann 
ich nur feststellen, daß wir dem Finanzminister 
der Minderheitsregierung Dr. Androsch ent­
gegengekommen sind, um sein Budget für das 
Jahr 1970, über das er so böse ist, da es 
noch die OVP-Mehrheit erstellt hat, nicht aus­
zuhöhlen, und damit er dieses Budget als 
Grundlage seiner Finanzpolitik bis zum 
Jahresende beibehalten und über die ver­
mehrten Einnahmen - ich habe bereits 
darüber gesprochen - entsprechende Disposi­
tionen machen kann. 

Ich kann überhaupt feststellen: Die Minder­
heitsregierung sollte froh sein, daß wenig­
stens die Opposition echte Initiativen ent­
wickelt (Beifall bei der OVP - Heiterkeit 
bei der SPO), da sie selbst nicht viel mehr 
zusammenbringt, als über Accessoires zu 
sprechen und Kommissionen einzusetzen. 
(Bundesrat Dr. S kot ton: Warum haben 
Sie die Initiativen nicht vor 1966 ergriffen? 
- Bundesrat Po r g e s: Warum nicht vor 
dem 1. März? - Bundesrat B ü r k 1 e: Außer 
Kommissionen bis jetzt nichts, Herr Porges/) 
Und sogar da gibt es verschiedene Meinun­
gen dazu. 

Meine Damen und Herren I Unser Antrag 
bringt eine echte Besserstellung für die 
Arbeitnehmer, und Sie als sozialistische Ab­
geordnete sollten sicb überlegen, da es Ihnen 
nur möglich sein wird, die endgültige Be­
sdllußfassung hinauszuschieben, doch heute 

Ich glaube schon, daß es den Herrn Finanz­
minister Dr. Androsch unangenehm berührt, 
Beschlüsse der Opposition durchführen zu 
müssen, wie der "Kurier" dazu schreibt: Ob­
wohl die sozialistische Regierungsfraktion 
dagegenstimmte, wird Androsch 
- von der Mehrheit überstimmt - und jene 
Milderung der Uberstundenbesteuerung durch­
führen müssen, auf die sich die beiden 
Opposi tionsparteien einigten. 

Trifft Sie das, meine Herren sozialistische 
Gewerkschaftsfunktionäre, nicht hart, daß die 
Oppositionsparteien jetzt diesen Wunsch der 
Arbeitnehmer verwirklichen müssen (Bundes­
rat Dr. S kot ton: Und vor dem 1. März 
nicht?), den alle Gewerkschaftsfunktionäre 
gemeinsam am 6. Bundeskongreß beschlossen 
haben? (Zwischenrufe bei der SPO.) Sie waren 
nicht dabei, ich weiß es. (Bundesrat N () va k: 
Das war schon 1966/ 1966 war das! Ihr habt 
vier Jahre Zeit gehabt, das durchzuführen! 
Das ist das Zugeständnis, daß Koren nicht 
in der Lage war, das durchzuführen! - Wei­
tere Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren der SPO! Sie 
stehen nun vor dem großen Dilemma, im 
Wahlkampf ... (Zwischenrufe bei der Spö.) 

Ich habe bereits einmal gesagt: Wenn wir 
der Meinung sind, daß diese Anträge zeit­
gerecht sind, daß man sie erfüllen kann, dann 
werden wir nicht von Ihnen bestimmen las­
sen, wann wir diese Anträge einbringen. 
Seien Sie dessen versichert! (Zustimmung bei 
der OVP. - Bundesrat Dr. S kot ton: Sehr 
konsequentJ) Ich weiß, Sie stehen jetzt vor 
dem großen Dilemma ... (Bundesrat N 0 v a k: 
Das ist das Zugeständnis, daß Koren dazu 
nicht in der Lage war und es nicht durch­
führen wollte!) Aber das stimmt doch nicht. 

Sie stehen jetzt vor dem großen Dilemma, 
im Wahlkampf gemachte Versprechen halten 
zu müssen. Bis zur Bildung der nunmehrigen 
Minderheitsregierung konnten Sie leicht ohne 
weiteres Forderungen aufstellen, ohne sich 
über deren Durchführung Sorgen machen zu 
müssen. Nun haben Sie die unangnehme Auf­
gabe, für alle diese AJ;lträge, die Sie einge­
bracht haben, und für alle Dinge, die Sie 
gesagt haben, auch die Verantwortung tragen 
zu müssen. (Bundesrat Dr. S kot ton: Sie 
tragen keine Verantwortung!) Ich glaube 
schon, daß es Ihnen sehr weh tut, daß zum 
ersten Mal in der Zweiten Republik die 
Opposition bestimmt, welche Maßnahmen die 
Regierung zu ergreifen hat. (Bundesrat 
Po r g e s: Machen Sie sich keine Sorgen!) 
Wir haben Ihnen nicht befohlen, eine 
Minderheitsregierung zu bilden. Sie haben 
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die Suppe, die Sie sich selbst eingebroCkt nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen 
haben, auch selbst wieder auszulöffeln. zutreffen werde. 

Wir von der OVP, meine Damen und 
Herren, werden auch weiterhin dann, wenn 
wir der Meinung sind, daß Initiativen für 
die Bevölkerung unseres Heimatlandes oder 
für den gesamten Staat notwendig sind, diese 
ergreifen. (Bundesrat Dr. S kot ton: Warum 
nicht früher! - Bundesrat Po r g e s: Warum 
nicht früher!) Wir werden uns nic:ht scheuen, 
für diese Initiativen eine Mehrheit im Parla­
ment zu suchen, um Sie dann auch zu zwingen, 
diese Maßnahmen zum Wohle der österrei­
chischen Bevölkerung und des österreichisc:hen 
Staates durc:hzuführen. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Aus diesem Grunde wird auch die OVP, 
weil die Befreiung der Uberstundenzuschläge 
von der Besteuerung ein echtes Anliegen der 
Arbeitnehmer ist, dem SPO-Antrag, gegen 
dieses Gesetz zu stimmen, nic:ht ihre Zustim­
mung geben. (Beifall bei der OVP. - Zwi­
schenrufe bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich der Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky gemeldet. Ich er­
teile es. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Die Angriffe, 
die gegen die gegenwärtige Bundesregierung 
gerichtet wurden, lassen es angebracht er­
scheinen, diese Gelegenheit zu benützen, ein 
paar konkrete Angaben über die Zeit zu 
machen, für die die gegenwärtige Bundes­
regierung bereit ist, die Verantwortung zu 
tragen. 

Es wird bei jeder Gelegenheit behauptet, 
wie sehr sich die Dinge zum Schlechteren 
gewendet haben. Wenn man in den letzten 
Tagen die der OVP, der großen Oppositions­
partei, nahestehende Presse verfolgt, so 
könnte man den EindruCk gewinnen, daß eine 
ernste Verschlechterung der Lage eingetreten 
wäre. Ich möchte nun anband von Ziffern 
beweisen, daß genau das Gegenteil einge­
treten ist. 

Bei der 8. Wirtschaftspolitischen Aussprache 
der Bundesregierung, die am 16. Jänner 1970 
stattfand, damals noch unter dem Vorsitz des 
Herrn Bundeskanzlers Dr. Klaus - an diesen 
regelmäßigen Wirtschaftspolitischen Aus­
sprachen nehmen die . Vertreter der großen 
Kammern, der Interessenverbände, der ;zu­
ständigen Ressortminister und der National­
bank teil -, hat der Referent dieser Aus­
sprache festgestellt, daß man für 1970 mit 
einem Wachstum des Bruttonationalproduktes 
von etwa 5 Prozent wird rec:hnen müssen. 
Er fügte hinzu, daß es sich dabei um eine 
äußerst optimistische Annahme handelt, die 

Nun möchte ich Ihnen, Hoher Bundesrat, 
zweCks Vornahme eines Vergleic:hes dieser 
Erklärung bei der Wirtschaftspolitischen Aus­
sprache vom Jänner mitteilen, was der gleiche 
Referent, Professor Nemschak, in der Wirt­
schaftspolitischen Aussprache der Bundes­
regierung am 24. Juni 1970 erklärt hat. Er 
stellte fest, daß gegenwärtig mit einem 
Wachstum des Bruttonationalprodukts um 
fast 6 Prozent gerechnet werden kann. Es 
wurden also die optimistischen Annahmen 
vom Jänner im Juni jedenfalls als selbst­
verständlich festgestellt, sodaß die Prognose 
nicht nur erfüllt, sondern sogar übertroffen 
wurde. 

Ich möchte weiter feststellen: Aus dem 
Juni-Bericht geht hervor, daß die Behaup­
tungen, die Voraussagen und die düsteren 
Prophezeiungen, die seitens der heutigen 
Oppositionspartei vertreten wurden, wonach 
nämlich die Arbeitszeitverkürzung ein Ab­
sinken der Produktivität herbeiführen werde, 
nic:ht eingetroffen sind, sondern daß der 
Bericht, der Ende Juni erstattet wurde, fest­
stellt: Trotz der Verkürzung der Arbeitszeit 
war die Kapazitätsauslastung sehr gut, und 
die Produktion war insgesamt um 101/2 Pro­
zent, je Arbeitstag also um 10 Prozent, höher 
als im Vorjahr, wo es diese Arbeitszeitver­
kürzung nicht gegeben hat. (Ruf bei der OVP: 
Das spricht doch dafür, den Arbeitnehmern 
mehr zu geben!) Ich werde darauf gleich 
zurückkommen. 

Alle diese Umstände zeigen doch, daß die 
Unkenrufe und die Behauptungen, wonach 
jetzt alles schlechter geworden wäre, nic:ht 
nur nicht stimmen, sondern daß in Wirklich­
keit jetzt alles wesentlic:h besser geworden 
ist. 

Zu einigen Betrachtungen über die Preis­
entwicklung, damit nic:ht der Eindruck ent­
steht, daß wir diesen Dingen hier ausweichen 
wollen: In dem Bericht des Herrn Professors 
Nemschak vom Jänner 1910 wird festgestellt, 
daß die Preisentwicklung mindestens 5 Pro­
zent und mehr betragen werde. 5 Prozent 
und mehr, stellte Professor Nemschak fest. 
Er sagte wörtlich - das ist nur damals der 
Offentlichkeit vorenthalten worden -: 

"Es wird Monate geben, wo der Preisindex 
höher steigen wird als 5 Prozent." 

Im letzten Bericht wird festgestellt, daß das 
nic:ht der Fall war, und tatsäc:hlich liegt, was 
wir nicht bestreiten wollen, der Preisindex 
im Mai 1910 um 4,6 Prozent höher als im 
Mai 1969,· was vor allem auf die Erhöhung 
der SaiSonprodukte zurückzuführen ist. Hätte 
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es diese Erhöhung der Saisonwaren nicht ge­
geben, so wäre der Index im Juni 1970 gegen­
über dem Mai 1970 nur um 0,4 Prozent ge­
stiegen. 

Das sind die Tatsachen. Alle wissen, worauf 
sie zurückzuführen sind. Ich möchte aber bei 
dieser Gelegenheit mit aller Eindeutigkeit 
feststellen, daß Osterreich mit dieser Erhöhung 
des Preisindex das zehnte Land unter den 
europäischen Ländern und den Vereinigten 
Staaten und Kanada ist. In allen diesen 
Staaten ist der Preisauftrieb wesentlich höher. 

Diese Erfolge sind nicht zuletzt der Tätig­
keit der Paritätischen Kommission zu ver­
danken, aber auch in sehr hohem Maße den 
preisdämpfenden Maßnahmen, die seitens der 
Bundesregierung ergriffen wurden. (Bundes­
rat· DDr. Pi t s c h man n: Der früheren! -
Bundesrat B ü r k 1 e: Der früheren!) Die sind 
abgelaufen I Diese preisdämpfenden Maßnah­
men sind seinerzeit gemeinsam getroffen wor­
den, sie sind mit den Sozialpartnern abge­
sprochen worden. 

Die neuen preisdämpfenden Maßnahmen, 
die diese Regierung verfügt hat, bringen 
unter anderem eine Senkung der Preise oder 
eine Eindämmung der Preisentwick.lung da­
durch, daß neue Zollsenkungen und Steuer­
befreiungen verfügt wurden, daß es zu einer 
weiteren Liberalisierung von Waren aus 
Japan und anderen Staaten gekommen ist, 
wodurch vor allem elektrotedmische Geräte 
und andere Waren verbilligt werden können, 
und durch die neue Nettopreisverordnung, 
wodurch für einen Großteil der Möbel ab 
1. August eine gewisse preisdämpfende Wir­
kung festzustellen sein wird. Erinnern möchte 
ich an die Butterverbilligungsaktion, an die 
Einlagerung von Rind- und Schweinefleisch 
und daran, daß eine flexible Importpolitik für 
Obst und Gemüse eingeführt und gehandhabt 
wird. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch 
feststellen, daß es sehr schwer geht, sich 
seitens der großen Oppositionspartei über die 
Preissteigerungen aufzuregen, wenn in der 
Paritätischen Kommission die Anträge etwa 
auf Preiserhöhung für Margarine vom 
Generalsekretär der Bundeswirtschaftskammer 
gestellt werden und wenn der Antrag der 
Vertreter der Arbeiterkammer und des 
Gewerkschaftsbundes auf Herabsetzung der 
Importzölle für Margarine, um diese Preis­
steigerung aufzufangen, von den Vertretern 
der Präsjdentenkonferenz der Landwirtschaft 
abgelehnt wird und wenn man dann kommt 
und der Bundesregierung vorwirft, daß sie 
nichts gegen die Preiserhöhungen unternimmt. 
Sie können sicher sein, daß die Bu~desregie­
rung sehr wohl ihre Aufgabe erkennt, aber 

es werden die Vertreter der Wirtschaft und 
auch die Vertreter der Landwirtschaft zur 
Kenntnis nehmen müssen, daß auch ihnen 
Aufgaben gestellt sind. 

Ich möchte nun auch mit ein paar Sätzen 
auf die Währungssituation zu sprechen kom­
men und bei dieser Gelegenheit daran er­
innern, daß bei dieser Wirtschaftspolitischen 
Aussprache im Jänner 1970 der Referent, 
Professor Nemschak, festgestellt hat, daß es 
im vergangenen Jahr zu einem Abfluß der 
Währungsreserven von 1 Milliarde gekommen 
war und daß man mit einem weiteren Abfluß 
der Währungsreserven von 3 Milliarden wird 
rechnen müssen. Ich habe mir heute die 
letzten Ziffern geben lassen. Im Jahre 1969 
hatten wir in der Nationalbank Gold- und 
Devisenreserven von zusammen 32,2 Milliar­
den, im Jahre 1910, und zwar mit Stand 
1. Juli 1910 - das ist der Stand vom Juli, 
es sind also die rezentesten Ziffern -, haben 
wir Gold- und Devisenreserven von zusam­
men 34,1 Milliarden. Wir haben also eine 
Steigerung unserer Gold- und Devisen­
reserven seit dem Vorjahr um nahezu 
2 Milliarden Schilling erreicht. Das ist ein 
typischer Beweis für ... (Bundesrat B ü r k 1 e: 
Die Sommersaison!) Die Sommersaison ist 
noch nicht drinnen I Wenn die eingerechnet 
wird, wird das ein noch günstigeres Bild er­
geben (Zwischenruf des Bundesrates 
DDr. Pi t s eh man n), weil bekanntliCh im 
Sommer die Zuflüsse aus dem Fremdenver­
kehr besonders groß sind. (Staatssekretär 
Dr. V e se 1s k y: War voriges Jahr genauso!) 

Es wird Sie vielleiCht interessieren, Hoher 
Bundesrat, weil das auch ein Spiegel des 
Vertrauens der Bevölkerung zur Regierung 
ist, welche Veränderung es im BereiCh der 
Spareinlagen gegeben hat. Die Spareinlagen 
betrugen Ende Mai 1969 102,7 Milliarden, und 
sie betrugen Ende Mai 1910 118,5 Milliarden. 
Sie können also daraus entnehmen, daß ... 
(Ruf bei der OVP: 6 Monate ... I) Ja, die 
sind seither weiter gestiegen, die weiteren 
Ziffern werden wir Ihnen gern nennen. Die 
Entwicklung ist weiterhin steigend, wobei iCh 
Ihnen sogar mitteilen kann, meine Herren 
von der OVP, daß der Ankauf von Anleihen, 
von Staatsanleihen durch Privatpersonen, was 
gleichfalls ein Beweis des Vertrauens für die 
Regierung ist, von Jänner bis Mai 1969 nur 
0,8 Milliarden betrug, während er für den 
gleichen Zeitraum 1970 1,3 Milliarden betra­
gen hat. 

Die Spareinlagen - das möchte ich noch. 
gern nachholen - sind pro Kopf der Bevöl­
kerung von Mai 1969 bis Mai 1970 von rund 
14.000 Sauf 16.000 S - jeweils also pro Kopf 
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der Bevölkerung - gestiegen. (Bundesrat 
Dr. Ir 0: Von 1966 bis 1970 sind sie auch 
gestiegen! - Ruf bei der avp: Das ist doch 
kein Verdienst der Bundesregierung!) Das 
alles soll als Beweis dafür dienen. wie es 
um diese GerüdltemaCheref bestellt ist. 
(Ironische Heiterkeit bei der OVP. - Bundes­
rat B ü r k I e: Wer hat denn hier Gerüchte 
gemacht, Herr Bundeskanzler! Polemik v.on 
der Regierungsbank!) Es gibt keinerlei Be­
stimmungen in der Geschäftsordnung. wonadl 
es einem Mitglied der Bundesregierung ... 
(Bundesrat B ü r k I e: Den Spruch kennen wir 
aus dem Nationalrat! Was war voerher? - Ruf 
bei der OVP: Das weiß er nicht! Das will 
er nicht hörenl - Bundesrat B ü r k I e: Was 
war bei uns? - Weitere Rufe und Gegen­
rufe.) Es ist das gute Recht jedes Mitgliedes 
der Bundesregierung. sich zu jedem Punkt 
zu Wort zu melden (Bundesrat B ü r k I e: 
Aber nicht zu polemisieren, sondern sachlich zu 
berichten und Antwort zu stehen! - Bundes­
rat Dr. Ir 0: Keine Wahlreden zu halten von 
der RegierungsbankI), und es hat das Recht. 
zu jedem Punkt ... (Bundesrat DI. S kot ton: 
Das Aufzeigen von Tatsachen ist keine 
Polemik, Herr Bürkle! - Ruf bei deI SPO: 
Das versteht er nichtI) Ich weiß nicht. warum 
diese eindeutige Feststellung des Vertrauens 
großer Kreise der Bevölkerung ... (Bundesrat 
B ü r k I e: Herr Bundeskanzler, wer hat hier 
Gerüchte gemacht? - Bundesrat Böe k: Das 
ist Ihnen unangenehm! - Bundesrat B ü r k I e: 
Sie haben vorhin gesagt, ich will der Gerüchte­
macherei entgegentreten. In diesem Haus hat 
heute niemand Gerüchte gemacht!) Idl habe 
zu der Gerüchtemacherei Stellung genommen 
und eradlte es für meine Pflicht. klar und 
deutlidl zu sagen. daß hiefür keinerlei Anlaß 
besteht. sondern daß das Gegenteil der Fall 
istl (Beifall bei der SPO.) Und so wird die 
Bundesregierung weiterhin eine Politik 
machen. die diese Entwicklung fördert. und 
sie wird sich dabei immer wieder nur von 
Uberlegungen im Interesse des Staats ganzen 
leiten lassen und audl nicht davor zurück­
schrecken, unpopuläre Maßnahmen zu ergrei­
fen oder gegen gewisse Maßnahmen Stellung 
zu nehmen, von denen sie glaubt, daß sie 
dieser Entwicklung schädlich sind. 

Die Bundesregierung wird weiterhin eine 
Politik betreiben. die der wirtschaftlichen 
Prosperität dient. die der Erhaltung der Kauf­
kraft des Schillings förderlich ist. Sie wird 
eine Politik der Vorschau und der Vorsorge 
betreiben. was umso wichtiger ist. als gerade 
in den letzten Tagen aus manchen Ländern 
Mitteilungen kommen. wonach man mit 
einem RüCkgang der Konjunktur wird rechnen 
müssen. Gerade in unserem Nachbarstaat, in 

der Btindesrepublik. gibt es hier besorgte 
Stimmen, und die Bundesregierung wird Vor­
sorge treffen, daß einer solchen Entwicklung 
entgegengewirkt werden kann (Widerspruch 
bei der OVP), und sie wird sich daher gegen 
jede Lizitationspolitik wehren, die zu einer 
Uberforderung des Staatshaushaltes führen 
muß. Sie wird sich dabei gerne der Unter­
stützung und der Mitwirkung jener Kräfte 
der österreichischen Wirtschaft bedienen, die 
an einer gesunden wirtschaftlichen Entwick­
lung. aber auch an einem gesunden Staats­
haushalt interessiert sind. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sidl Herr 
Bundesrat Böck gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Bötk (SPO): Herr Vorsitzender! 
Sehr verehrte Regierungsmitgliederl Sehr' 
geehrte Damen und Herrenl Wenn wir heute 
über die Änderung des Einkommensteuer­
gesetzes 1961 diskutieren, über die Steuer­
freihe~t der Zuschläge für Uberstunden-, 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit spre­
chen, dann klingt mir noch ein Satz in den 
Ohren, den Kollege Bundesrat Gassner aus­
gesprochen hat. Er hat die heutige Diskussion 
so dargelegt, daß ein Unbeteiligter daraus 
den Schluß ziehen müßte, daß dieses Problem 
vorrangig vor der Arbeitszeit. vorrangig vor 
einem entsprechenden Lohn gelagert ist. 

Ich möchte hier als Gewerkschafter ein­
deutig feststellen - ich weiß nicht. ob Kol­
lege Gassner Gewerksdlafter ist, ich kenne 
ihn nur als OAAB-Mann, als Gewerksdlafter 
leider noch nicht; ich glaube, er wird mir auch 
in der Richtung zustimmen -, daß wir die 
Fragen der Lohnpolitik vorrangig behandeln 
und die heutige Diskussion in dem ihr ge­
bührenden Rahmen abführen. 

Wir haben diese Fragen - er hat es gerecht­
fertigt gesagt - nicht nur am letzten Gewerk­
sdlaftskongreß behandelt. Soweit ich mich 
zurückerinnere - ich glaube. es war am 
3. Gewerkschaftskongreß und an allen 
Gewerkschaftstagen der einzelnen Gewerk­
schaften -, immer wieder wurde dieses 
Problem in dieser oder jener Variation behan­
delt und wurden die entsprechenden Be­
schlüsse gefaßt. 

Als Gewerkschafter, aber auch als Sozialist 
gestatten Sie mir, meine Damen und Herren 
von der OVP. grundsätzlich etwas dazu zu 
sagen. Wenn Uberstunden zu leisten sind -
diesen Standpunkt haben wir als Gewerk­
schafter immer vertreten -, dann nur im 
betrieblich unbedingt notwendigen Rahmen. 
Ein Gewerksdlafter hätte sich immer dagegen 
gewehrt, zu besonderen Uberstundenlei­
stungen, die nur mehr der Verbesserung des 
Lohnes oder Gehaltes dienen, die Zustimmung 
zu geben. Auch diese Diskussion, Herr KoI.;. 
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lege, wurde auf den Kongressen, auf denen 
darüber diskutiert wurde, abgewickelt. Wenn 
Uberstunden betriebsnotwendig zu leisten 
sind, ein eindeutiges Ja, wenn sie der Lohn­
aufbesserung dienen, ein eindeutiges Nein, 
denn hier sollten wir andere Methoden an­
wenden, um dem Arbeiter, Angestellten oder 
Beamten zu seinem Lohn oder Gehalt zu ver­
helfen, den er braucht, um mit seiner Familie 
leben zu können. (Zustimmung bei der SPtJ.) 

Wir haben weiters im Parlament Gesetze 
beschlossen, die dem Arbeiter und Ange­
stellten und dem Beamten dienen sollen. Ein 
junges Gesetz ist das Arbeitszeitgesetz. Ja 
stellen wir diese Gesetze noch etwas tiefer, 
oder lassen wir sie dort stehen, wo es ihnen 
gebührt? Wir haben die vorzeitige Alters­
pension beschlossen. Glauben Sie, meine 
Damen und Herren, daß diese Möglichkeiten 
untergeordnet sein sollen, oder haben wir 
alle mitei.nander bewußt diese Gesetze ge­
schaffen, weil wir geglaubt haben, daß sie 
für die Gesunderhaltung des Menschen not­
wendig sind und ihm nach Beendigung der 
Arbeit die Möglichkeit geben, noch den Ruhe­
stand zu genießen? Da hätten wir gar nichts 
tun brauchen. Arbeite ins Uferlose, arbeite 
trotz der 43-Stunden-Woche 80 Stunden in der 
Woche, und wenn es irgendwie nicht mehr 
geht, dann spürst du es, und damit ist es 
aus I Das kann doch nicht Ihr Ernst gewesen 
sein, und ich glaube kaum, daß auf Ihrer Seite 
jemand daran denkt, daß man mit dieser 
Frage ins Uferlose gehen soll. 

Nun konkret zu einigen Punkten in diesem 
Gesetzesbeschluß. Wo liegt denn überhaupt 
die große Gefahr? Davon spricht niemand. 
Zumindest nicht auf Ihrer Seite. Es ist die 
Möglichkeit, daß wir gesetzlich verankerte 
notorische Uberstundenschinder schaffen. Viel­
leicht ist das nicht so tragisch, aber in vielen 
Fällen kommt es vor, es wurde jetzt schon 
gemacht, und trotz Kontrolle übersieht man es. 

Eine andere Schwierigkeit: Man hat kein 
Limit gesetzt. Unbeschadet der Höhe des Ein­
kommens kann man teilen. Und die große 
Gefahr, die kommen kann - ich persönlich 
mute sie niemandem zu, ich bin nur über­
zeugt, daß sie kommt -, ist, daß es sich 
die großen Verdiener richten werden. (Bundes­
rat B ü r k 1 e: Herr Böck, sie meinen die 
Direktoren? Sie sind der "Arbeiter-Zeitung" 
ein Vorbild!) Reden wir nicht von der "Arbei­
ter-Zeitung", das überlassen wir dem Kollegen 
Pitschmann, wenn er wieder einmal dran­
kommt. Er macht es gut, er gefällt mir dabei, 
ich habe dann wenigstens immer etwas zu 
lachen. (Anhaltende Zwischenrufe.) Aber bei 
höheren Einkommen ist es leicht möglich, daß 
in Vereinbarung zwischen den beiden Betei­
ligten. Dienstgeber und Dienstnehmer, eine 

Manipulation durchgeführt wird. daß ein ge­
wisser Teil als Uberstundenpauschale ge­
wertet wird, ein Teil, der jetzt schon besteht, 
der irgendwann einmal durch innerbetrieb­
liche Vereinbarung vergrößert werden kann. 
Und hier liegt die große Gefahr, daß man niCht 
irgendwo nach oben ein Ziel gesetzt hat. Da 
wäre die ganze Angelegenheit schon viel an­
genehmer zu sehen. 

Der Vorschlag der sozialistisChen Fraktion 
hat ja in dieser Hinsicht etwas beinhaltet. 
Wenn ich die Ziffer noCh richtig im Kopf 
habe, glaube kb, war eine Einkommensgrenze 
von 1280 S gesetzt - ich glaube zu wissen, 
daß das richtig ist - und eine monatliche 
Freigrenze von, glaube ich auch wieder, wenn 
es daneben geht, bitte ich um Entschuldigung, 
180 S angegeben. Hier hätten wir also die 
Möglichkeit der Eindämmung gehabt, um 
jenen zu helfen, von denen Kollege Gassner 
gesprochen hat, den Kleinen. Damit wäre 
denen geholfen. Nur bis zu einer bestimmten 
Höhe, und wenn es darüber geht, aufhörenl 
Kollege Gassner hat gleich von sich aus er­
wähnt, der 1. März hat damit nichts zu tun 
gehabt. 

Der 1. März 1910 hat nichts zu tun gehabt mit 
dieser AntragsteIlung im Nationalrat. lizi­
tieren tun wir nicht, hat er gesagt, gar nicht! 
(Ruf bei der tJVP: Das hat er schon vor 
einem halben Jahr gesagtI) Mir fällt dasrich­
tige Wort nicht ein, lizitieren ist das gar ni.cht 
mehr. Ich glaube, das Wort, das richtig wäre, 
steht in gar keinem Wörterbuch mehr, das 
ist ein Vielfaches des Lizitierens. (Ruf bei 
der tJVP: Zur siebenten Potenz!) Ja, wenn 
Sie wollen, Herr Kollege, madlen wir es so. 
(Bundesrat N 0 v a k: Bis zum 1. März war der 
tJAAB am Halfter, und jetzt haben sie sie 
losgelassen!) 

Mir persönlich ist es vollkommen klar, und 
auch Ihnen allen, meine Damen und Herren 
von der Osterreichisdlen Volkspartei: Der 
1. März muß in irgendeiner Form, gleich­
gültig wie, ausradiert werden. Und da ist 
jedes Mittel recht. (Bundesrat Dr. Pi tBC h­
man n: Das werden schon die Wühler zum 
richtigen Zeitpunkt machen, so wie in Deutsch­
land!) 

Und nun darf ich Ihnen noch etwas sagen: 
Ich bin in der Wiener Kammer für Arbeiter 
und Angestellte der Vorsitzende jenes Aus­
schusses, dem diese Frage, wäre es eine 
Regierungsvorlage gewesen, zur Beratung 
hätte vorgelegt werden müssen: dem Finanz­
ausschuß, jetzt dem Ausschuß für Finanz­
politik. Die Kammer für Arbeiter und Ange­
stellte, also die gesetzlidle Interessenvertre­
tung der Arbeitnehmer hätte, auch wenn es 
keine Regierungsvorlage ist, wenn es ein 
Initiativantrag einer Partei im Parlament ist, 
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doch das moralische Recht, davon informiert 
zu' werden. Am 9. wurde es im Parlament 
beschlossen, am 8. um 8 Uhr morgens tagte 
dieser Ausschuß für Finanzpolitik. Der Bericht­
erstatter wurde aufgefordert, etwas zu sagen, 
weil die Mitglieder dieses Ausschusses nur 
aus der Presse wußten, worum es überhaupt 
geht, und sehr schlecht informiert waren, weil 
in der bürgerlichen Presse darüber ständig 
etwas anderes zu lesen war., 

Der Referent war außerstande, etwas zu 
sagen, weil er auch nur aus der Presse infor­
miert war, aber Ihr Parteifreund, der Herr 
Vizepräsident der Wiener Kammer, war in 
dem Ausschuß auch als Mitglied anwesend. 
Der hat uns am 8. die Aufklärungen gegeben, 
was wirklich drinnen ist, und man höre und 
staune, der Kollege Dr. Drenning hat dort 
wortwörtlich gesagt: Da ist eine Menge 
drinnen, was uns nicht paßt, da ist eine Menge 
Schlechtes drinnen, aber das muß jetzt einmal 
durch I - Das hat er wörtlich gesagt. Ich 
bitte Sie, das Protokoll nachzulesen. Im Proto­
koll wurde auch. festgehalten - und zwar 
einstimmig, mit den Stimmen aller Fraktionen 
in dem Ausschuß I -, daß dieser Initiativ­
antrag äußerst fehlerhaft ist. (Rute bei der 
OVP: Also kann man ihn ja abändern!) 
Also eine ganze Menge. Aber das ist ganz 
gleich, es hieß, wir haben keine Zeit zur 
Korrektur, er muß durchgepeitscht werden. 

Wenn der Kollege Dr. Drenning in dem 
Kreis sitzt, redet er ein klein wenig offen­
herziger, als wenn er da sitzt. Dort hat er 
das gesagt, was er sich pesönlich denkt. 

Und nun haben wir im § 10 des Arbeits­
zeitgesetzes die Bestimmung enthalten, daß 
derzeit die ersten vier . und später dann ab 
1975 fünf Uberstunden mit einem Zuschlag 
von 25 Prozent bedacht sind. Schon bei der 
Beratung über den Generalkollektivvertrag 
zur Verkürzung der Arbeitszeit hat es harte 
Auseinandersetzungen in der Richtung 
gegeben, weil die Vertreter des Gewerk­
schaftsbundes und der Kammern dort einen 
50prozentigen Zuschlag für die ersten vier 
beziehungsweise fünf Uberstunden verlangt 
haben. Das wurde abgelehnt. Es konnte nur 
eines dort erreiCht werden. Es war damals 
verankert, daß ein Jahr nach Inkrafttreten 
einer Etappe der Arbeitnehmer gezwungen 
werden kann, Uberstunden zu leisten. Das 
wurde dann nach langem Ringen auf ein 
halbes Jahr herabgesetzt, auch wenn der zu­
ständige Kollektivvertrag etwas ganz anderes 
sagt und die Anordnung oder Verpflichtung 
verbietet. Das wurde dadurch aufgehoben. 

Nun fragen wir uns noch einmal ganz ruhig: 
Wer ist der Nutznießer dieser augenblick­
lichen Situation? Von mir aus gesehen der 
Dienstgeber. Es wird, wenn mehr Uberstunden 

gemacht werden, im Endeffekt mehr geleistet. 
Das Produkt, die Ware oder' das, worum es 
geht, wird dadurch rascher fertig. Die Regien; 
auf das einzelne Stück oder den Gegenstand 
umgerechnet, werden etwas geringer. In allen 
Fällen ist der Nutznießer einer Mehrleistung 
direkt der Dienstgeber. 

Und nun wollen wir auch dem Dienstnehmer 
eine Kleinigkeit davon bringen. Die soziali­
stische Fraktion des Bundesrates ist der Mei­
nung, daß es gerechtfertigt erscheinen würde, 
dem Dienstnehmer den Uberstundenzuschlag 
für jene Uberstunden, die im § 10 des Arbeits­
zeitgesetzes angeführt sind, von 25 auf 50 Pro­
zent zu erhöhen. 

In der Erkenntnis der Ridltigkeit unserer 
Auffassung bringe ich in diesem Zusammen­
hang folgenden E n t s chi i e ß u n g s­
an trag ein: 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, den 
gesetzgebenden Körperschaften eine Regie­
rungsvorlage betreffend Änderung des 
Arbeitszeitgesetzes zuzuleiten, welche eine 
Erhöhung des Uberstundenzuschlages für 
die ersten vier beziehungsweise fünf Uber­
stunden von derzeit 25 vom Hundert auf 
50 vom Hundert zum Inhalt hat. 

Ich bitte Sie alle, meine Damen und Herren, 
diesem Entschließungsantrag die Zustimmung 
zu geben. (Bundesrat B ü r k I e: Ist das jetzt 
Lizitation oder nicht? Das wollten wir noch 
gerne wissen!) Eine langjährige Forderung. 

Wenn heute in dieser Sitzung die Ver­
treter - ich muß jetzt den kombinierten 
Namen sagen - der christlichen Gewerk­
schafter oder des OAAB oder die Arbeit­
nehmervertreter auf I~rer Seite diesem Antrag 
nicht die Zustimmung geben können, dann 
weiß ich nicht, meine Damen und Herren, 
was die Offentlichkeit dazu sagen wird. 
(Zwischenrute bei der OVP.) Seien Sie nidlt 
ungehalten, wenn dann da oder dort der Mei­
nung Ausdruck verliehen wird, die Arbeitneh­
mervertreter sind in Wirklichkeit, wenn sie im 
Parlament zur Abstimmung schreiten, Arbeit­
gebervertreter. (Bei/all bei der SPO.) 

Vorsitzender: Der eingebrachte Entschlie­
ßungsantrag ist genügend unterstützt und' 
steht demnadl zur Verhandlung. 

,Zum Wort hat sich gemeldet Herr Bundesrat 
Dr. Pitschmann. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat DDr. PUschmann (OVP): Herr 
Minister I Herr Staatssekretär I Meine sehr ge­
schätzten Damen und Herren I Die Haupt­
strophen der Gegenwartslamentatio sind über­
hitzte Hochkonjunktur mit dadurch entstehen­
den Engpässen im Arbeitskräftepotential, da­
durch wiederum forciertes Pfuscherunwesen 
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mit Nachteilen für das Sozialganze und für 
den Fiskus sowie die allgemein· bejammerte 
Oberbesteuerung. 

Vergessen wir dabei nicht ganz, daß nirnt 
zuletzt auch die Arbeitszeitverkürzung und 
das Grenzgängerwesen zum Schwinden des 
Arbeitskräftepotentials beigetragen haben. 
Wir haben derzeit in Osterreich rund 
30.000 Grenzgänger, die nicht zuletzt auch der 
oft viel zu hohen Sozialbelastung im Inland 
ins Ausland entfliehen, weil dort in Anbe­
tracht geringerer Steuerleistung der Unter­
nehmerschaft und vor allem wesentlich gerin­
gerer Sozialleistungen, Sozialabgaben die 
Nettolöhne weit höher sein können. 

Wir haben ein Beispiel ganz neuer Art in 
Vorarlberg. Eine markante Firma in Liechten­
stein - sie ist in Osterreich bekannt durch 
ihre Sportförderung, Eishockey und Skisport, 
die Firma Hilti - hat vor einem halben Jahr 
in Vorarlberg einen Betrieb errichtet und hat 
dabei feststellen müssen, daß sie in Osterreich 
76 Prozent Lohnnebenkosten in Kauf nehmen 
muß, während sie in Liechtenstein nur 
28 beziehungsweise 35 Prozent hatte. Der 
Unterschied zwischen 28 und 35 Prozent be­
ruht auf vollkommen freiwilligen Soziallei­
stungen des Unternehmers. 

Wir erinnern uns, daß die SPO im Wahl­
kampf sehr lebhaft. Kritik daran geübt hat, 
daß allzu viele Fachkräfte Osterreichs im Aus­
land Arbeit suchen, um eben der zu geringen 
Löhne wegen ins Ausland abzuwandern. Zu 
geringe Löhne sind nicht zuletzt auch eine 
Folge überhöhter Besteuerung. 

Die Sozialisten versprachen auch, wie es 
nicht anders sein konnte, Europalöhne. 

Nun wird ein kleiner, ein recht bescheidener, 
Versuch gemacht, einen Leistungsanreiz durch 
Steuerbefreiung der Uberstunden-, der 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszu­
schläge, zu gewähren. Die Sozialisten haben 
. dabei in ihrem Antrag ein Limit nach oben 
mit 7280 S gesetzt. Ist das nicht, meine sehr 
geschätzten Damen und Herren, eine blanke 
Neidgenossenschaft gegen viele Abeitnehmer, 
die in wichtigen Stellen wertvolle Arbeit 
leisten und in einer modemen Wirtschaft des 
Managements das Um und Auf sind 1 Gerade 
der Anteil an Facharbeitern ist bei den Grenz­
gängern sehr, sehr hoCh. 

Den Herrn Finanzminister darf ich darauf 
aufmerksam maChen, daß auf ihn in abseh­
barer Zeit ein neues Problem, vor allem 
aus dem Westen OsterreiChs, wahrscheinlich 
in erster Linie aus Vorarlberg, einstürzen oder 
einströmen wird: Die Grenzgänger sind auch 
unselbständig Erwerbstätige, sind aber ein­
kommensteuerlich veranlagt. Sie werden sehr 
bald und sehr heftig mit dem WunsCh kommen, 

daß auch sie ihre sehr zahlreichen Ober­
stunden im Ausland, die sie in österreich 
versteuern, irgendwie entlastet erhalten. 

In diesem Zusammenhang darf iCh daran 
erinnern, daß vor den Landtagswahlen im 
Jahre 1969 sozialistische Organisationen und 
Politiker im Lande Vorarlberg die volle 
Kinderbeihilfe verspraChen, als wir im Par­
lament die Kraft aufbraChten. die ausländisChe 
Kinderbeihilfe der Grenzgänger in Osterreich 
auf österreichisches Niveau aufzustocken. 
Damals spradlen die Sozialisten, vor allem 
die im Lande, davon, daß das nur eine teil­
weise Wiedergutmadlung eines groben Un­
rechtes sei. Das Wahlergebnis damals bei den 
Landtagswahlen war nicht so, daß man sagen 
konnte, diese Eskalationsforderung für die 
Grenzgänger, dieses Versprechen hat sich Jge_ 
lohnt. Die Freiheitlichen nahmen damals den 
Sozialisten ein Mandat ab, die OVP ist man­
datsmäßig gleich stark geblieben. Bei den 
Nationalratswahlen scheint sich dieses Ver­
spreChen irgendwo honoriert zu haben. Billige 
Versprechen, die bei Wahlen honoriert 
werden. führen sehr bald und dann später 
immer wieder zu Katzenjammergefühlen. 
(Bundesrat Böe k: Das haben wir vier Jahre 
lang bemerktJ) Momentan haben sicherliCh Sie 
den Katzenjammer zu tragen und nach län­
gerer Zeit vor allem unser niCht beneidens­
werter Finanzminister. 

Vorarlberg hat drei Auslandsgrenzen. Es 
ist das einzige Bundesland, das sowohl an 
einen EFTA-Staat wie auch an EWG-Staaten 
grenzt. Sie erinnern sich, daß in der Schweiz 
vor einigen Wochen die sogenannte Lex 
SchwarzenbaCh verworfen wurde. Wenn der 
Schweizer Wähler das angenommen hätte, 
dann hätte das für OsterreiCh fürchterlidIe 
Folgen gehabt. Es wäre dann das Kontingent 
der Gastarbeiter in der Schweiz ziemlich bald 
und recht stark zurückgeschraubt worden. 
Warum eine Katastrophe für OsterreidI? Weil 
dann natürlidI ein riesiger Sog entstanden 
wäre, in Richtung OstsChweiz aus Vorarlberg, 
zusätzliche Grenzgänger hinüberzubekommen. 

Aber auch so hat uns diese Lex Schwarzen­
baCh ziemlich viele Sorgen mitgebracht, weil 
nun die schweizerisChen Behörden alles tun, 
um ein Aufstocken der Gastarbeiterkontin­
gente draußen in der SChweiz zu verhindern. 
Das hat· zur Folge. daß trotz der Verwerfung 
dieses Gesetzes in der Schweiz derzeit recht 
viele schweizerische Unternehmen alles tun, 
um in Vorarlberg Arbeitskräfte abzuwerben. 

Vorarlberg hat die größte Gastarbeiter­
quote. mit Abstand die größte in Osterreich, 
und hat trotzdem mit Abstand den relativ 
größten Arbeitskräftemangel. 

Es ist zu hoffen, daß dieser OVP-FPO­
Initiativantrag wenigstens ein klein wenig den 
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Engpaß auf dem Arbeitskräftesektor zu be­
heben oder zumindest zu erleiChtern vermag. 

Gesamtösterreichisch gesehen stellen wir 
heute fest, daß wir gegenüber dem Vorjahr 
um 30 Prozent mehr offene Stellen haben. 
Die Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte ist 
aber gegenüber dem Vorjahr um 7 Prozent 
niedriger. Sie beträgt derzeit etwa 38.000. Von 
diesen 38.000 sind selbst naCh Auffassung des 
Sozialministeriums etwa 30.000 aus verschie­
denen Gründen bedingt vermittlungsfähig, 
sodaß wir derzeit in OsterreiCh nur einen 
freien Arbeitsmarkt von rund 8000 Arbeits­
kräften haben. 

Dieser Zahl stehen nicht weniger als 
50.000 offene Stellen gegenüber. Experten sind 
der Anskb.t, daß die heutige Auslastung mit 
2,4 Millionen unselbständiger Arbeitnehmer 
in Osterreich eine Vollausschöpfung des Ar­
beitsmarktes zum Inhalt hat. 

Wir alle zweifeln nicht daran, und schon 
gar niCht der österreichische Wähler, daß die 
Besteuerungsprogression in OsterreiCh den 
Rubikon bereits überschritten hat. Die lei­
stungshemmende Grenze ist zumindest er­
reiCht, wenn nicht schon überschritten worden. 
Es ist die Grenze erreicht, wo der einzelne 
einfaCh nicht mehr bereit ist, mehr zu arbeiten, 
um dann das Gefühl zu haben, durch die starke 
Progression dafür bestraft zu werden. 

Die Sozialistische Partei versucht in der 
Widerrede gegen diesen Antrag, die Gefahr 
einer unguten, sehr ungesunden Uberstunden­
schinderei heraufzubeschwören. Das ist schon 
etwas weit an den Haaren herangeholt. Wenn 
nur ein einziger Osterreicher in der Schwarz­
arbeit zeitlebens ein Krüppel wird, ohne daß 
er unfallversichert ist, ist das Malheur größer, 
als wenn da und dort vielleicht an Uber­
stunden etwas mehr geleistet wird, als dem 
einzelnen zuträgliCh ist. (Beifall bei der OVP.) 
Sehen wir die ungeheure Gefahr nicht, daß 
das Riesenheer der österreichischen "Schwarz­
arbeiter" - unter Anführungszeichen - prak­
tisch nicht sozialversichert und vor allem nkb.t 
unfallversichert ist?l Wenn nur einige Tau­
sende aus diesem Gefahrenprozeßherausge­
holt· werden und zu legalen Uberstunden Zu­
fludlt finden, dann hat das Gesetz einen 
großen Teil seiner Zielsetzung verwirklidlt. 

Die SPO spridlt in ihrer Flucht vor der 
Opposition nach vorne von einer ungebühr­
liChen Belastung des Fiskus. Flüher lizitierte 
man mit Milliarden. Jetzt, wo es darum geht, 
vielleicht auf 100 bis 200 Millionen bisheriger 
Staatseinnahmen im Interesse des Volks­
ganzen, der Mehrung des Sozialproduktes. zu 
verzichten, spridlt man von einer ungebühr­
lichen Belastungl 

Ich darf daran erinnern - es wurde heute 
schon der konkrete Namweis erbracht -, daß 
vor einigen Jahren ein Gewerkschaftsantrag 
auch ohne Limit nach oben diese Regelung 
in die Diskussion geworfen und gewünscht 
hat, die jetzt von den Oppositionsparteien 
im Nationalrat verabschiedet wurde und 
später dann nach einem Beharrungsbeschluß 
in Gesetzeskraft erwachsen wird. 

Ubersehen wir dabei doch nicht die Vor­
teile einer wirklichen Vermehrung des Sozial­
produkts, übersehen wir doch nicht, daß da­
durch weniger Gastarbeiter, die dann Kinder­
beihilfen beziehen, nach Osterreich gebracht 
werden müssen und daß die Sozialversicb.e­
rungsinstitute, die auch ein Teil des Staats­
ganzen sind, zusätzliche Beiträge erhalten. 

Die Sozialisten versuchen auCh dadurch Ver­
ständnis für ihr Nein zu bekommen, daß sie 
erklären, in diesem Gesetz sei dem Mißbrauch 
Tür und Tor geöffnet. Es ist doch alles getan 
worden, meine sehr geschätzen Damen und 
Herren, um diese Mißbraucb.türe zu schließen I 
Erstens werden als Uberstunden nur solche 
anerkannt, die über die Regelung des Arbeits­
zeitgesetzes hinausgehen, also derzeit über 
43 Stunden, zweitens werden, falls Kollektiv­
verträge oder Betriebsvereinbarungen günsti­
gere Arbeitszeitregelungen zum Inhalt haben, 
diese nur dann anerkannt, wenn der Kollek­
tivvertrag oder die Betriebsvereinbarung vor 
dem 1. Juli dieses Jahres abgeschlossen wurde. 

Man möchte doch meinen, daß der Devise 
"Mehr Leistung --- mehr Lohn; wer mehr arbei­
tet, soll jetzt weniger zahlen" alle Parteien zu 
folgen vermögen. Leider ist dem nicht so. 
Unser junger Finanzminister Dr. Androsch 
wird von der SPO als Sozial stopper in die 
Parlamentsarena gesChickt. (Bundesrat Böe k: 
Ein neuer Titel!) Eine Stürmerspitze würde 
ihm angesichts seiner jugendlichen Frische viel 
eher zustehen als ein Stopperposten! 

Was hat die SPO in der Opposition alles 
gefordert, was hat sie im Wahlkampf alles 
versprochen, und was ist nun mit derselben 
Partei als Regierungspartei? Von der soziali­
stischen Sozialoffensive, von Alternativen ist 
nichts Uberzeugendes geblieben, ja es sind 
kaum Ansätze zu erkennen. Vom damaligen 
roten Sozialfurioso in der Opposition zum 
Sozialstopp in der Regierung: Ein rasanter 
Sturzflug, der Fallschirm scheint sich viel zu 
spät zu öffnen. (Bundesrat Sc hip a n i: Das 
Wort IISozialoffensive" haben doch Sie ge­
prägtl) 

Die seit dem 1. März in die Tat umgesetzten 
Sozialmaßnahmen sind allein von der Initia­
tive der beiden Oppositionsparteien ausgegan­
gen. Sehen wir zurück: Witwenpension 
(Bundesrat N 0 v a k: Das ist ja alles ein 
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Plagiat!) Dann darf man aber nicht von lizita­
tion sprechen, wenn Sie sagen, das sei ein 
Plagiat, denn dann war es früher auch schon 
Lizitation! Ich bitte-also, mit den Zwischen­
rufen ein bißchen vorsichtig zu sein, sie können 
sehr leicht zurüddallen. 

Sdlon spricht man in Regierungskreisen 
von einer beabsichtigten Erhöhung des Preises 
für Dieselkraftstoff. Idl darf hier an dieser 
Stelle an die Zeit erinnern, als der Benzin­
preis in Osterreich durdl einen Mehrheitsbe­
schluß der Osterreichischen Volkspartei gegen 
die Stimmen der FPO und der SPO um 10 
Groschen erhöht wurde. Wenn ich mich richtig 
erinnere, war ich damals der einzige Pro­
sprecher für die Regierungspartei, und es 
waren vier oder fünf sozialistische Sprecher 
die aus allen Rohren schossen und erklärten: 
welch katastrophale Folgen diese Benzinpreis­
erhöhung um 10 Groschen mit sich bringen 
werde. Ich sagte damals, man wird später 
einmal der OVP vorwerfen, daß sie nicht 
denselben Mut aufgebracht hat wie Landes­
hauptmann Sima von Kärnten, der sagte: Um 
dafür zu sorgen, daß der Verkehr nicht weiter 
den Straßen davonläuft, wäre es zweckmäßig 
gleich 20 Groschen Zuschlag zu sanktioniere~ 
beziehungsweise einzuheben. - Wie froh 
wäre heute die Sozialistische Partei, wenn 
sie mit diesen Mehreinnahmen die notwen­
digen Straßen noch sdlneller und breiter bauen 
könnte I 

Es ist schwer, glaubwürdig zu wirken, wenn 
man nun all die Gesetze, die man in den 
letzten vier Jahren in Grund und Boden ver­
teufelte, wenn man all die Gesetze, die dem 
Staatsbürger Belastungen auferlegen, weil 
man Mut zur Unpopularität hatte, und die 
dem Staat mehr Mittel bringen, um seine 
Aufgaben erfüllen zu können, wenn man all 
die Gesetze, die man damals so torpedierte 
heute .. in keiner Weise der Vergangenheit 
angehoren zu lassen versucht, indem man sie 
rückgängig macht - mit Ausnahme eines ein­
zigen vielleicht, das jetzt langsam ausläuft 
W?S aber sicherlich auch keine positiven Aus~ 
Wirkungen haben wird. Man hat also dieses 
Erbe vollinhaltlich und gerne angenommen. 
(Bundesrat Po r ge s: Ja, ja/) Schon müde? 
In diesem Alter muß man sdlon früher sdllafen 
gehen, damit man im Bundesrat nicht- zu 
gähnen brauchtf (Bundesrat P 0 r g e s: Es ist 
80 einschläfernd!) Ja, bei einem müden älteren 
Herrn habe ich Verständnis, daß er im Bundes­
rat sdlläft. 

meinte die gegenständliche Uberstundenent­
steuerung - auf Kosten der Arbeitnehmer 
geht. Es ist doch ein starkes Stück., zu behaup­
ten, daß der jetzige Steuerausfall allein auf 
Kosten der Arbeitnehmersdlaft gehe. Die SPO 
- das hat mein Kollege Gassner sehr ein­
prägsam dargelegt - desavouiert mit ihrem 
Nein die Bemühungen ihrer eigenen Gewerk­
schaftler. 

Ich darf mit besonderer Genugtuung fest­
stellen, daß in diesem Gesetz auch für einen 
Teil der Selbständigen eine gewisse Steuer­
erleichterung vorgesehen ist, indem für die 
im Betrieb eines selbständig Erwerbstätigen 
mittätige Ehegattin der Absetzbetrag in seiner 
Untergrenze von 10.000 auf 12.500 S und in 
seiner Höchstgrenze von 15.000 auf 19.000 S 
erhöht wird. Die SPO mit ihrem Freien Wirt­
schaftsverband stimmt gegen diese geringe 
Steuererleichterung, obwohl gerade der Freie 
Wirtschaftsverband diese langjährig~ Forde­
rung des Osterreichisdlen Wirtschaftsbundes 
vollinhaltlich auch auf seine Fahnen geschrie­
ben hat. (Bundesrat Dr. S kot ton: Warum 
hat das schon nicht der Koren erfüllt?) Damals 
ist auch ein Akt gesetzt worden, aber man 
kann diese Akte nur schrittweise setzen, weil 
ja auch die KaufkraftverdÜDnung schrittweise 
erfolgt und dadurdl die Progression sdlritt­
weise abgebaut werden muß. (Bundesrat 
Böe k: Direkt schade, daß unsere Funktions­
periode nur vier Jahre währtl) 

Abg. Erich Hofstetter prägte im Nationalrat 
einen sehr gewagten Satz. Er sagte: Jeden­
falls kann man den Unselbständigen nicht zu­
muten, daß eine solme Lizitationspolitik - er 

Ich darf nun unseren Finanzminister höflich 
bitten, unserem derzeitigen Bundeskanzler den 
vollen Dank der Osterreichischen Volkspartei 
auszusprechen, weil er wie kein anderer bisher 
von der Opposition her die Leistungen der 
Osterreichischen Volkspartei in ein derart 
grelles Rampenlicht gerück.t hat. (Heiterkeit 
und Beifall bei der OVP.) Er hat Relationen 
aufgezeigt, wie die Spareinlagen vom Mai des 
vergangenen Jahres bis zum Mai des heurigen 
Jahres gewachsen sind. Dabei regiert Kreisky 
erst seit 22. April. Elf Zwölf tel dieser groß­
artigen Leistung, die er heute darzutun ver­
modlte, gehen also auf das Konto der Oster­
reichischen Volkspartei! (Beifall bei der OVP. 
- Bundesrat Po r ge S: Ihr habt die Wahlen 
verloren!) Er sprach von dem sehr erfreulichen 
Wachsen der Spareinlagen, vom Wirtschafts· 
wachstum, von den Deviseneingängen und von 
der sehr minimalen Preissteigerung. Zwischen 
dem 22. April und Ende Mai liegen fünf 
Wochen. In der übrigen Zeit hat die OVP 
regiert, und für die übrige Zeit ist allein die 
OVP für diesen großen Erfolg verantwortlich. 
(Beifall bei der OVP. - Bundesrat D.oktor 
S kot ton: Kreisky hat eindeutig nachge-
wiesen, daß das Vertrauen der Bevölkerung 
zur Regierung gestiegen ist! Das war früher 
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nicht da, und deshalb wurde Klaus abgewählt!) 
Nein, neinl Warum 1:tat er bei den Devisen­
eingängen, Spareinlagen und so weiter keine 
Relation vom Februar des heurigen Jahres 
zum Maihergeste11t? Er hat ein Jahr genom­
men, und er wußte, warum: Weil in diesem 
einen Jahr fast elf Monate die OVP regiert 
hat I (Bundesrat Po r g e s: Warum mußte der 
glorreiche Klaus dann als Parteiobmann ab­
treten?) 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen - ich 
hätte es fast vergessen -, wie sich die Uber­
stundenentsteuerung ab dem 1. Jänner des 
kommenden Jahres auswirken wird. 

Nur einige wenige Beispiele bei den Arbei­
tern: Bei MonatseinkÜDften von 3600 S, Grup­
pe B, ein Kind, verheiratet, Alleinverdiener, 
29,70 S bei 10 Uberstunden, bei 15 Uberstun­
den 91,70 Si bei einem Einkommen von 4500 S 
bei 10 Stunden 67,80 S, bei 15 Stunden 153,20 Si 
bei einem Monatseinkommen von 5400 S bei 
10 Stunden 98 S, bei 15 Stunden 223 S, und 
dann, wenn einer gar 20 Uberstunden machen 
sollte, sind es 332 S. 

Wir sehen also, daß die steuerliche Ent­
lastung für den Arbeiter nicht allzu weltbewe­
gend ist. Er muß sehr, sehr viele Uberstunden 
leisten, damit die steuerliche Entlastung eini­
germaßen ins Gewicht fällt. (Heiterkeit bei 
der SPtJ. - Rufe bei der SPO: Um Gottes 
willen! - Bundesrat Dr. S kot ton: Ein 
Eigengoal!) Und trotzdem spricht man von 
Lizitation! Der Herr Finanzminister hätte ja 
beinahe eine Kabinettsfrage daraus gemacht. 

Bei den Angestellten schaut es etwas besser 
aus. (Weitere Zwischenrufe bei der SPO. -
Bundesrat Po r g e s: Jetzt sind Sie hinein­
getreten!) Ich habe den Mut, der Wahrheit 
das Wort zu reden. Ich brachte errechnete 
Zahlen. 

Bei den Angestellten sind es bei einem 
Monatsgehalt von 7000 S bei 10 Stunden 173 S, 
bei 15 Stunden schon . 315 S. (Bundesrat 
Po r ge s: Ihre Fraktion wird Sie nicht mehr 
-reden lassen!) Bei 10.000 S sind es bei 10 Uber­
stunden 327 S und bei 15 Stunden 575 S, 
bei 20 Stunden sogar 905 S. 

Wir sehen also, daß auf dem Angestellten­
sektor bei höheren Einkünften - bei Fach­
arbeitern, die wir im Inland halten sollen -
diese steuerliche Entlastung doch ziemlich ins 
Gewicht fällt. 

Im übrigen darf ich die Feststellung treffen, 
daß die Sozialisten in der Begründung ihres 
ablehnenden Antrages der OVP vorwerfen, 
daß kein Begutachtensverfahren eingeleitet 
wurde. Es sollte allgemein bekannt sein, daß 
für Initiativanträge von Parteien' kein Begut-

achtungsverfahren vorgesehen ist. (Bundesrat 
Dr. S kot ton: Böck hat nur geseigt: Es wäre 
wünschenswert gewesen! Verdrehen Sie nicht 
dauernd die Dinge!) 

Im Namen der OVP-Fraktion des Bundes­
rates be a n t rag e ich namentliche Abstim­
mung und darf dem Vorsitzenden den unter­
zeichneten Antrag überreichen. 

Da diese Einkommensteuer-Novelle vielen 
Osterreichern aus dem Stande der Arbeit­
nehmer und dem der Arbeitgeber einige Er­
leichterungen bringt, dazu angetan ist, das 
Sozialprodukt für alle etwas zu mehren, die 
OVP sich auch in der Opposition immer ihrer 
Aufgabe, Politik für alle Osterreicher zu 
machen, bewußt ist, sagt die Bundesratsfrak­
tion der OVP zu diesem Initiativantrag ja. 
(Beifall bei der avp.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich noch Herr 
Bundesrat Böröczky gemeldet. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesrat Böröczky (SPO): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Herr 
Ministerl Sehr geehrte Damen und Herren I 
Wenn man die Ausführungen der Vorredner 
von der Osterreichischen Volkspartei aufmerk­
sam verfolgt hat, muß man feststellen, welm 
ein Wandel sich dort ergibt. Ich kann mim 
bei Gott nicht des Mißtrauens erwehren, daß 
die Osterreichisme Volkspartei das, was sie 
gespromen hat, selbst nicht glaubt. (Bundesrat 
Ing. Gas sn e r: Das überlassen Sie uns! -
Bundesrat Eleonora H i 1 t 1: Da machen Sie 
sich keine Sorgen um uns!) Warten Sie nur! 
Ich komme noch dazu. 

Die Begründung für den beantragten Ein­
spruch ist durch den Herrn Berichterstatter 
bereits erfolgt. In materieller Hinsicht ist 
seinen Ausführungen kaum etwas hinzuzufü­
gen. Uberdies hat der zu behandelnde Gegen­
stand bereits eine ausführliche Erörterung im 
Plenum des Nationalrates erfahren, wobei die 
Situation, wie wir sie sehen, ausführlich be­
handelt wurde. 

Ich möchte als Mitglied des Bundesrates und 
gleichzeitig als Bürgermeister einer burgen­
ländischen Gemeinde dennoch kurz Stellung 
nehmen, und zwar hinsichtlich jenes Punktes 
der Einspruchsbegründung, in dem die Rede 
davon ist, daß der Initiativantrag im National­
rat beschlossen worden ist, ohne daß eine 
Kontaktnahme mit den Ländern, geschweige 
denn mit den Gemeinden erfolgt wäre. 

Es sollte eigentUm überflüssig sein, darauf 
hinzuweisen, daß es ein Finanzausgleichsge­
setz gibt, das sich von anderen Gesetzen nicht 
zuletzt dadurch unterscheidet, daß es' paktiert, 
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also vereinbart ist, und zwar zwischen dem 
Bund,.den Ländern und den Gemeinden. 

Das Finanzausgleichsgesetz 1961 sieht unter 
anderem folgende Beteiligungen der Länder 
und der Gemeinden an den uns hier inter­
essierenden Abgaben vor: Veranlagte Ein­
kommensteuer: Länder 30 Prozent, Gemein­
den 30 Prozent. Lohnsteuer: Länder 25 Pro­
zent, Gemeinden 20 Prozent. 

Das sind also wesentliche Anteile der Länder 
und Gemeinden an jenen gemeinschaftlichen 
Bunde s abgaben, die hier eine Schmälerung 
erfahren sollen, ohne daß man mit den betrof­
fenen Gebietskörpersdlaften Fühlung genom­
men hat. 

Im § 6 des Finanzausgleichsgesetzes 1967 
heißt es: 

"Der Bund hat mit den am Finanzausgleich 
beteiligten Gebietskörperschaften vor der In­
angriffnahme steuerpolitischer Maßnahmen, 
die für die Gebietskörperschaften mit einem 
Ausfall an Steuern, an deren Ertrag sie be­
teiligt sind, verknüpft sein können, Verhand­
lungen zu führen. Das gleiche gilt für Mehr­
belastungen, die als Folge von Maßnahmen 
des Bundes am Zweckaufwand der Gebiets­
körperschaften zu erwarten sind." 

Nun können Sie sagen - Ihre Finanzmini­
ster haben das bisher gesagt -, daß eine 
solme Verhandlungspflimt für den Bund nur 
bei Regierungsvorlagen, nicht aber bei Initia­
tivanträgen besteht~ Wir stehen dagegen auf 
dem Standpunkt, daß auch bei Initiativanträ­
gen mit den Partnern des Finanzausgleiches 
verhandelt werden sollte. 

Natürlich sind in der betreffenden Bestim­
mung des Finanzausgleichsgesetzes Verhand­
lungen bei Initiativanträgen nicht ausdrück­
lich erwähnt. Sie sind aber auch nicht aus­
gesc::hlossen, sodaß man durchaus der Auf­
fassung sein kann, daß auch hier Verhandlun­
gen Platz zu greifen haben. 

Ich möchte nur auf folgendes verweisen: 
Der derzeitige Finanzminister hat das anders 
gehandhabt und hatte bereits für gestern die 
Landesfinanzreferenten zu sich geladen. Und 
dort war die Bestimmung wesentlich anders. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang nur ganz 
kurz etwas aus der Zeitung zitieren: 

"J etzt ist der Finanzminister ein Roter -
da werden wir eben fordern, fordern und noch 
einmal fordern, . bis ihm schwarz (vor den 
Augen) wird." (Bundesrat Po r g e s: Hört! 
HörtI) 

Nicht derselben Meinung ist aber der Fi­
nanzreferent von Salzburg, der Ihrer Partei an­
gehört. (Bundesrat B ü r k 1 e: Das haben wir 

schon gestern im Rundfunk gehört1) Ihn haben 
alle Finanzreferenten der Bundesländer, in 
denen die Osterreichische Volkspartei die 
Mehrheit hat, zum Sprecher gemacht. (Bun­
desrat Eleonora H i I t 1: So gerecht sind wir I) 
Er sagte folgendes: 

"Die Sprecher der Länder und Gemeinden 
betonen, daß sie jene Steuerausfälle noch 
nicht verkraftet haben, die ihnen aus der 
OVP-Steuerreform 1967 erwuchsen." (Bundes­
rat Dr. S kot ton: Hört! Hört! - Bundesrat 
B ü r k I e: Wo ihr noch mehr verlangt habt 
als wir!) "Sie müßten daher gegen alles 
protestieren, was den Gebietskörperschaften 
neue Lasten aufbürdet - auch wenn es von 
den eigenen Parteifreunden ausgeht'" 

Es heißt weiter: 
"Haslinger kündigte sogar an, er werde an 

die OVP-Abgeordneten im Bundesrat appel­
lieren, jene Gesetze zu beeinspruchen, für die 
die OVP-Abgeordneten im Nationalrat auf die 
Barrikaden stiegen'" 

Warum habe ich das schon eingangs ge­
sagt? Ich kann nicht glauben, daß Sie sich 
derart gewandelt haben und Ihr Herz für die 
Arbeiter und Angestellten auf einmal so groß 
geworden ist. 

Gerade dazu müßten alle Bundesräte Stel­
lung nehmen, denn letzten Endes haben sie 
auch die Verantwortung für die Länder, von 
denen sie in den Bundesrat entsandt worden 
sind (Bundesrat Ing. Gas s ne r: Firnberg­
Ministerium!), zu tragen. 

Damit ist kein Wort gegen die Institution 
der Initiativanträge des Nationalrates gesagt, 
im Gegenteil: Jeder Parlamentarier muß über 
dieses Recht der Volksvertretung wachen. 
Aber das schließt Gespräche mit den betref­
fenden Gebietskörperschaften keineswegs aus. 

Immer wieder haben die Länder gefordert, 
daß sie auch bei Initiativanträgen eingeschal­
tet werden. Der Gemeindebund hat das auf 
seinem letzten Gemeindetag am 6. Juni 1970, 
also erst vor kurzem, verlangt. Und das 
gleiche beinhaltet eine alte, seit Jahren ver­
tretene Forderung des Städtebundes. 

Im Propagandabericht der OVP-Bundes­
regierung "Erfolg für Osterreich" über die 
XI. Gesetzgebungsperiode heißt es zum 
Finanzausgleich: 

"Der föderalistische Aufbau Osterreichs er­
fordert ... ein Vorgehen aller Gebietskörper­
schaften im Rahmen eines mehrjährigen 
modernen Finanzausgleiches:' 

Daraus ergibt sich wieder einmal, daß die 
OVP anders spricht, als sie handelt. Die OVP­
Fraktion des Bundesrates macht sich aber wie­
der einmal so zu einem Erfüllungsgehilfen 
einer Anti-Länderpolitik ihrer Partei. 
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Böröczky 
Aus diesen Gründen wird meine Fraktion 

diesem Gesetzesbeschluß nicht ihre Zustim­
mung geben. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich der Herr 
Finanzminister gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsd1: 
Herr Vorsitzender! Hohes Hausl Ich darf kurz 
auf die relevierten wirtschaftspolitismen 
Uberlegungen eingehim und in diesem Zusam­
menhang darauf verweisen, welche Prognose­
entwicklung im letzten Halbjahr bei drei 
wirtschaftspolitismen Gesprächen, die der 
Herr Bundeskanzler ebenfalls angezogen hat. 
eingetreten ist. Es ist von wirtschaftspoliti­
schem Gespräch zu wirtschaftspolitischem 
Gespräch - das heißt auch von jenem, das 
Anfang Mai, und von dem nächsten, das dann 
vor wenigen Tagen stattgefunden hat - eine 
günstigere Beurteilung in zweierlei Hinsicht 
eingetreten, nämlim günstiger, was das 
Wachstum in realen Bedingungen, aber auch 
was die Preisentwick.lung betrifft. Dies nicht 
zuletzt auch in Beurteilung der unmittelbar 
nach Regierungsantritt ergriffenen energismen 
preisdämpfenden Maßnahmen, die sowohl das 
Landwirtschaftsressort als auch das Handels­
ressort, aber auch das Finanzressort betroffen 
haben. 

Es war nur ein Akt der Fairneß des Herrn 
Bundeskanzlers, wenn er die Vorjahresdaten 
genommen und mit all dem zum Ausdruck. 
gebracht hat, daß niemandem damit gedient 
sein kann, wenn man in dieser zweifelsohne 
sehr günstigen Situation durch psychologische 
Beeinflussung eine Verschlechterung herbei­
führen mömte, weil das dann nicht nur eine 
Frage der Bundesregierung ist, sondern weil 
aUe in Osterreich Lebenden von einer solchen 
Maßnahme betroffen wären. Ich glaube, daß 
das in aller Ruhe und Sachlichkeit, aber auch 
mit Bestimmtheit ausgesprochen werden muß. 

Herr Abgeordneter Dr. Pitschmann! Einver­
standen mit der Elf-Zwölf tel-Rechnung I Dann 
haben Sie aber von der 4,6prozentigen Preis­
steigerung auch 11 Zwölf tel· auf Ihre Konten 
zu buchen I (Lebhalte Zustimmung bei der 
SPO.) 

Ich darf nunmehr auf die gegenständliche 
Vorlage zu sprechen kommen. Ich möchte 
damit beginnen, daß ein nicht unwesentlicher 
und fiskalism sehr bedeutsamer Teil in der 
Erhöhung der Freibeträge für die mittätige 
Ehegattin besteht. Ich darf in Erinnerung 
rufen, daß diese Freibeträge zuletzt im Jahre 
1968, also vor zwei Jahren, erhöht wurden. 
seitdem für die Halbmittätigkeit der Ehegattin 
3000 S betragen und daß die Untergrenze bei 
Vollmittätigkeit 10.000 und die Höchstgrenze 
15.000 Sausmachen. 

Nun wurde ein Vorschlag eingebracht und 
liegt als Vorlage vor, diese Beträge um 
25, 30 und 50 Prozent zu erhöhen. In diesem 
Zusammenhang wurde von . Herrn Dr. Pitsch­
mann auf die Kaufkraftverdünnung hingewie­
sen. Herr Abgeordneter I So schlecht war die 
vorangegangene Regierung nicht, daß die 
Kaufkraftverdünnung in zwei Jahren 50 Pro­
zent ausgemacht hätte. Das darf ich also zur 
Ehrenrettung festhalten. (Ironische Heiterkeit 
bei der SPO. - Bundesrat B ü r k 1 e: Aber 
Sie sind trotzdem die "schlechteste" Regie­
rung, die es je gegeben hat, Herr Minister!) 
Herr Staatssekretär Bürklel Da das so ist 
und die Kaufkraftverdünnung - wenn über­
haupt als Argument - ganz sicherlich nicht 
für eine Vorgangsweise in diesem Ausmaß 
herangezogen werden kann und weiters inner­
halb von zwei Jahren Freibeträge um 25, 30 
und 50 Prozent erhöht werden, kann ich nur 
sagen: Wenn das nicht Lizitation ist, dann 
kann man sich nur fragen, was überhaupt 
Lizitation sein soll! (Bundesrat B ü r k 1 e: 
Prozente beweisen gar nichts, Herr Minister! 
Das ist wie bei den russischen Produktions­
statistiken: 1 plus 1 ist 100 Prozent Steige­
rung!) 

Herr Abgeordneter I Ich darf in Erinnerung 
rufen, daß es die Absicht der Bundesregie­
rung war und ist - das ist in der Regierungs­
erklärung sehr deutlich zum AusdruCk gekom­
men und ist bei verschiedenen anderen An­
lässen ebenfalls zum AusdruCk gebracht wor­
den -, gewisse in der Zwischenzeit einge­
tretene Härten im Einkommensteuerremt zu 
beseitigen und verschiedene Beträge, die in 
der Tat seit sehr vielen Jahren unverändert 
geblieben sind, zu valorisieren. 

Selbstverständlim war in diesem Zusam­
menhang auch davon die Rede, daß man für 
die mittätige Ehegattin eine Valorisierung in 
Aussicht nehmen soll und daß man das Pro­
blem der Uberstunden und Uberstundenzu­
schläge hinsichtlich ihrer steuerlichen Behand­
lung wird überprüfen müssen, indem man eine 
Regierungsvorlage ausarbeitet, zur Begutach­
tung ausschiCkt und damit jenen, die in dem 
Steuerverbund mit dem Bund zusammen­
gefaßt sind, also den Ländern und Gemeinden, 
aum Gelegenheit gibt, von ihrem Standpunkt 
aus Stellung zu nehmen. 

Das war die Absicht der Bundesregierung. 
Bei diesen beiden Punkten wurde das durch­
kreuzt. Darauf, welche Reaktion das bei den 
Ländern und Gemeinden ausgelöst hat, ist 
heute bereits hingewiesen worden. Das ist in 
der Stellungnahme des Herrn Landeshaupt­
mann -Stellvertreters und Landesfinanzreferen­
ten von Salzburg sehr deutlich zum Ausdruck. 
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Bundesminister Dr. Androsdl. 
gebracht worden. Bei der gestrigen Bespre~ 
chung konnte völlige Ubereinstimmung dar­
über hergestellt werden, daß hier eine Politik 
festzustellen ist, die in Richtung Aushöhlung 
nicht nur des Bundesbudgets, sondern auch 
der Länder- und Gemeindebudgets betrieben 
wird. Dagegen haben sich alle in dem Steuer­
verbund Zusammengefaßten, gleichgültig wel­
cher politischen Partei sie angehören, mit Ent­
schiedenheit gewandt. (Bundesrat B ü r k 1 e: 
Herr Minister! Reden Sie auch von den ande­
ren Forderungen, die erhoben wurden!) 

Hohes Haus! Nun lassen Sie mich auf das 
Problem der Uberstunden zu sprechen kom­
men. Für diesen Problemkreis gibt es ein 
Spannungs feld unterschiedlicher Zielsetzun­
gen, für das eine entsprechende Lösung ge­
funden werden muß. Zweifelsohne ist eine 
dieser Zielsetzungen der Abbau steuerlicher 
Hemmnisse, die den Leistungswillen beein­
trächtigen. Das heißt: Wenn man der Mei­
nung ist, daß eine gewisse Elastizität des 
Arbeitskräfteangebotesbestehen soll, dann 
bedarf es gewisser Maßnahmen. 

Hier darf ich in Erinnerung rufen, daß im 
Zusammenhang mit dem Arbeitszeitgesetz im 
vergangenen Jahr der Freibetrag für die Zu­
schläge von monatlich 130 auf 260 S erhöht 
wurde. Schon damals war man der Meinung, 
daß es notwendig wäre, eine größere Erhö~ 
hung, nämlich auf 520 Si vorzunehmen. Lei­
der war die Mehrheit im vergangenen Jahr 
dazu nicht zu bewegen. (Bundesrat B ü r k 1 e: 
Das war damals keine Lizitation, Herr Mini­
ster?) Ich werde Ihnen noch genau erklären, 
wo die Lizitation liegt, Herr Abgeordneter. 
Wenn Sie noch ein paar Minuten Geduld 
haben (Bundesrat B ü r k 1 e: Haben wirI), 
werde ich Ihnen das ganz genau zeigen kön­
nen. 

Damals ist diese limitierte Erhöhung nicht 
möglich gewesen; jetzt ist eine unlimitierte 
möglich. Darin liegt der Unterschied zwischen 
Lizitation und Nichtlizitation, wenn ich das mit 
aller Deutlichkeit gleich vorwegnehmen darf. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Eine weitere Zielsetzung, die in diesem 
Spannungsfeld zu beachten ist, ist das Pro­
blem der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, 
und zwar einmal zwischen Selbständigen und 
Unselbständigen, aber auch innerhalb der Un­
selbständigen. Bedenken Sie doch, daß jemand 
zwei oder mehr Lohnsteuerkarten haben kann, 
insgesamt auf eine weit über das Limit des 
Arbeitszeitgesetzes hinausgehende Arbeitszeit 
kommen kann, aber weil im Einzelfall diese 
Grenze nicht erreicht und schon gar nicht 
überschritten wird, überhaupt nicht in den Ge-

nuß einer solchen Begünstigung kommen 
kann. 

Ein weiteres Problem ist das Problem der 
Gestaltungsmöglichkeiten, daß unter Umstän­
den Möglichkeiten eröffnet werden, ohne daß 
die angestrebte Zielsetzung erreicht wird, den­
noch aber steuerliche Vorteile eintreten. 

Weiters ist natürlich die budgetäre Lage 
zu beachten. Berücksichtigen Sie, mit welchen 
Bruttodefiziten gerechnet werden muß I Es ist 
gar keine Frage, daß die nicht in den letzten 
sechs Wochen entstanden sind. Sie alle ken­
nen die inzwischen veröffentlichte Budgetvor­
schau des Beirates für Wirtschaftsfragen. 

Schließlich geht es um das Problem einer 
möglichst einfachen Handhabung der Lohn­
verrechnung und zuletzt um die Frage, daß 
der Steuergesetzgeber mit dem Arbeitszeit­
gesetzgeber nicht in Widerspruch kommen 
soll. 

Wenn ich diese Kriterien an die verschie­
denen Vorschläge als Prüfungsmerkmale an­
lege, dann darf ich folgendes feststellen: Ich 
will Sie nicht allzusehr mit Zahlen langweilen, 
aber das, was der Herr Abgeordnete Pitsch­
mann selbst ausgeführt hat, trifft durmaus zu. 
Er hat gesagt: Wenn man in den Genuß dieses 
Antrages kommen will, muß man sehr, sehr 
viel arbeiten oder - im darf das ergänzen -
sehr, sehr viel verdienen. Denn nur in diesen 
zwei Punkten, Herr Abgeordneter, liegt der 
Vorteil dieses Antrages, während er in vielen 
Fällen - im darf jetzt doch ein paar Zahlen 
zur Illustration bringen - gegenüber dem 
jetzigen Zustand überhaupt keine Verbesse­
rung bringt, etwa bei 15 oder 10 S Stunden­
lohn bei zehn Stunden überhaupt keine, 
bei 20 S ... (Bundesrat B ü r k 1 e: Wer hat 
denn noch 10 S?) Herr Abgeordneter Bürklel 
Ich komme als Abgeordneter aus Floridsdorf, 
ich lade Sie zu zehn Betriebsbesuchen ein. 

Bei einem Stundenlohn von 20 S macht die 
Steuerersparnis bei zehn Stunden gegenüber 
dem jetzigen Zustand 25 S und bei einem 
Stundenlohn von 30 S 94 S aus. Wesentlich 
besser wird die Situation bei 20 Uberstunden. 

Ich darf in Erinnerung rufen, daß bei der 
ersten Lesung die Möglichkeiten und ihre Für 
und Wider in sehr breiter Weise von mir im 
Nationalrat dargelegt wurden und besonders 
im Hinblick. auf die Motivation, die ich durch­
aus teile, versumt wurde, einen Vorschlag 
zu machen, der die ersten Uberstunden beson­
ders begünstigt, also jene, die für die Elastizi­
tät des Arbeitsangebotes relevant sind, das ist 
die erste, die zweite und die dritte Uber­
stunde. Bei all diesen wenigen Uberstunden 
und in dem weiten BereiCh der Durchschnitts­
einkommen war mein Vorschlag mit dem Drit­
tel, höchstens jedoch 650 S monatlich unter 
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Einbeziehung des Grundlohnes günstiger und 
hätte daher einen höheren Leistungsanreiz 
geboten, einige wenige Uberstunden pro Tag 
oder Woche zu machen. 

Der Vorteil dieses Ihres Antrages liegt aber 
erst bei der 15.,18. oder 20. Uberstunde pro 
Woche. Rechnen Sie sich aus, was Sie bei 
fünf Stunden, wenn man davon ausgeht, daß 
im Baugewerbe an einem Freitag kaum noch 
eine Uberstunde gewährt wird, begünstigen, 
die wievielte Uberstunde am Tag begünstigt 
wird I Das ist in diesem Bereich eine Begünsti­
gung der - wenn Sie diesen Ausdruck wol­
len - "Uberstundensdlinderei". Wenn Sie 
den anderen Fall, den des Sehr-sehr-viel­
Verdienens, nehmen, sehen Sie, daß das hier 
allerdings ins Gewicht fällt. Ich darf Ihren 
Vorschlag mit dem von mir gemachten ver­
gleichen. Da beträgt bei 25.000 S Monats­
gehalt - das entspricht einem Stundensatz 
von 150 S - bei 10 Uberstunden die Steuer­
ersparnis 1000 S und bei 20 Uberstunden 
2900 S. (Bundesrat B ü r k 1 e: Wer hat denn 
mit 25.000 S im Monat noch Uberstunden? 
Haben Direktoren Uberstunden, Herr Mini­
ster? Das ist doch Demagogie/) 

Ich wollte Ihnen damit mit aller Deutlich­
keit zeigen, daß das nur bei sehr, sehr vielen 
Uberstunden oder bei sehr, sehr hohen Ein­
künften überhaupt wirksam wird. Daher 
glaube ich nicht, daß das Hauptmotiv reali­
siert ist, nämlich eine höhere Elastizität des 
Arbeitskräfteangebotes zu erreichen, und daß 
damit auch keine Bekämpfung der Pfusdlerei 
eintreten wird - in der Zwischenzeit hat es 
auch schon Umfragen in dieser Richtung gege­
ben -,. weil das Problem der Pfuscherei ganz 
andere Ursachen hat. 

Nun zur Frage der Lohnverrechnung, weil, 
ich weiß nicht, worauf begründet, die Mei­
nung vertreten wurde, daß eine Vereinfachung 
der Lohnverrechnung eintreten wird. Da darf 
ich doch einen Irrtum aufklären. 

Mit der vorliegenden Regelung wird 
dreierlei Recht geschaffen, und zwar Recht, das 
bis zum 30. Juni 1962 bestanden hat, Recht, 
das zwischen dem 30. Juni 1962 und dem 
30. Juni 1970 geschaffen wurde, und Redlt, 
das später eintritt. 

An zwei Beispielen will ich das zeigen. Bei 
den Nacht-, Feiertags- und Sonntagszuschlä­
gen, wo ein fester Betrag gewährt wird, an­
genommen 3 S pro Stunde - das ist bei sehr 
vielen metallverarbeitenden Betrieben der 
Fall -, ist die Gewährung von Uberstunden­
zuschlägen steuerfrei, wenn diese Verein­
barung vor dem 30. Juni dieses Jahres getrof­
fen wurde. Tritt eine Erhöhung - nehmen wir 
das fiktiv an - um 1 S ein, dann hat die 
Lohnverredlnung bei den Nadltzuschlägen, die 

früher betragsmäßig auf jeden Fall g,leich 
waren, zwischen 3 S frei und 1 S pflidltig: 
Zu trennen. Ähnliches wird bei der Frage ein­
treten, ab welcher Stunde die Uber~tunde eine 
steuerlich begünstigte Uberstunde hinsichtlich 
dieses Zuschlages ist, was Sie auch mit dieser 
Grenze erreicht haben. 

Dieses Wiederaufleben des § 3 Abs. 2 und 3 
des Einkommensteuergesetzes widerspricht all 
den Voten, die sämtliche Verbände in der 
Kommission zur Vereinfachung der Lohn­
steuerverrechnung beim Bundesministerium 
für Finanzen abgegeben haben. Ich kann mir 
keine bessere Unterstützung für diese Argu­
mentation wünschen als die "Presse" vom 
11. Juli, sicherlich unverdächtig, besonders 
regierungsfreundlich zu sein, die einen Artikel 
unter der Uberschrift "Steuerfreiheit kontra 
Lohnverrechner" schreibt. Also auch diese 
Seite hat mit aller Deutlichkeit festgestellt, 
daß von einer Vereinfachung der Lohnver­
rechnung überhaupt keine Rede sein kann. 

Schließlidl, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, das Problem, auf das ich noch­
mals hinweisen darf, nämlich daß man mit 
diesen Anträgen die Interessen der Länder 
und Gemeinden völlig negiert hat. 

Daher, glaube ich, kann man nicht nur nidlt 
sagen, daß hier keine zukunftsorientierte 
Lösung vorliegt, sondern ich glaube, man 
kann, ohne daß man sich auf das Gebiet der 
Prophetie begeben muß, voraussagen, daß, 
wenn dieser Antrag Gesetz werden sollte, 
nach sehr, sehr kurzer Zeit eine Novellierung 
eintreten wird. (Beifall bei der SPtJ.) 

Vorsitzender: Zu Wort hat sidl niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist gesdllossen. 
Wünscht der Berichterstatter das Schlußwort? 
- Das ist nicht der Fall. 

Wir schreiten daher zur A b s t i ni m u n g. 
Es liegt der Antrag vor, gegen den vor­

liegenden ·Gesetzesbeschluß Einsprudl zu er­
heben. 

Falls sich kein Widerspruch erhebt, lasse 
ich über diesen Antrag samt seiner Begrün­
dung unter einem abstimmen. - Dies ist nicht 
der Fall. 

Es wird namentliche Abstimmung beantragt. 
Ich habe einem solchen Verlangen gemäß § 49 
Abs. B der Geschäftsordnung zu entsprechen, 
wenn dies von wenigstens fünf Mitgliedern 
des Bundesrates begehrt wird. Dies trifft im 
gegenständlichen Fall zu. 

Bei einer namentlichen Abstimmung werden 
die Mitglieder des Hauses durch den Schrift­
führer zur Stimmenabgabe aufgerufen. 

Wer für den Ausschußantrag, Einspruch zu 
erheben, ist, wolle mit "Ja", wer dagegen ist, 
mit "Nein" stimmen. 
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Vorsitzender 
Ich ersudle die Frau Sdlriftführerin, mit dem 

Namensaufruf zu beginnen. 
Heger, Hiltl, Hofmann-Wel1enhof, Iro, Krempl, 
Mayer, PUschmann, Schambeck, Spindelegger, 

Bei der namentlichen Abstimmung 
wie folgt gestimmt: 

wurde Walzer. 

Mit "Ja" stimmten die Bundesräte 
Alberer, Bednar, Böck, Böröczky, Demuth, 

Habringer, Hagleitner, Hanzlik, Kouba, Kuba,. 
nek, Kunstätter, Liedl, Novak, Offenbeck, Pohl, 
Porges, Pospischil, Reichl, Schipani, Schwarz­
mann, Seda, SeidJ, Skotton, Tirnthal, Treno­
vatz, Wally. 

Mit "Nein" stimmten die Bundesräte 
Brugger, Bürkle, Deutsch, Eckert, Eder, 

Egger, Gasperschitz, Gassner, Goess, Gugl­
berger, Harramach, Heger, Hilll, Hofmann­
Wellenhof, lro, KrempI, Mayer, Pitschmann, 
Schambeck, Spindelegger, Walzer. 

Vorsitzender: Die Abstimmung ist beendet. 
Der Antrag, Ein s p ru c h zu erheben, ist 
somit samt der dem Ausschußbericbt beige­
druckten Begründung mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den von den Bundesräten Böck und Genossen 
eingebrachten Entschließungsantrag. (Bundes­
rat Po r 9 e s: Zur Abstimmung!) Bitte, Herr 
Bundesrat Porgesf 

BundesratPorges (SPO): Ich beantrage auch 
hier namentliche Abstimmung und bitte, die 
Unterstützungs frage zu stellen. 

Vorsitzender: Es wird der Antrag auf 
namentliche Abstimmung gestellt. Ich habe 
diesem Verlangen zu entsprechen, wenn dieses 
Begehren von mindestens fünf Mitgliedern des 
Hohen Hauses unterstützt wird. 

leb. stelle die Unterstützungsfrage und bitte 
jene Mitglieder des Bundesrates, die diesen 
Antrag unterstützen, um ein HändezeiChen. 
- Dies ist genügend unterstützt. Es wird 
also namentliche Abstimmung vorgenommen. 

Bei dieser namentlichen Abstimmung wer­
den die Mitglieder des Hauses durdl den 
SChriftführer zux: Stimmenabgabe aufgerufen. 
Wer für den Entschließungsantrag ist, wolle 
mit i,Ja", wer dagegen ist, mit "Nein" stimmen. 

Ich ersudle die Frau Schriftführerin, mit dem 
Namensaufruf zu beginnen. 

Mit "Ja" stimmten die Bundesräte 

Alberer, Bednar, Böck, Böröczky, Demuth, 
Habringer, Hagleitner, Hanzlik, Kauba, Kuba­
nek, Kunstätter, Liedl, Novak, Offenbeck, Pohl, 
Porges, Pospischil, Reichl, Schipani, Schwarz­
mann, Seda, Seidl, Skotton, Tirnthal, Treno­
vatz, Wally .. 

Mit "Nein" stimmten die Bundesräte 
Brugger, Bürkle, Deutsch, Eckert, Eder, 

Egger, Gasperschitz, Gassner, Guglberger, 

Vorsitzender: Die Abstimmung ist beendet. 
Der Antrag wurde mit Stimmenmehrheit a n­
genommen. 

15. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
3. Juni 1970. betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik österreich und dem 
Staat Israel zur Vermeidung der Doppelbe­
steuerung auf dem Gebiete der Steuem vom 
Einkommen und vom Vermögen samt Noten-

wedlsel (393 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
15. Punkt der Tagesordnung: Abkommen mit 
dem Staat Israel zur Vermeidung der Doppel­
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen samt 
Notenwechsel. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Habringer. leb bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Habringer: Herr Vorsitzen­
derl Hohes Haus I Mit dem vorliegenden. Ab­
kommen sollen der Entwicklung der wirt­
schaftlichen Beziehungen zwisdlen Osterreich 
und Israel Rechnung getragen und Hinder­
nisse beseitigt werden, die einem gegensei­
tigen Wirtscbaftsverkehr auf steuerlichem Ge­
biet entgegenstehen. Es folgt im wesentlichen 
dem vom Fiskalkomitee der OECD ausgear­
beiteten Musterabkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung des Einkommens und 
des Vermögens. Vom Nationalrat wurde bei 
der Verabsdliedung des Abkommens die Er­
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz zur Uberführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatlidle Rechtsordnung für ent­
behrlich gehalten. 

Der Finanzausschuß hat die gegenstän~lidle 
Vorlage in seiner Sitzung vom 19. Juni 1910 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen, den Besdlluß des 
Nationalrates nicht zu beeinspruchen. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sidl niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s tim m u n gbeschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. 
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16. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1. Juli 1970, betreffend ein Protokoll zur Ab­
änderung des Abkommens zwischen der Repu­
blik Osterreich und dem Königreich Schweden 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 

und vom Vermögen (413 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
16. Punkt der Tagesordnung: Protokoll zur 
Abänderung des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich und dem Königreich 
Schweden zur Vermeidung der Doppelbesteue­
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein­
kommen und vom Vermögen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wally. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Wally: Das vorliegende 
Revisionsprotokoll zum österreichisch-schwe­
dischen Doppelbesteuerungsabkommen aus 
dem Jahre 1959 trägt der seither in Oster­
reich eingetretenen Änderung der innerstaat­
lichen Rechtsgrundlagen für die Besteuerung 
von Einkünften aus beweglichem Kapitals­
vermögen Redmung. Weiters soll über 
Wunsch Schwedens vom sogenannten Be­
freiungssystem (ausschließliche Besteuerung 
der Besteuerungsobjekte jeweils nur durch 
einen Vertragsstaat) zum Anrechnungssystem 
(Besteuerung durch den Wohnsitzstaat unter 
Anrechnung der im Quellenstaat erhobenen 
Einkommensteuer) übergegangen werden. 

Vom Nationalrat wurde anläßlich der Ver­
abschiedung des Abkommens die Erlassung 
eines besonderen Bundesgesetzes im Sinne des 
Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz zur 
Uberführung des Vertragsinhaltes in die 
innerstaatliche Rechtsordnung nicht für erfor­
derlich. gehalten. 

Der Finanzausschuß des Bundesrates hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 13. Juli 1910 in Verhandlung genommen 
und einstimmig besdllossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu er­
heben. 

Als Ergebnis seiner Beratung steIlt somit 
der Finanzausschuß den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1. Juli 1910,. betreffend ein Protokoll zur Ab­
änderung des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich und dem Königreich 
Schweden zur Vermeidung der Doppelbesteue­
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein­
kommen und vom Vermögen, wird· k ein 
Ein s p ru eh erhoben. 

. Vorsitzender: Zum Wort hat sidl niemand 
gemeldet. Wir sdlreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. 

I '1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1. Juli 19'10, betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik österreich und dem 
Fürstentum Liechtenstein zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

samt Schlußprotokoll (414 der Benagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 11. Punkt 
der Tagesordnung: Abkommen mit dem 
Fürstentum Liechtenstein zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
samt Schlußprotokoll. 

Berichterstatter ist Bundesrat W ally. Ich 
bitte um seinen Bericht. 

Berich.terstatter Wally: Mit dem vorliegen­
den Abkommen soll der aufgekündigte Ab­
sdmitt II des österreichisdl-liechtensteinschen 
Doppelbesteuerungsabkommens aus dem 
Jahre 1955, betreffend Steuern vom Einkom­
men und vom Vermögen, ersetzt werden. Das 
Abkommen folgt im wesentlithen dem OECD­
Musterabkommen. Es sieht grundsätzlich das 
~ogen.annte Befreiungssystem vor. Bei Divi­
denden, Zinsen, Lizenzgebühren und Dienst­
einkommen der Grenzgänger ist beiderseits, 
bei Unternehmensgewinnen, sonstigen Ein­
künften aus niChtselbständiger Arbeit und 
AufsiChtsratsvergütungen ist nur auf seiten 
Osterreichs die sogenannte Anrechnungs­
methode vorgesehen. 

Vom Nationalrat wurde anläßlidl der Ver­
abschiedung des Abkommens die Erlassung 
eines besonderen Bundesgesetzes im Sinne 
des Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
zur Uberführung des Vertrags inhaltes in die 
innerstaatliChe Rechtsordnung nidlt für erfor­
derUth gehalten. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1910 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
besthlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch. zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle besdlließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1. Juli 1910, betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Osterreidl und dem 
Fürstentum Liedltenstein zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
samt Sthlußprotokoll, wird k ein E i n­
s p ru eh erhoben. 
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Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des N ational­
rates keinen Einspruch zu erheben. 

18. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1. Juli 1970, betreffend ein Abkommen zwi­
sdlen der Republik Osterreidl und dem Ver­
einigten Königreich von Großbritannien und 
Nordlrland zur Vermeidung der Doppel­
besteuerung und zur Verhinderung der Steuer­
umgehung bel den Steuem vom Einkommen 

(415 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
18. Punkt der Tagesordnung: Abkommen mit 
Großbritannien zur Vermeidung der Doppel­
besteuerung und zur Verhinderung der Steuer­
umgehung bei den Steuern vom Einkommen. 

Beridlterstatter ist Herr Bundesrat Wally. 
Idl bitte um den BeriCht. 

Beridlterstatter Wally: Durm das vorlie­
gende Abkommen soll das österreidlism­
britische Doppelbesteuerungsabkommen aus 
dem Jahre 1956 ersetzt werden. Das Abkom­
men folgt weitgehend dem OECD-Muster­
abkommen. Neben einer Modernisierung der 
bisherigen Regelung im allgemeinen ist mit 
Rücksicht auf die in der innerstaatlichen 
Gesetzgebung der beiden Vertragspartner ein­
getretenen Änderungen eine Neugestaltung 
des Besteuerungsrechtes für Dividenden vor­
gesehen. 

Vom Nationalrat wurde anläßlkb. der Ver­
absdliedung des Abkommens die Erlassung 
eines besonderen Bundesgesetzes im Sinne 
des Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
zur Uberführung des Vertragsinhaltes in die 
innerstaatliche Redltsordnung nicht für erfor­
derlich gehalten. 

Der Finanzaussdluß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 13. Juli 1970 

in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den BesChluß des Nationalrates vom 
1. Juli 1970, betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik tJsterreidl und dem Ver­
einigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland zur Vermeidung der Doppel­
besteuerung und zur Verhinderung der Steuer­
umgehung bei den Steuern vom Einkommen, 
wird k ein Ein s p r u eh erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s p r u c h zu erheben. 

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist er­
schöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Bundesrates be­
rufe ich für Freitag, den 17. Juli 1970, 9 Uhr, 
mit folgender Tagesordnung ein. 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
9. Juli 1970, betreffend ein Bundesgesetz über 
die Sdlätzung des landwirtsdlaftlichen Kultur­
bodens (Bodenschätzungsgesetz 1970) samt 
Anlage .. 

Eine Viertelstunde nach Sdlluß dieser 
Sitzung ist eine weitere Sitzung des Bundes­
rates in Aussidlt genommen. In dieser Sitzung 
soll der selbständige Antrag der Bundesräte 
Porges und Genossen, betreffend eine Novel­
lierung des Bundesgesetzes über die Miete 
von Wohnungen und Geschäftsräumlichkeiten 
(2. Mietrechtsänderungsgesetz), behandelt 
werden, falls die diesbezüglichen Ausschuß­
beratungen zeitgerecht abgeschlossen werden. 

Die Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schlu.6 der Sitzung: 14 Uhr 35 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L6130920 
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